
Sie lesen in dieser Ausgabe
Novelle des Kommunalrechts  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   2
Mehr Frauen in die Kommunalpolitik  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .               2
Termine der GZ-Akademie .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   2

GZ-Kolumne Stefan Rößle:
KPV: Ausblick auf die zweite kommunale Halbzeit .  .  .  .  .  .  .  .        3

Startschuss für Bayerisch-Tschechische Landesausstellung  .   .   3
AOK: 2022 Höchster Krankenstand seit mehr als 25 Jahren .  .  .   3

Kommunale Bauthemen .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   5 - 7
Abfall l Umwelt .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .                            8
Kommunale Verkehrsthemen  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .    9 - 10
Weiterbildung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .                            11
Aus den bayerischen Kommunen .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .  12 - 14

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik  
und mit  
Wirtschafts-  
und Umweltfragen
zu tun hat, 
braucht die

als umfassende
Informationsquelle  
für kommunale  
Entscheiderinnen  
und Entscheider.

Bayerische
GemeindeZeitung

Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH 
Postfach 825, 82533 Geretsried

Der Bundesklimaschutzminis-
ter mit Randzuständigkeit für 
Wirtschaft ruft die Wärme-
pumpenrevolution aus: Pri-
vatleute müssen in sieben 
Monaten gänzlich neu ge-
plant haben. Pino rätselt, wa-
rum sich die öffentliche Hand 
dann bei vielen Planungen 15 
bis 20 Jahre Vorlauf gönnen 
darf.� Seite 13

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
20. Juli 2023, Stadthalle Gunzenhausen

Erster Vizepräsident Thomas Habermann, Zweite Vizepräsidentin 
Tamara Bischof, mit dem neu gewählten Dritten Vizepräsidenten, 
Landrat Sebastian Gruber (Freyung-Grafenau), Geschäftsführen-
des Präsidialmitglied Andrea Degl und Präsident Thomas Karma-
sin. � Bild: Bayerischer Landkreistag

Bayerischer Landkreistag in Cham:

Krisen als Chancen
Große Krisen haben sich in den vergangenen Jahren bis 
tief in die Struktur der Landkreise ausgewirkt und in gro-
ßem Maße Ressourcen gebunden. Gerade die Kommunen 
können sich aber ein ausschließliches Agieren im Krisen-
modus nicht leisten. Auch in Zeiten knapper Kassen sind 
sie mit ihrem Auftrag der Daseinsvorsorge und dem Ziel 
gleich guter Lebensverhältnisse gefordert. Die diesjährige 
Landkreisversammlung in Cham richtete den Fokus dar- 
auf, wie künftig aus Krisen Chancen werden können.

In einem Intensiven Gedan-
kenaustausch zwischen Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder 
und dem Präsidenten des Bay-
erischen Landkreistags, Thomas 
Karmasin, bat der Fürstenfeld-
brucker Landrat zunächst beim 
Thema Asyl- und Flüchtlingspo-
litik um Unterstützung, sei die-
ses in Berlin doch nach wir vor 
nicht angekommen. 

Kommunen werden ignoriert

Briefe würden nicht beant-
wortet, die Kommunen wür-
den schlichtweg ignoriert. „Da-

bei sind wir mittlerweile in einer 
Situation, in der wir die Zuwan-
derung begrenzen müssen. Oh-
ne diese wird die Integration auf 
kommunaler Ebene scheitern. 
Staat und Gesellschaft werden 
durch einen weiteren ungesteu-
erten und ungebremsten Zuzug 
überfordert. Integration wird 
zum Zufallsprodukt.“ Karmasins 
Appell: „Wir brauchen dringend 
eine steuernde wie auch be-
grenzende Asyl- und Flüchtlings-
politik. Leider verhallen unsere 
Appelle in Berlin ungehört.“

Söder versprach, die Kommu- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

CSU-Parteitag in Nürnberg:

Für ein neues  
Miteinander

Als „starken Auftakt für die Landtagswahl“ bezeich-
nete Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Söder den 
89. CSU-Parteitag in Nürnberg. Einstimmig wählten die 
1.200 Delegierten den Parteichef zum Spitzenkandidaten 
für den Urnengang am 8. Oktober. Inhaltlicher Schwer-
punkt war die Verabschiedung des neuen Grundsatzpro-
gramms mit dem Titel „Für ein neues Miteinander“. Die 
Beratungen unter der Leitung der beiden Vorsitzenden 
der CSU-Grundsatzkommission, Dr. Anja Weisgerber und 
Dr. Gerhard Hopp hatte die CSU vor einem Jahr begonnen.

In seiner Rede zog Parteivor-
sitzender Söder eine positive Bi-
lanz der vergangenen fünf Jah-
re. Die Krisen der letzten Jahre 
seien ein Charaktertest gewe-
sen, den Bayern und die CSU be-
standen hätten. Der Freistaat sei 
Zukunfts- und Sehnsuchtsort, 
stark und beliebt wie nie. Neben 
dem Fleiß der Menschen seien 
hier die richtigen Weichenstel-
lungen der Politik entscheidend.

Ziele für die  
kommende Legislaturperiode

Für die kommende Legislatur-
periode formulierte Söder fol-
gende Ziele:
1. Wir wollen Wohlstand für al-
le erhalten und den Mittelstand 
entlasten! Wir sind für die Mitte 
der Gesellschaft da, für die Nor-
malverdiener, den Mittelstand, 
das Handwerk und die Landwirt-
schaft.
2. Wir wollen eine gute Zukunft 
für unsere Kinder und Enkel! 
Wir sorgen für eine gute Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf, beste Bildung und Spitzen-
forschung.
3. Bayern soll sicher und soli-
de bleiben! Wir haben die nied-
rigste Kriminalitätsrate und die 
höchste Aufklärungsquote. Wir 
stärken die Polizei und stehen 
hinter ihr. Wir bleiben finanzi-
ell solide, haben die höchste In-
vestitionsquote aller Länder und 
machen keine neuen Schulden. 
Wir wollen keine Steuererhöhun-
gen, sondern Entlastungen.
4. Wir wollen ein nachhaltiges 
Bayern. Wir sagen „Ja“ zu Kli-
maschutz und „Nein“ zu Klima-
klebern. Wir arbeiten für den 
Erhalt von Natur und Schöpfung 

und verbinden Klimaschutz und 
Wertschöpfung. Der ländliche 
Raum ist Zukunftsraum. Keiner 
steht so dafür ein wie wir.
5. Wir wollen die Bayerische 
Kultur und Lebensart erhalten! 
Wir sind gegen Umerziehung 
und Wokeness, wir stehen für 
die Liberalitas Bavariae und die 
Freiheit. Bayern ist Freistaat und 
kein Verbotsstaat.

Gründung von Bayernwind

Um den nach wie vor schlep-
penden Ausbau bei der Wind-
kraft zu beschleunigen, kündig-
te der Parteichef die Gründung 
einer landeseigenen Baugesell-
schaft namens „Bayernwind“ 
an, „damit nicht nur irgendwel-
che Investoren dabei Geld ver-
dienen“. Bis ausreichend erneu-
erbare Energien vorhanden sei-
en, um den wachsenden Bedarf 
in Deutschland zu decken, sei es 
jedoch falsch, auf die Kernener-
gie zu verzichten.

Eine neue Wohlstandsagenda 
für Bayern und Deutschland be-
schreibt das neue CSU-Grund-
satzprogramm „Für ein neues  
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Reaktionen nach Flüchtlingsgipfel:

Bund verkennt 
Brisanz der Lage

Wenig Zählbares hat der Flüchtlingsgipfel von Bund und 
Ländern in Berlin eingebracht. Bei der Ministerpräsiden-
tenkonferenz mit Bundeskanzler Scholz einigte man sich 
lediglich auf eine neue Lastenverteilung bei den Flücht-
lingskosten. Der Bund sagte vorerst eine weitere Milliar-
de Euro zu, mit der die Länder die Kosten für die Unter-
bringung und Verteilung der Migranten finanzieren sollen. 
Über die künftige Aufschlüsselung der Kosten soll aber zu-
nächst in einer Arbeitsgruppe beraten und erst im Novem-
ber entschieden werden. Der Durchbruch blieb erwartbar 
aus, entsprechend enttäuscht reagierten Ministerpräsi-
dent Dr. Markus Söder sowie die kommunale Ebene.

Der Hinweis des Bundes auf 
seine Haushaltslage kann Söder 
zufolge nicht das letzte Wort 
sein. „Über Unterbringung und 
Humanität darf nicht nach Kas-
senlage entschieden werden“, 
warnte der Ministerpräsident. 
Deshalb müsse dringend nach-
gearbeitet werden. Allerdings 
zeigte er sich nach dem Ver-
lauf des Treffens wenig optimis-
tisch, dass der Bund dazu bereit 
ist. Man habe eine Bundesregie-
rung erlebt, die die Sorgen der 
Kommunen wenig versteht.

Absolute Belastungsgrenze

„Leider wird jetzt wieder zu 
viel Zeit verloren“, kritisierte Sö-
der. Die Kommunen seien an der 
absoluten Belastungsgrenze. Die 
Länder forderten ein atmendes 
System: „Wenn mehr Menschen 
kommen, sind die Belastungen 
höher, also müssen auch die fi-
nanziellen Anstrengungen grö-
ßer werden - und umgekehrt.“

Leider passiere auch bei der 
Steuerung der Zuwanderung zu 
wenig. „Es braucht die Auswei-
sung weiterer sogenannter si-
cherer Herkunftsstaaten zur er-
leichterten Rückführung, wie 
zum Beispiel Algerien, Marokko, 
Tunesien oder auch Indien. Es 
fehlt auch ein rasch wirksames 
Konzept gegen illegale Migra-
tion.“ Erneut warb Söder da-
für, das Modell der bayerischen 
Grenzpolizei als Vorbild für ganz 
Deutschland zu nehmen.

Bund zahlt seine Zeche nicht

Wie der Präsident des Baye-
rischen Landkreistags, Landrat 
Thomas Karmasin (Fürstenfeld-
bruck) ausführte, „ist es trotz 
vereinter Stärke von drei Minis-
terpräsidentinnen und 13 Minis-

terpräsidenten nicht gelungen, 
den Bundeskanzler von der Bris-
anz der Lage zu überzeugen, da-
bei sind wir bei der Flüchtlings-
unterbringung und -integration 
auf die Unterstützung des Bun-
des angewiesen.“ Die Flücht-
lingskrise sei auch weiterhin eine 
gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung, die die Kommunen 
nicht allein stemmen könnten. 
Berlin müsse die flüchtlingsbe-
dingten Mehrbelastungen der 
Kommunen vollständig erstat-
ten. Karmasin: „Der Bund, der 
allein die Zuwanderung steu-
ern kann, hält daran fest, die Zu-
wandernden durch die Kommu-
nen bewirten zu lassen und die 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Empfang zum 70. von Altlandrat und Finanzstaatssekretär a.D. Franz Meyer:

Gratulation für „ganz großen Niederbayern“
Er war lange Jahre Mitglied des Bayerischen Landtages, vier Jahre 
Finanzstaatssekretär und von 2008 bis 2020 Landrat. Er hat Hoch-
schulstandorte in den Landkreis geholt, den Ausbau der Bildungs-
einrichtungen forciert, wichtige Infrastruktur-Einrichtungen auf 
den Weg gebracht und dabei unter anderem die Breitbandversor-
gung erheblich verbessert: Franz Meyer kann an seinem 70. Ge-
burtstag auf ein großartiges Lebenswerk zurückblicken.

Das Ehepaar Franz und Rosmarie Meyer mit den Festrednern (v.l.) 
Landrat Raimund Kneidinger, Staatsminister Christian Bernreiter 
und Bürgermeister Florian Gams (r.). � Foto: LRA Passau

Der Landkreis Passau gra-
tulierte dazu gemeinsam mit 
Meyers Heimatstadt Vilshofen 
mit einem gemeinsamen Ge-
burtstagsempfang auf Schloss 
Neuburg. Landrat Raimund Knei-

dinger würdigte besonders die 
„Heimatliebe, die schon legen-
däre Tatkraft und den Einsatz 
für die Menschen und ihre Pro-
bleme“. Vilshofens Bürgermeis-
ter Florian Gams sprach eben-

falls eine „Schlüsseleigenschaft“ 
an, die Meyer wie keinen ande-
ren auszeichne: „Für ihn war und 
ist jedes Problem, das Menschen 
an ihn herantragen, wichtig. 
Denn er weiß: Für den Betroffe-
nen ist das gerade aktuelle An-
liegen von größter Bedeutung“. 

Staatsminister Christian Bern-
reiter überbrachte die Grü-
ße der Staatsregierung und er-
wähnte besonders die Volks-
verbundenheit Meyers, die ihn 
auch im Kabinett zum ausgewie-
senen Experten dafür machte, 
„wie es draußen im Lande aus-
sieht, wie die Menschen denken 
und was sie bewegt“. Das groß-
artige Talent Meyers, „ganz nah 
bei den Menschen zu sein, er-
möglichte ihm eine einzigartige 
politische Karriere und macht 
ihn zu einem ganz großen Nie-
derbayern“, schloss Bernreiter 
unter großem Beifall.

Franz Meyer selbst erklär-
te gegenüber den Festgästen 
– darunter waren viele Land-
kreis-Bürgermeister, eine Rei-
he von Landräten und Altlandrä-
ten der Nachbarlandkreise und 
Vertreter aus Oberösterreich, 
dass er mit großer Dankbarkeit 
auf die Jahrzehnte seiner politi-
schen Arbeit zurückblicke.  �r
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhold Klein 

91484 Sugenheim  
am 22.5.

Bürgermeister Bernd Fessler 
83109 Großkarolinenfeld 

 am 24.5.

Bürgermeister  
Andreas Wutzlhofer  
92648 Vohenstrauß  

am 26.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Landrätin Tamara Bischof  

97318 Kitzingen  
am 20.5.

Landrat Klaus Metzger  
86551 Aichach  

am 22.5.

Bürgermeister Willi Warmuth 
97456 Dittelbrunn  

am 22.5.

Bürgermeister Werner Moll 
86983 Lechbruck  

am 26.5.

Bürgermeister Albert Nickl  
92676 Speinshart  

am 31.5.

Bürgermeister Klaus Schumann 
91086 Aurachtal  

am 1.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Hamperl 

93191 Rettenbach  
am 19.5.

Bürgermeister Patrick Ruh  
91555 Feuchtwangen  

am 19.5.

Bürgermeister Christian Schiller 
82211 Herrsching  

am 20.5.

Bürgermeister Stephan Gawlik 
94538 Fürstenstein  

am 1.6.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Landrätin Tanja Schweiger  

93059 Regensburg  
am 27.5.

Bürgermeister Georg Nagler 
85452 Moosinning  

am 1.6.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Andreas Hügerich  
96215 Lichtenfels  

am 24.5.

Bürgermeister  
Franz Xaver Ziegler  
86568 Hollenbach  

am 1.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 13. Juni 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt.� r

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
20. Juli 2023, 9:00 - 16:30 Uhr
Stadthalle Gunzenhausen, Isle-Platz 1, 91710 Gunzenhausen

Das Bayerische EnergieForum findet bereits zum 14. Mal statt! In 
diesem Jahr bündeln wir unsere Kräfte und schließen uns mit unse-
rer Schwester-Veranstaltung, dem Bayerischen WasserkraftForum 
zusammen. Die Foren finden in zeitlicher Nähe zu den Bayerischen 
Energietagen statt.

Hauptredner ist Hubert Aiwanger, Bayerischer Staatsminister für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, der die Bayerische Ge-
meindeZeitung als Unterstützerin der Energiewede in Bayern aus-
zeichnen wird. Das Bayerische EnergieForum und das Bayerische Was-
serkraftForum sind DIE Fachveranstaltungen für bayerische kommu-
nale Entscheiderinnen und Entscheider, die in ihren Heimatgemein-
den und -städten mit Energie- und Klimaschutzthemen betraut sind. 
Anmeldung: www.bayerisches-energieforum.de
Teilnahmegebühr: Für Kommunalvertreter kostenfrei, Abonennten 
55,- Euro, Wirtschaftsvertreter 95,- Euro (jeweils zzgl. MwSt.)� r

Novelle des Kommunalrechts
Stärkung für das kommunalpolitische Ehrenamt / Mehr Frauen in die Kommunalpolitik

Aktuell steht im Bayerischen Landtag eine Novelle der Gemein-
de-, Landkreis- und Bezirksordnung sowie des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) und anderer Kommunalgesetze 
an. Die Bayerische Staatsregierung hat dazu ein Änderungsgesetz 
vorgelegt, dessen erste Lesung im Mai erfolgte. Es kann damit ge-
rechnet werden, dass die neuen Regelungen nach der Sommer-
pause in Kraft treten. 

Bereits im April diskutierten 
Kathrin Alte, Erste Bürgermeiste-
rin der Gemeinde Anzing, und Dr. 
Birgit Kreß, Erste Bürgermeisterin 
von Markt Erlbach sowie Zweite 
Vizepräsidentin des Bayerischen 
Gemeindetags – beide Bürger-
meisterinnen sind Mitglieder der 

vor Ort zu gestalten.“ Für Herbst 
wurde eine Fortsetzung der Ge-
spräche vereinbart. Kirchner be-
fürwortete diesen konstruktiven 
Dialog: „Frauen sind in kommu-
nalen Ämtern leider nach wie vor 
deutlich unterpräsentiert. Wir 
wollen die Attraktivität kommu-

helfen. Das sind nur zwei Beispie-
le. Das Thema bleibt für uns eine 
Daueraufgabe, bei der wir immer 
auch die aktuellen Bedürfnis-
se der Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger vor Ort im Blick 
haben müssen. Der Austausch 
hierzu war gut und zielführend. 
Ich bin daher gerne bereit, diesen 
mit den Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern fortzuführen.“

Änderungen soll es mit der 
Kommunalrechtsnovelle auch in 
der Entschädigung der künftigen 
Bezirkstagspräsidenten und -prä-
sidentinnen geben: „Die zuneh-
mende Bedeutung der Bezirke 
muss sich daher auch in der ange-
messenen Entschädigung für die-
ses Ehrenamt widerspiegeln“, so 
Kommunalminister Joachim Her-
mann. Ob Soziales, Gesundheit, 
Bildung, Kultur, Heimat oder Um-
welt: Die Aufgaben der Bezirke 
sind vielfältig. Hinzu komme ein 
Haushalt in Milliardenhöhe sowie 
riesige Personalkörper mit meh-
reren tausend Mitarbeitern. 

Weitere angestrebte Änderun-
gen sind der Wegfall der Alters-
grenze für hauptamtliche Man-
datsträgerinnen und -träger, der 
Ausbau hybrider Sitzungen sowie 
Livestreams, geschlechterneutra-
le Formulierungen der Kommu-
nalgesetze und die Möglichkeit 
für gemeindliche Unternehmen 
selbst Energie in einer Menge er-
zeugen zu dürfen, die den örtli-
chen Bedarf übersteigt. „Indem 
wir die Energieerzeugung auf ei-
ne breitere Grundlage stellen, ge-
währleisten wir Versorgungssi-
cherheit und machen uns unab-
hängiger von Energieimporten“, 
teilte Hermann mit. 

Online-Umfrage 
der Landtags-Grünen

Die Landtags-Grünen haben 
im Sommer 2022 die Kommunal-
rechtsnovelle zum Anlass genom-
men, Informationen direkt mit-
tels Online-Umfrage bei den be-
troffenen ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Mandatsträge-
rinnen und -trägern einzuholen 
(vgl. GZ Ausgabe 11/2022). 

Johannes Becher, MdL und 
Sprecher für kommunale Fra-
gen und frühkindliche Bildung, 
Bündnis 90/Die Grünen im Baye-
rischen Landtag, legte nun die Er-
gebnisse dieser – nicht repräsen-
tativen – Umfrage vor. Eine „Her-
zensangelegenheit“ für Becher, 
selbst Stadtrat in Moosburg, 
denn die meist ehrenamtlichen 
Kommunalpolitikerinnen und 
-politiker sichern die Demokratie 
vor Ort: „Diesen Menschen müs-
sen wir, ganz im Sinne der in der 
Verfassung festgelegten kommu-
nalen Selbstverwaltung, wieder 
mehr zutrauen, damit sie in der 
Lage sind, kompetente Entschei-
dungen zu treffen.“ 

Über 800 Personen haben sich 
an der Umfrage beteiligt. Darun-
ter 132 Erste Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister. Das freute Be-
cher besonders, da die Grünen 
selbst nur 10 Erste Bürgermeis-
ter und eine Erste Bürgermeiste-
rin stellen: „Das zeigt, dass par-
teiübergreifend teilgenommen 
wurde und so sollte Kommunal-
politik schließlich funktionieren.“ 
Aus der Umfrage konnten die Er-
kenntnisse gewonnen werden, 
dass eine relevante Mehrheit sich 
eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Ehrenamt sowie mehr 
aktive Frauen in der Kommunal-
politik wünsche; Jugend- und Se-
niorenbeteiligung sollen instituti-
onalisiert und das Onlineangebot, 
um das Mandat ausüben zu kön-
nen, ausgebaut werden. Dabei 
ist zu betonen, dass Kommunal-
politik aber analog bleibe. Klima-
schutz und Klimafolgenanpassung 
sollen zu kommunalen Pflichtauf-
gaben erklärt werden. Erstaunli-
cherweise plädierte eine Mehr-
heit für die Beibehaltung der Al-
tersgrenze und auch für eine 

Amtszeitbegrenzung. Außerdem 
wünsche man sich einen leichte-
ren Zugang zu Informationen, also 
mehr Transparenz.

Im Anschluss an die Auswer-
tung der Umfrage haben die 
Landtagsgrünen folgende Ände-
rungsanträge erarbeitet:
1. Zeitlich begrenzte Vertre-
tungsmöglichkeit durch Nachrü-
cker: Dies erleichtere Auslands-
aufenthalte und Elternzeit. Vie-
le treten erst gar nicht zur Wahl 
an, da das kommunale Ehrenamt 
nicht in die Lebensplanung passe.
2. Gesetzlicher Freistellungsan-
spruch gegenüber dem Arbeit-
geber für mandatsbedingte Tä-
tigkeiten.
3. Veröffentlichung von Sitzungs-
niederschriften, auch online.
4. Die Durchführung von Hyb-
ridsitzungen soll künftig mit ein-
facher Mehrheit beschlossen 
werden können. „Es ist absurd, 
dass über den Haushalt mit ein-
facher Mehrheit beschlossen 
werden kann, aber bei der Fra-
ge, ob Sitzungen auch online 
durchgeführt werden sollen, 
braucht es eine 2/3-Mehrheit“, 
erklärte Becher.
5. Individuelle Informations-
rechte gegenüber der Verwal-
tung: Momentan habe, laut Be-
cher, nur das gesamte Gremi-
um, nicht der Einzelkämpfer, ein 
Auskunftsrecht. Solange es für 
die Verwaltung leistbar ist, muss 
jeder wissen dürfen, worüber 
geredet werde, denn „gute Sit-
zungsunterlagen sind eine gute 
Diskussionsgrundlage“. 
6. Klimaschutz und Klimaanpas-
sung sollen kommunale Pflicht-
aufgaben werden.
7. Landkreisen soll sozialer 
Wohnungsbau ermöglicht wer-
den. Bisher sei das eine Aufgabe 
der Gemeinden, die aber in der 
Größenordnung in der Sozial- 
wohnungen benötigt werden, 
nicht handlungsfähig seien.
8. Einrichtung von Bürgerfragen 
unmittelbar vor Ratssitzungen.
9. Mitspracherecht von Jugend-
lichen und Senioren.
10. Absenkung des aktiven 
Wahlalters auf 16 Jahre bei den 
Kommunalwahlen, denn Ju-
gendliche sind von kommuna-
len Entscheidungen direkt be-
troffen, können aber nicht mit-
bestimmen.
11. Passives Wahlrecht für alle 
Bürgerinnen und Bürger der EU. 
Warum soll eine Österreiche-
rin nicht Bürgermeisterin wer-
den dürfen, wenn es in Rostock 
doch einen dänischen Bürger-
meister gab? 
12. Und schließlich sollen al-
le Kommunalwahlunterlagen in 
leichter Sprache und zum Teil in 
Englisch verfasst sein. 

Weitere Informationen zur 
Auswertung der Umfrage und zu 
den Änderungsanträgen können 
hier abgerufen werden: https://
t1p.de/bstdb

Umfrage der KPV

Die Kommunalpolitische Ver-
einigung der CSU (KPV) führte 
ebenfalls eine eigene Umfrage 
unter ihren über 15.000 Mitglie-
dern durch. Rückmeldung gaben 
ca. 1.600 Kommunalpolitikerin-
nen und -politiker. 21 Prozent wa-
ren Teilnehmerinnen. Die Aufhe-
bung der Altersgrenze für Land- 
räte, Bürgermeister und berufs-
mäßige Gemeinde- bzw. Stadt-
ratsmitglieder wurde von 48 Pro-
zent abgelehnt. 35 Prozent waren 
klar dafür, 17 Prozent verblieben 
neutral. Mit 61 Prozent befür-
wortet die Mehrheit der Teilneh-
menden eine Absenkung der Ein-
wohnergrenze für die Hauptamt-
lichkeit des Ersten Bürgermeis-
ters/der Ersten Bürgermeisterin. 
59 Prozent wünschen eine Er-
gänzung der Entschädigungsvor-
schriften zur besseren Verein-
barkeit von Familie und einem 
ehrenamtlichen Mandat und 68 
Prozent befürworten die Aufnah-
me einer Bestimmung zur Betä-
tigung gemeindlicher Energie-
versorgungsunternehmen. Keine 
eindeutigen Mehrheiten ergaben 

die Fragen nach der Möglichkeit 
des Versands von Briefwahlun-
terlagen ohne Antrag bei Bürger- 
entscheiden, Bürger per Live- 
stream an Bürgerversammlungen 
zu beteiligen bzw. die Öffentlich-
keit von kommunalen Gremien-
sitzungen über Livestreams und 
Mediatheken zu erweitern, eine 

staatliche Plattform für die Durch-
führung von kommunalen Gremi-
en einzurichten, nach dem Ent-
fall des Verbots der Stimmenhäu-
fung bei Mehrheitswahlen und 
nach der Änderung der Fristenre-
gelung betreffend die Einberufung 
der konstituierenden Sitzung nach 
der Kommunalwahl. � CH

V.l.: Kathrin Alte, Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Anzing, Innen-
staatssekretär Sandro Kirchner, MdL und Dr. Birgit Kreß, Erste Bürger-
meisterin des Markts Erlbach und Zweite Vizepräsidentin des Bayeri-
schen Gemeindetags. 	 Bild: stmi

ARGE „Frauen führen Kommu-
nen“ des Bayerischen Gemein-
detags – mit Innenstaatssekretär 
Sandro Kirchner Herausforderun-
gen für Frauen im Bürgermeiste-
rinnenamt. 

Bessere Vereinbarkeit  
von Familie und Beruf 

Das Änderungsgesetz soll auch 
dazu dienen, Frauen den Weg in 
die Kommunalpolitik zu erleich-
tern. „238 Bürgermeisterinnen 
haben wir in Bayern – das sind 
10 Prozent aller Rathauschefs im 
Freistaat“, so Alte. Sie appellier-
te an die Staatsregierung für eine 
bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf mit dem Ehrenamt 
einzutreten: „Es geht uns aber 
auch darum, im Vorfeld der Kom-
munalwahl 2026 weitere Hürden 
abzubauen. Damit mehr Frauen 
sich entscheiden können, Bürger-
meisterin werden zu wollen, Ver-
antwortung zu übernehmen und 

naler Ämter daher gerade auch 
für sie erhöhen. Dabei ist es mir 
wichtig, mit Bürgermeisterinnen 
zu sprechen, die aus eigener Er-
fahrung berichten können, mit 
welchen Erschwernissen sie zu 
tun haben. Mit der laufenden 
Kommunalrechtsnovelle greifen 
wir einige Aspekte auf, z.B. soll 
das Amt der Ersten Bürgermeis-
terin oder des Ersten Bürger-
meisters künftig schon ab 2.500 
Einwohnern regelmäßig ein 
Haupt- und kein Ehrenamt mehr 
sein. Bisher liegt der Schwellen-
wert noch bei 5.000 Einwohnern. 
Außerdem sollen Kommunen 
Ratsmitgliedern mandatsbeding-
te Kosten für die Betreuung von 
Angehörigen entschädigen kön-
nen, um an Sitzungen der kom-
munalen Gremien teilnehmen zu 
können. Das soll Bürgerinnen und 
Bürgern die Übernahme eines 
kommunalen Mandats erleich-
tern und die Vereinbarkeit von 
Familie und Ehrenamt verbessern 

Bürgermeisterinnenkongress in Berlin:

Mehr Frauen für die 
Kommunalpolitik!

Die Kommunalpolitik braucht mehr Frauen in kommunalen 
Führungspositionen. Rund 100 Kommunalpolitikerinnen aus 
Deutschland, Österreich und der Schweiz kamen deshalb im Rah-
men eines gemeinsamen Bürgermeisterinnenkongresses in Ber-
lin zusammen, um über Ideen und Konzepte für eine weiblichere 
Kommunalpolitik zu diskutieren. Prominente Unterstützung er-
fuhr das Frauennetzwerk dabei von den Bundespräsidenten-Gat-
tinnen Elke Büdenbender (Deutschland) und Doris Schmidauer 
(Österreich), die als Schirmherrinnen fungierten.

In den drei Ländern wer-
den lediglich zwischen 10 und 
15 Prozent aller Bürgermeis-
terämter von Frauen beklei-
det. Während der Beratun-
gen wurde deutlich, dass ei-
ne Neuausrichtung der Politik 
in Städten und Gemeinden mit 
dem Ziel, kommunale Funkti-
onen für Frauen attraktiver zu 
gestalten, nicht nur aus Grün-
den der Gleichberechtigung 
notwendig ist. Mehr Frauen 
in verantwortlichen Funktionen 
verbessern die Qualität der po-
litischen Entscheidungen und 
verändern den Blick auf die Her-
ausforderungen vor Ort.

Gemeinsame Erklärung

Gemeinsam mit seinen Part-
nerverbänden zeigte der DStGB 
auf, welche Maßnahmen nötig 
sind, um den Frauenanteil in der 
Kommunalpolitik zu erhöhen. 
Verabschiedet wurde eine ge-
meinsame Erklärung mit folgen-
den konkreten Forderungen:
1. Bürgermeisterinnen als Mut-
macherinnen für Frauen: Damit 
Bürgermeisterinnen keine Ein-
zelkämpferinnen bleiben, ist ge-
meinsam darauf hinzuarbeiten, 
dass Frauen in Funktionen und 
Positionen der Kommunalpolitik 
genauso stark vertreten sind und 
mitgestalten können wie Männer. 

2. Flexible Arbeitszeitmodelle 
angepasst an unsere Zeit: Die 
Bürgermeisterinnen fordern, 
flexiblere Arbeitszeitmodelle 
einzuführen und die interne Or-
ganisation so anzupassen, dass 
politische Mandate in der Ge-
meindeführung wieder interes-
santer werden. 
3. Neue Sitzungskultur ermög-
lichen: Die Bürgermeisterinnen 
setzen sich dafür ein, eine fami-
lienfreundlichere, zeitschonen-
de Sitzungskultur in der Kommu-
nalpolitik zu etablieren (u.a. ver-
stärkte Nutzung von digitalen 
Formaten und flexiblere Termi-
ne auch außerhalb der Abend-
zeiten) 
4. Nachwuchsförderung for-
cieren und Netzwerke ausbau-
en: Der Ausbau von Mento-
ring-Programmen und anderen 
Instrumenten der Nachwuchs-
förderung sowie die Unterstüt-
zung von Netzwerken für Bür-
germeisterinnen auf regiona-
ler, nationaler und internatio-
naler Ebene tragen maßgeblich 
zur Förderung des politischen 
Engagements von Frauen in der 
Kommunalpolitik bei. 
5. Eine Kultur der Anerkennung 
fördern und Sicherheit erhö-
hen: Die Wertschätzung, der Re-
spekt und die Anerkennung sind 
ein zentraler Aspekt der Attrak- 
� (Fortsetzung nächste Seite)

https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/gzakademie-2023-bersicht
https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/interviews-gespraeche/4826-gz-11-2022-gz-gespraech-mit-mdl-johannes-becher-sprecher-fuer-kommunale-fragen-bei-buendnis-90-die-gruenen
https://www.gruene-fraktion-bayern.de/themen/kommunale-fragen/2023/gruene-reformideen-fuer-das-kommunalrecht/?L=0 
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die zweite Halbzeit für un-
sere bayerischen Kommunal-
politiker hat begonnen. In 
meiner vorigen Kolumne ha-
ben wir gemeinsam auf die 
letzten drei Jahre zurückge-
blickt; heute wagen wir ei-
nen kleinen Ausblick auf die 
nächsten Jahre. 

Was wünsche ich mir per-
sönlich für die nächsten Jahre 
für unsere bayerischen Kom-
munen? Wir benötigen eine 
finanzielle Grundausstattung, 
die nicht nur für die Erfüllung der Pflichtaufga-
ben und für die vielen von Bund und Land auf 

die Kommunen übertragenen Aufgaben reicht, 
sondern uns auch Spielraum lässt für Eigenini-
tiative zum Wohl unserer Bevölkerung. Wir be-
nötigen für dieses und die nächsten Jahre einen 
Kommunalen Finanzausgleich, der den gestie-
genen Kosten und Anforderungen der Bürge-
rinnen und Bürger an die Politik gerecht wird. 

Ebenso wünsche ich mir, dass wir eine zu-
kunftsfähige Krankenhauslandschaft und at-
traktive Betreuungseinrichtungen sowie eine 
funktionierende Pflegelandschaft vor Ort auf-

rechterhalten können. Glei-
ches gilt für die Schaffung 
von familienfreundlichen An-
geboten im KiTa- und Schul-
bereich. All diese Themen 
können unsere bayerischen 
Kommunen nur mit kräftiger 
Unterstützung von Bund und 
Land stemmen. 

Neben den großen politi-
schen Linien, die alle kommu-
nalen Ebenen betreffen, gibt 
es ja auch noch individuelle 
kommunalpolitische Themen 
in den bayerischen Bezirken, 
Landkreisen, Städten und Ge-
meinden. Wir wollen die Zu-

kunftsthemen Digitalisierung, Mobilität, Ener-
giewende und Klimaschutz sowie Migration er-
folgreich meistern. In den nächsten drei Jahren 
werden vor Ort die Weichen für erfolgreiche 
Kommunalwahlen in 2026 gestellt. 

Dank Ihrem Einsatz in den Städten, Gemein-
den, Landkreisen und Bezirken sowie der Unter-
stützung der Bayerischen Staatsregierung wol-
len wir alle gemeinsam und zuversichtlich in die 
zweite kommunalpolitische Halbzeit starten.

Die KPV steht Ihnen in den nächsten drei Jah-
ren fest zur Seite, unterstützt die kommunale 
Gremienarbeit sowie die Interessensvertretung 
aller kommunaler Ebenen gegenüber dem Frei-
staat, Bund und Europa sowie innerhalb der 
kommunalpolitischen Familie der CSU.

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV: Ausblick auf die zweite 
kommunale Halbzeit

Liebe Leserinnen
und Leser,

19. Mai 2023

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Mehr Frauen ...
(Fortsetzung von Seite 2)
tivität von kommunalen Äm-
tern. Es braucht neben der Ent-
wicklung einer Anerkennungs-
kultur insbesondere auch ei-
ne größere Wertschätzung des 
kommunalpolitischen Engage-
ments. Gefordert sind gemein-
same Anstrengungen, um die 
Attraktivität der Ämter zu ver-
bessern und diese sichtbarer zu 
machen. Zudem sind wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Schutz vor den zunehmen-
den Angriffen im öffentlichen 
wie im virtuellen Raum zu ver-
bessern. 
6. Gemeinsame länderüber-
greifende Statistik aufbauen: 
Die Bürgermeisterinnen fordern 
die kontinuierliche Erfassung 
von Daten, Studien und Best 
Practice-Beispielen zu Frauen 
in kommunalen Führungsposi-
tionen der Länder Deutschland, 
Schweiz und Österreich. da sich 
viele Erfahrungen und Lösungen 
auf gleiche oder ähnliche Frage-
stellungen anwenden lassen und 
damit schneller gelöst werden.

Auf dem Weg zum Ziel, mehr 
Frauen für die Kommunalpolitik 
zu gewinnen, sind viele Schritte 
notwendig. Das nächste Treffen 
2024 ist bereits avisiert. � DK

Startschuss für Bayerisch-Tschechische Landesausstellung:

„Barock! Bayern und Böhmen“
Die Ministerpräsidenten von Bayern und der Tschechischen Re-
publik, Dr. Markus Söder und Prof. Petr Fiala, eröffneten in Re-
gensburg die Bayerisch-Tschechische Landesausstellung „Barock! 
Bayern und Böhmen“. Im Haus der Bayerischen Geschichte stellte 
Direktor Dr. Richard Loibl die Höhepunkte der Ausstellung vor. Bis 
3. Oktober ist die Schau in Regensburg zu sehen, ab 8. Dezember 
wechselt sie ins Prager Nationalmuseum.

Es ist eine Geschichte von Kri-
se und Wiederaufbau: Am An-
fang steht die Tragödie des 
30jährigen Krieges. Bayern ist 
einer der großen Spieler, er-
kämpft für den Habsburger Kai-
ser Böhmen und gewinnt die 
Kurfürstenwürde. Am Altstädter 
Ring in Prag wütet das kaiserli-

che Strafgericht. Böhmen muss 
wieder katholisch werden. Bay-
ern ist über Jahrzehnte Kriegs-
gebiet und zählt am Ende zu den 
Verlierern. Nach der Katastro-
phe geht es um den Wiederauf-
bau. Seine Form findet er im Ba-
rock – in Böhmen wie in Bayern.

Aus den Verwüstungen ent-

steht ein gemeinsamer Kultur-
raum: Bauboom herrscht in bei-
den Ländern. Der Barock wird 
zelebriert. Über 150 kostbare 
Originalexponate vorwiegend 
aus Tschechien und Deutsch-
land machen die Vielfalt und 
den Reichtum einer Zeit großer 
Leidenschaften sichtbar. Sie zei-
gen den Glanz ebenso wie die 
Abgründe, den schönen Schein 
der Illusion ebenso wie die Büh-
nenmaschinerie, die alles am 
Laufen hält. Das barocke Spek-
takel umfasst schließlich alle Le-
bensbereiche, bezieht alle Stän-
de mit ein und überwindet nicht 
nur Landes-, sondern auch die 
Konfessionsgrenzen.

Laut Ministerpräsident Söder 
dokumentiert die Landesaus-
stellung die Verbundenheit zwi-
schen den Bayern und Tschechi-
en als zwei Länder in der Mit-
te Europas. Wie immer gelte: 
„Ein Besuch im Haus der Baye-
rischen Geschichte lohnt sich!“ 
Kunstminister Markus Blume 
sprach von einem „großartigen 
bayerisch-böhmischen Gesamt-
kunstwerk“. Hier habe das ba-
rocke Motto „Nutze den Tag“ 
wahrlich Pate gestanden, sei ein 
so grenzüberschreitendes Aus-
stellungsprojekt doch nur mög-
lich durch ein intensives und 
vertrauensvolles Miteinander. 
Hier zeige sich einmal mehr: 
„Kulturelle Zusammenarbeit ist 
ein zentraler Pfeiler unserer eu-
ropäischen Friedensarchitek-
tur!“ � DK

V.l.: Dr. Richard Loibl, Direktor des Hauses der Bayerischen Ge-
schichte zeigte beim Rundgang dem tschechischen Ministerprä-
sidenten Prof. Petr Fiala und Bayerns Ministerpräsidenten Dr. 
Markus Söder sowie Bayerns Staatsminister für Wissenschaft und 
Kunst Markus Blume die Highlights der Ausstellung. Dahinter Al-
bert Füracker, Bayerischer Finanz- und Heimatminister. 
� Bild: Haus der Bayerischen Geschichte – www.altrofoto.de

AOK Bayern spricht von langen Ausfallzeiten:

2022: Höchster Krankenstand  
seit mehr als 25 Jahren

Zusammenhang mit Impfungen wurde nicht untersucht
Der Krankenstand der erwerbstätigen AOK-Versicherten lag 2022 
in Bayern bei 6,1 Prozent und hat sich im Vergleich zu den Vor-
jahren mit jeweils 4,8 Prozent drastisch erhöht. Es ist der höchste 
Krankenstand seit 1995. 

Damals lag der Wert bei 5,2 
Prozent. Im Jahr 2022 haben 
sich 61,8 Prozent der insgesamt 
rund 2,793 Millionen erwerbstä-
tigen AOK-Versicherten krank-
gemeldet, 2021 waren es nur 
46,2 Prozent. Die mit Abstand 
meisten Krankmeldungen ent-
fielen auf Atemwegserkran-
kungen. Während im Jahr 2021 
noch 18,9 Prozent der Beschäf-
tigten von Atemwegserkrankun-
gen betroffen waren, lag ihr An-

teil 2022 mit 42,6 Prozent mehr 
als doppelt so hoch.

Fast 500.000  
nachgewiesene Covid-Fälle

Im Jahr 2022 registrierte die 
AOK in Bayern insgesamt rund 
498.000 Fälle einer nachge-
wiesenen Covid 19-Infektion. 
Das heißt, 19 Prozent aller Ver-
sicherten waren 2022 einmal 
oder mehrfach von Corona be-
troffen. Die größte Krankenkas-
se im Freistaat zählte zudem 
von März 2020 bis Dezember 
2022 knapp 480.000 Personen 
mit mindestens einer Covid-Er-
krankung, darunter 11.700 Per-
sonen mit einer Post-Covid-Er-
krankung, was etwas mehr 2,4 
Prozent aller an Covid erkrank-
ten AOK-Versicherten Beschäf-
tigten entspricht.

Die Arbeitsunfähigkeitsdau-
er von Beschäftigten, die von 
Covid-Erkrankungen betroffen 
sind, steigt mit zunehmendem 
Alter deutlich an. Das gilt sowohl 
für Akut- als auch für Post-Co-
vid-Erkrankungen. 

Lange Ausfallzeiten wegen 
Post-Covid-Erkrankungen 

Während unter 30-Jährige 
bayerische Beschäftigte im Mit-
tel sieben Tage aufgrund einer 
akuten und 19 Tage aufgrund ei-
ner Post-Covid-Erkrankung ar-
beitsunfähig geschrieben wur-
den, fielen Berufstätige ab 60 
durchschnittlich elf bzw. 46 Tage 
aus. Über alle Beschäftigten hin-
weg waren bei akuten Covid-Er-
krankungen durchschnittlich 
neun Ausfalltage zu verzeich-
nen, bei Post-Covid-Erkrankun-
gen durchschnittlich 32 Tage. 
Damit dauerten die Post-Co-
vid-Erkrankungen der bayeri-
schen AOK-Versicherten durch-

schnittlich zwei Tage länger als 
im bundesweiten Durchschnitt. 
Zum Vergleich: Atemwegser-
krankungen dauerten in Bayern 
bei den AOK-Versicherten Be-
schäftigten knapp sieben Tage.

Auch mehr Erkrankungen  
des Muskel-Skelettsystems ...

Atemwegserkrankungen ver-
ursachten 2022 in Bayern die 
meisten Krankmeldungen (86,4 
Krankmeldungen je 100 Ver-
sichertenjahre). 2021 lag der 
Wert noch bei 31,6. Doch auch 
die Muskelskelett-Erkrankungen 
gingen nach oben und belegten 
mit 35,5 Krankmeldungen je 100 
Versichertenjahre den zweiten 
Platz (2021: 31,6).

... und der Psyche

Bei den psychischen Erkran-
kungen gab es einen Anstieg der 
Krankmeldungen um rund 11 
Prozent. Besonders betroffen 
von psychischen Erkrankungen 
waren erneut die Berufe in der 
Altenpflege mit durchschnittlich 
20,6 Krankmeldungen je 100 
Versichertenjahre. Der bayeri-
sche Durchschnitt lag bei 10,9.

Zusammenhang mit Impfung 
nicht abgefragt

Auf die Rückfrage wie vie-
le der Corona-Erkrankten bzw. 
Post-Covid-Erkrankten mindes- 
tens einmal oder vollständig 
geimpft sind und wie viele Mel-
dungen von unerwünschten 
Impfnebenwirkungen bei der 
AOK vorliegen, lautet die Ant-
wort der Kasse wörtlich: „Die ge-
setzlichen Krankenkassen wissen 
nicht, welche ihrer Versicher-
ten wann mit welchem Wirk-
stoff gegen Corona geimpft wur-
den. Auch Antworten auf Fra-
gen von Impfnebenwirkungen 
können somit von den Kranken-
kassen leider nicht beantwortet 
werden. Das Gesundheitsminis-
terium hat das Paul-Ehrlich-In-
stitut (PEI) mit dem Projekt „Ri-
sikoevaluation und Effektivität 
der COVID19-Impfstoffe“ be-
auftragt. Aktuell gibt es kein 
Verknüpfungsverfahren zwi-
schen den vorliegenden ano-
nymisierten Daten der Geimpf-
ten und den Abrechnungsdaten 
der GKV-Versicherten.“ Zitat En-
de. Eine Frage nach einer (finan-
ziellen) Bilanz der Corona-Jahre 
blieb unbeantwortet. � r

GZ-Kommentar zu dürftigem Zahlenmaterial
2022 gab es also weitaus mehr Corona-Erkrankte als 2021. Das 

geben die AOK-Daten her. Was sie nicht sagen: Hat die Impfung 
also versagt? Und schlimmer: Wie sieht es mit den Menschen 
aus, die nach Corona-Impfungen schwerwiegende Schäden erlit-
ten haben? Diese werden nunmehr sogar vom obersten Impfwer-
ber Karl Lauterbach zugegeben.

Die gesundheitlichen Folgen bezahlen die gesetzlich Versicher-
ten als Solidargemeinschaft. Adäquate Entschädigungszahlungen 
scheinen leider auf der Strecke zu bleiben. Sollte oberste Priori-
tät einer gesetzlichen Krankenkasse nicht sein, Fehler, die in der 
Corona-Politik gemacht wurden, darzulegen und aufzuarbeiten?

Die Bundesregierung hat Unsummen für Impf-Marketing aus-
gegeben. Hätten Firmen, die „An der Goldgrube“ (das ist die 
Biontech-Adresse in Mainz) ansässig sind und Milliarden Euro 
eingenommen haben, nicht selbst für ihre Produkte werben kön-
nen? Und wo bleibt das Geld, um jetzt Betroffenen zu helfen und 
vergleichbare Fehler künftig zu vermeiden? Wann ist endlich mit 
richtigen, vollständigen Daten zu rechnen? Ist es nicht Sache der 
Politik und der Krankenkassen für einwandfrei verwertbares Zah-
lenmaterial Sorge zu tragen? Statistiken, die wesentliche Aspekte 
unberücksichtigt lassen, führen grundsätzlich zu keinen korrekten 
Ergebnissen. Wenn man sie als „Fakten“ verkauft, sind sie falsch 
und irreführend. � r

Bayerischer Integrationspreis 2023:

Erster Preis für „Mia san fit“
Die vom Sozialdienst muslimischer Frauen organisierte Initiative 
„Mia san fit“ aus Kempten erhält den diesjährigen Bayerischen In-
tegrationspreis. Weitere Preisträger sind der „Chor der Vielfalt – 
Multilingualer Chor“ in Nürnberg sowie das Projekt „Integration 
mit Augenmaß“ (Landkreis Dachau).

Unter dem diesjährigen Mot-
to „Integration in der Freizeit – 
gemeinsame Hobbys verbinden“ 
wurden Projekte ausgewählt, 
die sich in besonderer Weise um 
die Freizeitgestaltung von Men-
schen mit Migrationsgeschichte 
in Bayern verdient gemacht ha-
ben und integrative Strahlkraft 
ausüben. Die Bayerische Integra-
tionsbeauftragte Gudrun Bren-
del-Fischer, Innen- und Integra-
tionsminister Joachim Herrmann 
und Landtagspräsidentin Ilse 
Aigner werden die Preise in Kür-
ze im Bayerischen Landtag über-
reichen. Der Bayerische Integra-
tionspreis 2023 ist mit insgesamt 
9.000 Euro dotiert.

Seit 2021 ermöglicht das Pro-
jekt „Mia san fit!“ Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen 
mit und ohne Flucht-/Migrati-
onsgeschichte, sich in unter-
schiedlichen Sportarten aus-
zuprobieren. Der Sozialdienst 
muslimischer Frauen Kempten 
schafft mit der Initiative inklusi-
ve und integrative Angebote im 
Freizeit- und im (natursportli-
chen) Bergsport. Ziel ist es, eine 
interkulturelle Öffnung im ört-
lichen Vereinsleben, im Sport 
selbst und in der Gesellschaft zu 
bewirken.

So treffen sich zum Beispiel 
Frauen unterschiedlicher Her-
kunft aller Altersstufen ein- bis 
zweimal pro Woche in einer an-
gemieteten Turnhalle, wo sie ge-
meinsam Zumba und Yoga prak-
tizieren. Auch andere Sportar-
ten wie Volleyball oder Fußball 
werden ausprobiert. Der Kurs 
wird ausschließlich von Frauen, 
möglichst mit eigener Migrati-
onsbiographie, geleitet. Auf die 
sportlichen Bedarfe der Frau-
en wird mit großer Sensibilität 
eingegangen. Das angebotene 
Sportprogramm richtet sich fle-
xibel nach der Zielgruppe, Vor-
kenntnisse sind nicht notwen-
dig. Ein Herzstück des Angebots 
ist die (interkulturelle) Kletter-
gruppe für Kinder und Jugendli-
che, die in Kooperation mit der 
DAV Sektion Kempten Allgäu 
zweimal im Monat stattfindet.

Durch bekannte Lieder in ver-

schiedenen Sprachen mit eige-
nen Texten zeigt der „Chor der 
Vielfalt“ musikalisch die Viel-
falt Nürnbergs. Sängerinnen und 
Sänger verschiedener Herkunft, 
unterschiedlichen Geschlechts 
und Alters und ihre Sprachen-
vielfalt machen ihn zu einem 
neuartigen und spannenden 
Projekt. Getragen wird der Chor 
vor allem von Menschen, die sich 
in Migrantenvereinen engagie-
ren, dazu gehören unter ande-
rem der Äthiopische Kulturver-
ein, der Iranische Kulturverein 
und der Verein Romanima. Die 
Mitglieder treffen sich wöchent-
lich im Kulturladen Villa Leon zu 
Proben. Der seit 2018 bestehen-
de Chor konnte bereits zahlrei-
che Auftritte absolvieren, zum 
Beispiel beim Global Art Festival 
Nürnberg oder beim Winterfest 
St. Leonhard/Schweinau.

Projekte für alle

Durch sein vielfältiges Ange-
bot zeichnet sich das Projekt „In-
tegration mit Augenmaß“ (IMA) 
aus. Es ist offen für alle Perso-
nengruppen mit Migrationshin-
tergrund. Zum umfangreichen 
Angebot gehören etwa Projek-
te für alle Altersstufen, für Men-
schen mit Behinderungen, Schu-
lungsprojekte, Konzeptentwick-
lungen, Gesundheits-, Sport- 
und Musikprojekte oder auch 
gemeinsames Basteln. Durch 
die Aktivitäten konnte ein bun-
tes Netzwerk aufgebaut wer-
den, für die Gemeinden soll Blei-
bendes geschaffen werden.

Konkrete Beispiele für das 
Wirken der Initiative sind ein 
Fußball-Integrations-Cup (Wan-
derpokal) mit Mannschaften 
aus verschiedenen Ländern, das 
Nähen afrikanisch-bayerischer 
Dirndl mit Präsentation in ei-
ner Modenschau, Musikprojek-
te und eine gemeinsame Band 
sowie landkreisweite gemein-
schaftliche Jahresprojekte wie 
die 100 Mosaike zum Thema Eh-
renamt. Seit 2007 werden jähr-
lich ca. 20 Projekte angeboten 
und diese zum Teil auch über 
längere Zeit weitergeführt. � DK
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Für ein neues ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Miteinander“. Darin setzt die 
CSU thematische Akzente: So-
lide Finanzen, gute Rahmenbe-
dingungen für Wohlstand und 
Wachstum, schlanker und des-
halb starker Staat, Sicherheit 
durch Stärke und Wehrfähig-
keit, mehr Resilienz bei Energie, 
Rohstoffen und wichtigen Gü-
tern, Vorfahrt für Arbeit, Unter-
stützung und Wahlfreiheit für 
Familien, Hightech-Agenda als 
Wohlstandsagenda für das Bay-
ern unserer Kinder und Enkel-
kinder, Erneuerung des Wohl-
standsversprechens der Sozia-
len Marktwirtschaft durch Leis-
tung und Solidarität, Bayern als 
Inbegriff von Heimat und High-
tech und Benchmark für Ökolo-
gie und Ökonomie.

Die Energiewende könne 
nur gelingen, wenn auch der 
Strommarkt an die Erfordernis-
se der neuen Energiewelt ange-
passt wird, heißt es in dem Pro-
gramm. Da ein massiver Ausbau 
der Erneuerbaren Energien un-
umgänglich sei, werde ein fle-
xibles Energiesystem benötigt, 
das intelligent auf die jeweiligen 
Erzeugungs- und Einspeisebe-
dingungen reagiert und jeder-
zeit eine stabile Versorgung ge-
währleisten kann.

Technologieoffenheit  
vs. Ideologie.

„Wir setzen bei der Energie-
versorgung auf Technologieof-
fenheit und nicht auf Ideologie. 
Wir stehen zum beschlossenen 
Ausstieg aus der Kernkraft, wol-
len aber die bestehenden Kern-
kraftwerke für einen Übergangs-
zeitraum weiter als Brücken-
technologie nutzen.“

Große Bedeutung beigemes-
sen wird auch einer leistungs-
fähigen Gesundheitsinfrastruk-
tur in allen Teilen Bayerns. „Wir 
wollen ein nachhaltiges und wi-
derstandsfähiges System, das 
auch zeitweise starken Belas-
tungen standhält und über Not-
fallkonzepte für seltene Ereig-
nisse und Katastrophen verfügt. 
Damit Medizin und Hilfe zu den 
Menschen gebracht wird, müsse 
auch das Potenzial der Teleme-
dizin ausgeschöpft werden. Die 
CSU stehe für eine innovative 
Arzneimittel- und Medizinpro-
dukteversorgung und die effizi-
ente Nutzung von Gesundheits-
daten und bekenne sich klar zum 
Forschungs- und Produktions- 
standort Deutschland mit sei-
nen innovationsstarken Unter-
nehmen, „denn sie sind wertvoll 
für unser Land“. 

https://www.csu.de/com -
mon/download/CSU-Grundsatz-
programm.pdf� DK
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nen nicht allein zu lassen: „Ei-
ne dauerhafte Integration setzt 
eine bessere Steuerung, eine 
bessere Planbarkeit und besse-
re Strukturen voraus. Die Bun-
desregierung meint, der Job sei 
erfüllt, wenn die Menschen in 
Zelten untergebracht sind. Da-
bei müssen wir Menschen, die 
bei uns leben dürfen, in der In-
tegration begleiten. Die Zuwan-
derung nach Deutschland muss 
anders gestaltet werden. Insbe-
sondere müssen Straftäter kon-
sequent abgeschoben werden.“

Weiteres Schwerpunktthema 
war eine aufgabengerechte  
Finanz- und Personalausstat-
tung der Landratsämter. Karma-
sin forderte ein Umdenken bei 
der Vergabe von Fördermitteln 
– weg von der kleinteiligen Ver-
teilung, hin zu Budgets. Ein gro-
ßes Anliegen ist ihm die Perso-
nalausstattung der Landkreisbe-
hörden, nachdem die regiona-
len Verwaltungen immer mehr 
Aufgaben zugewiesen bekä-
men. Exemplarisch verwies er 

auf die Situation in der eigenen 
Verwaltung: Zu seinem Amtsan-
tritt 1996 seien 40 Mitarbeiter 
in der Ausländerbehörde und 60 
im Jugendamt beschäftigt gewe-
sen. Mittlerweile seien es dop-
pelt so viele.

Teurer Vollzug  
staatlicher Aufgaben

Das von den Landkreisen 
selbst zu schulternde jährliche 
Defizit aufgrund der Personal-
kosten beim Vollzug staatlicher 
Aufgaben, wie etwa die Bewilli-
gung von Anträgen für das von 
der Ampel heuer eingeführte 
Wohngeld plus, belaufe sich in-
zwischen auf 4,5 Millionen Euro, 
informierte der Verbandschef. 
Damit habe sich der Betrag seit 
den Zeiten vor Corona mehr als 
verdoppelt. Diese Entwicklung 
gelte es zu stoppen, „wir kön-
nen nicht immer mehr Stellen 
mit immer mehr Geld schaffen.“ 
Langfristig müsse man eben 
„Standards abbauen oder auf 
Liebgewordenes verzichten“. 
Auch hier kam Söder den Land-
räten entgegen und sagte ihnen 
ein kräftiges Plus an staatlichen 
Stellen zur Erledigung ihrer Auf-
gaben zu, damit unter anderem 
Straßen-, Breitband-, Digitalisie-
rungs- oder Klimaschutzprojek-
te auch weiter zügig umgesetzt 
werden können.

Auch in punkto Krankenhaus-
reform sicherte der Ministerprä-
sident den bayerischen Land-

wig Hartmann (Bündnis 90/Die 
Grünen) und Klaus Adelt (SPD), 
sowie vbw-Präsident Wolfram 
Hatz rang man hart um die besten 
Wege für gleichwertige Lebens-
verhältnisse in allen bayerischen 
Landkreisen. Einig waren sich al-
le Diskutanten, dass eine starke 
Partnerschaft zwischen Landkrei-
sen, Staat und Wirtschaft Grund-
voraussetzung für eine weiter gu-
te Entwicklung ist.

Kommunalfreundliche Politik 
der Staatsregierung

Landrat Rößle attestierte der 
Bayerischen Staatsregierung ei-
ne durchaus kommunalfreund-
liche Politik, verwies aber auch 
darauf, „dass zusätzliche Aufga-
ben und Ausgaben in den ver-
gangenen Jahren viel schnel-
ler steigen, als die Landratsäm-
ter an zusätzlichem Personal be-
kommen“. „Bund und Länder 
haben uns in den vergangenen 
Jahren eine Menge aufgebürdet, 
so dass wir auf die Schnelle min-
destens 500 Stellen brauchen 
und mittelfristig zusätzlich 1.000 
Stellen“, forderte Rößle.

„Wir müssen uns darüber un-
terhalten, wie wir das Geld effi-
zient einsetzen und weiter stei-
gende Kosten vermeiden kön-
nen“, antwortete Finanz- und 
Heimatminister Albert Füra-
cker. „Wir wollen miteinander 
als Kommunen und als Staat die-
ses Land trotz Krisen in eine gu-
te Zukunft führen. Es gibt nicht 
die Lösung per se. Der Finanz-
ausgleich ist ein sensibles Kon-
strukt. Uns ist es bisher immer 
gelungen, im Gespräch mit den 
vier Körperschaften eine Eini-
gung herbeizuführen.“

Ungereimtheiten beim 
neuen Deutschlandticket

Von „zahlreichen Ungereimt-
heiten“ sprach Stefan Rößle mit 
Blick auf das neue Deutschland-
ticket. Wenngleich für 2023 die 
Finanzierung gesichert sei, fehle 
für die Folgejahre eine verläss-
liche Finanzierungszusage für 
die Kommunen. Die Landkreise 
könnten kein zusätzliches Defi-
zit schultern. „Wir fordern ei-
ne klare Zusage von Land und 
Bund, sonst steht das Ticket auf 
tönernen Füßen“, so der Land-
rat. Zudem benötigten die Auf-
gabenträger für die Umsetzung 
schnell Klarheit, welche Kos-
ten der Bund ausgleicht. Grund-
sätzlich vertrat Rößle die Auf-
fassung, dass die Kosten für das 
Deutschlandticket in Höhe von 
3 Mrd. Euro besser für den Aus-
bau des ÖPNV zum Einsatz hät-
ten kommen sollen.

Laut Chams Landrat Franz 
Löffler geht es in den Flächen-
landkreisen primär um den wei-
teren Ausbau des Angebots. 
„Deswegen heißt es bei uns: An-
gebot vor Tarif.“ Bleibe aufgrund 
der Subventionen für den Ta-
rif kein Geld für den Erhalt und 
den Ausbau des Angebots üb-
rig, gingen die Angebote in den 
Ballungsgebieten zu Lasten der 
Mobilität im ländlichen Raum.

Das Deutschlandticket an sich 
habe das Fahrtangebot um kei-
nen Deut verbessert, so Löffler. 

Öffentlicher Personennahver-
kehr überzeuge dann, wenn das 
Angebot passt. Wichtig sei, von 
A nach B zu kommen. 

Wirtschaftsstandort 
Deutschland in Gefahr

Wolfram Hatz, Präsident der 
vbw – Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft, warnte vor 
einem Abrutschen des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland. 
Eine von der vbw beim Insti-
tut der Deutschen Wirtschaft in 
Auftrag gegebene Studie habe 
ergeben, dass der Trend zu ver-
mehrten Auslandsinvestitionen 
auch in der bayerischen Wirt-
schaft zunimmt. Zwei von fünf 
Unternehmen sehen danach im 
Ausland eine wachsende Bedeu-
tung für sich, erläuterte Hatz.

Selbst in Bayern sei im laufen-
den Jahr nicht viel mehr als ei-
ne stagnierende Wirtschaft zu 
erwarten, stellte der Präsident 
fest. Diese befinde sich in ei-
nem tiefgreifenden Transforma-
tionsprozess, verbunden mit ei-
ner dreidimensionalen Heraus-
forderung: der Dekarbonisie-
rung, der Digitalisierung und der 
Demografie, die den massiven 
Mangel an Fach- und Arbeits-
kräften weiter verschärfe und 
auch die sozialen Sicherungssys-
teme schwer unter Druck setze.

„Bayern hat preiswerte Wirt-
schaftsstandorte, und dabei 
muss es auch bleiben. Kom-
munale Steuern und Gebühren 
müssen in einem vernünftigen 
Verhältnis zu lokalen Standort-
qualitäten stehen“, unterstrich 
Hatz. Sein Appell an die Land-
räte: „Halten Sie Ihre Standort-
qualitäten hoch. Machen Sie das 
auch dort, wo es unbequem ist, 
weil kleine Bürgergruppen wich-
tige Projekte öffentlichkeits-
wirksam attackieren. Ihr Land-
kreis wird davon profitieren!“

Politik in Zeiten  
von Vielfachkrisen

„Regieren, Verwalten und Ge-
stalten in Zeiten von Vielfach-
krisen“ lautete das Thema eines 
viel beachteten Vortrags von Dr. 
Karl-Rudolf Korte, Professor für 
Politikwissenschaft an der Uni-
versität Duisburg-Essen. Wer 
sich gegenüber der Bevölkerung 
nicht die Mühe mache, trans-
parent zu erklären, warum Ver-
änderungen auch Besserungen 
bringen, werde seine Mehrheit 
verlieren, machte der Politikpro-
fessor deutlich. 

Bedingungslose Daseinsvor-
sorge steht aus Kortes Sicht wei-
terhin an erster Stelle. Was bis-
lang eher als Resilienzvorsor-
ge im Bereich von Gesundheit 
angesiedelt worden sei, dehne 
sich in alle Bereiche der Sicher-
heit, vor allem aber in die Ener-
giesicherheit aus. Die langfristi-
ge Unabhängigkeit von fossiler 
Energie habe jetzt nicht nur eine 
klimapolitische, sondern auch 
eine sicherheitspolitische Dring-
lichkeit, will man sich von russi-
schen Lieferungen befreien.

Infrastruktur sichere aber 
auch Freiheit im Sinne von De-
mokratievorsorge. Wer sich be-
sonders um politische Verlas-
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Zeche nicht zu bezahlen. Zum 
Glück schützt uns in Bayern un-
ser Freistaat, der immerhin die 
Unterbringung bezahlt.“

Der Landkreistagschef for-
derte eine echte Begrenzung 
und Steuerung der Zuwande-
rung: „Als Kommunalpoliti-
ker sind wir bitter enttäuscht: 
Bei der Begrenzung hat Kanz-
ler Scholz nichts in Aussicht ge-
stellt als vage Vorhaben, die wir 
seit Jahren hören. Der Zustrom 
muss nach klaren und humani-
tären Regeln begrenzt werden, 
wenn Staat und Gesellschaft 
nicht durch einen weiteren un-
gesteuerten und ungebrems-
ten Zuzug überfordert werden 
sollen. Wenn die Bundesregie-
rung das nicht möchte, muss sie 
die Kosten voll übernehmen. Für 
die Integration der Menschen 
mit Bleiberecht fehlt nach wie 
vor das Geld.“ Zudem warteten 
die Kommunen seit Februar dar-
auf, dass der Bund sein Verspre-
chen erfüllt, Bundesliegenschaf-
ten für die Flüchtlingsunterbrin-
gung zur Verfügung zu stellen.

Nötig ist eine verstetigte  
finanzielle Unterstützung

Aus Sicht des Vorsitzenden des 
Bayerischen Städtetags, Strau-
bings Oberbürgermeister Mar-
kus Pannermayr, ist das Ergeb-
nis des Flüchtlingsgipfels „kein 
großer Wurf, aber ein erster klei-
ner Schritt in die richtige Rich-
tung“. Die nun zugesagte Flücht-
lingspauschale des Bundes könne 
nur im Übergang helfen. Befriste-
te Sonderzahlungen und Sonder-
mittel reichten nicht aus, um die 
langfristigen Kosten für Integrati-
on dauerhaft abzudecken, die bei 
Kommunen auflaufen.

„Nötig ist eine verstetigte fi-
nanzielle Unterstützung, die 
sich dynamisch an die Zahl der 
Geflüchteten anpasst. Der Frei-
staat muss die Bundesmittel – 
von der Bundesmilliarde fallen 
auf Bayern geschätzt 170 Mil-
lionen Euro – auf der Basis ei-
nes transparenten Verfahrens 
an die Kommunen weiterleiten. 
Die Kommunen erwarten zu-
dem klare Signale zu einer ef-
fektiven Steuerung von Zuwan-
derung auf europäischer Ebene, 
zur stärkeren Überwachung der 
EU-Außengrenzen und besseren 
Kontrolle der Einreise. Erforder-
lich sind schnellere Asylverfah-
ren und schnellere Verfahren 
zur Feststellung von Bleiberech-
ten und zur Rückführung von 
Menschen ohne Bleiberecht“, 
erläuterte Pannermayr.

„Das war bereits der drit-
te Gipfel und leider wurde wie-
der nur ein Zwischenergebnis er-
zielt“, führte er weiter aus. „Lö-
sungen müssen sorgfältig, aber 
auch rascher als bisher gefunden 
werden. Die bisherige Befassung 
des Bundes mit dem Thema ent-
spricht jedenfalls nicht der Dy-
namik der Lage, mit der die Kom-
munen konfrontiert sind.“

Der Bayerische Gemeinde-
tag begrüßt zwar grundsätz-
lich, dass sich Bund und Län-

der darauf verständigt haben, 
in der Migrationspolitik gemein-
sam voranzugehen, sieht darin 
aber nur winzige Trippelschrit-
te. Ganz allgemein sind die bay-
erischen Gemeinden und Städte 
aber enttäuscht, dass keine sub-
stanzielle Änderung der Flücht-
lingspolitik zu erkennen ist.

Notwendige Wende  
in der Migrationspolitik

Laut Gemeindetagspräsident 
Dr. Uwe Brandl „ist der Ansatz 
richtig, den Zuzug zu begrenzen, 
die Verfahren zu beschleunigen, 
die Außengrenzen der EU besser 
zu schützen und eine gerechte-
re Verteilung innerhalb der EU 
anzustreben“. Hier müsse man 
sich allerdings ehrlich machen, 
so der Verbandschef: „Die ver-
einbarten Maßnahmen werden 
nicht zu einer kurzfristigen Ent-
spannung führen und sind letzt-
lich nur kleine Schritte zu einer 
allerdings notwendigen Wen-
de in der Migrationspolitik. Ein 
belastbares Konzept zur Um-
setzung ist nicht erkennbar. Es 
bleibt abzuwarten, ob Deutsch-
land und seine Regierung die 
notwendige Härte haben wird, 
diese richtigen Ziele gegenüber 
den anderen EU-Staaten, aber 
auch innerhalb Deutschlands 
zwischen den Ampelparteien 
tatsächlich durchzusetzen.“

„Man kann hin und wieder 
durchaus den Eindruck gewin-
nen, dass auf der höheren poli-
tischen Ebene in Berlin die teil-
weise dramatische Situation vor 
Ort nicht ausreichend gewich-
tet wird“, fuhr Brandl fort. Im 
Hinblick auf die Finanzierungs-
fragen seien beide Seiten auf-
einander zugegangen, aller-
dings sei die zugesagte Milliar-
de nur ein Tropfen auf den hei-
ßen Stein. Obwohl die Eckdaten 
klar waren und die Forderungen 
der Kommunen und Länder auf 
dem Tisch lagen, sei offenbar 
nach dem Grundsatz gehandelt 
worden: „Was Du heute kannst 
besorgen, verschiebe gern auf 
morgen.“ Eine Einigung erst im 
November komme für das Jahr 
2024 deutlich zu spät und sto-
ße bei den Kommunen auf gro-
ße Enttäuschung.

Fatales Signal

„Ein fatales Signal … unse-
re deutlich artikulierten Sorgen 
werden neuerlich ignoriert“, 
unterstrich der Präsident. „Die  
gesellschaftspolitischen Folgen 
wird die Bundesregierung zu 
tragen haben. Dieses entschie-
dene Ignorieren und Aussitzen 
ist verantwortungslos und in-
akzeptabel.“ Aktuell sind die 
Flüchtlingsunterkünfte im Frei-
staat fast voll ausgelastet. Wie 
das Bayerische Innenministeri-
um auf Anfrage von BR24 mit-
teilte, seien die Einrichtungen 
aktuell zu 93 Prozent belegt. In 
den staatlichen Unterkünften in 
Bayern sind rund 139.000 Per-
sonen untergebracht, davon et-
wa 42.200 ukrainische Kriegs-
flüchtlinge (Stand: Anfang Mai).

15 Prozent aller Geflüchteten 
sind in Bayern

Laut Ministerium hätten ein-
zelne Bezirke bereits mehr Ge-
flüchtete aufgenommen, als sie 
nach dem Verteilungsschlüs-
sel müssten. Insgesamt liege 
die Quote an aufgenommenen 
Flüchtlingen zwischen 95 Pro-
zent in Schwaben und 108 Pro-
zent in Mittelfranken. Jedem Be-
zirk werde bei der Verteilung von 
Geflüchteten eine Sollquote pro-
portional zur Einwohnerzahl zu-
gewiesen. Die Quoten sollen sich 
nach „der Aufnahmefähigkeit 
der Gesellschaft vor Ort“ richten. 
Insgesamt sollen gut 15 Prozent 
aller nach Deutschland kommen-
den Geflüchteten in Bayern un-
tergebracht werden. � DK

Krisen als Chancen ... Herrmann würdigt kommunale Leistungen
„Die bayerischen Kommunen setzen sich täglich für die künf-

tige Entwicklung in unserem Land ein. Obwohl Sie bei der Ver-
sorgung und Unterbringung der vielen Flüchtlinge bereits die 
Belastungsgrenze erreicht und mancherorts sogar überschrit-
ten haben, leisten Sie weiterhin Herausragendes. Der Freistaat 
steht als zuverlässiger Partner an der Seite der Kommunen“, 
hob Innen- und Kommunalminister Joachim Herrmann beim 
Festabend der Landkreisversammlung in Roding hervor.

Das oberste Ziel des Freistaats sei die tatkräftige finanziel-
le Unterstützung der Kommunen, so der Minister. „In 2023 er-
reichten wir ein Rekordniveau des kommunalen Finanzaus-
gleichs. Allein die Schlüsselzuweisungen betragen in 2023 insge-
samt 4,2 Milliarden Euro, hiervon gehen 1,5 Milliarden Euro an 
die Landkreise. Das ist ein starkes Signal für die kommunale Fa-
milie“, unterstrich Herrmann. Darüber hinaus biete die im April 
vom Kabinett beschlossene Kommunalrechtsnovelle einen ver-
lässlichen Rechtsrahmen für die Arbeit der Kommunen. Kernan-
liegen des Gesetzesentwurfs sei die Stärkung der Attraktivität 
kommunaler Ämter. � DK

Ergänzungswahlen
Nachdem der bisherige 

Zweite Vizepräsident und 
Schatzmeister des Bayeri-
schen Landkreistags, Land-
rat Herbert Eckstein (Roth), 
sein Amt als Landrat zum 31. 
März auf eigenen Wunsch 
niedergelegt hat, wurde im 
Rahmen einer sogenann-
ten Ergänzungswahl die Kit-
zinger Landrätin Tamara Bi-
schof zur Zweiten Vizepräsi-
dentin und Schatzmeisterin 
des Bayerischen Landkreis-
tags bestimmt. Ihren vorma-
ligen Posten als Dritte Vize-
präsidentin nimmt nunmehr  
Freyung-Grafenaus Landkreis- 
chef Sebastian Gruber ein. 
Seit 2020 fungiert er beim 
Bayerischen Landkreistag als 
Vorsitzender des Bezirksver-
bands Niederbayern. � DK

kreischefs zu, für eine flächen-
deckende Gesundheitsvorsorge 
zu kämpfen: „Gesundheitsvor-
sorge im ländlichen Raum ist Da-
seinsvorsorge. Das ist das, wor-
auf ein Staat besonderen Wert 
legen muss.“ In diesem Zusam-
menhang bezeichnete es Karma-
sin als „völlig ausgeschlossen“, 
dass die Landkreise und kreis-
freien Städte ab dem nächs-
ten Jahr im großen Stil das Ver-
bot des Einbaus von neuen Öl- 
und Gasheizungen kontrollieren 
und ahnden, wie es Bundes-
wirtschaftsminister Robert Ha-
beck vorschwebt. Eine klare Ab-
sage erteilte der Präsident auch 
der von diversen Organisationen 
wie dem Bayerischen Landesju-
gendring und den Landtagsfrak-
tionen von Grünen, SPD und FDP 
unterstützten Initiative zur Ein-
führung des Wahlrechts in Bay-
ern ab 16 Jahren.

Bei einer Gesprächsrunde 
mit den Landräten Stefan Rößle 
(Donau-Ries), Vorsitzender des 
Ausschusses für Finanzen und 
Sparkassen beim Bayerischen 
Landkreistag, und Franz Löffler 
(Cham), Vorsitzender des Aus-
schusses für Wirtschaft und Ver-
kehr beim Bayerischen Land-
kreistag, dem Bayerischen Fi-
nanz- und Heimatminister Albert 
Füracker, den Landtagsabgeord-
neten Manfred Ländner (CSU) 
und Robert Riedl (Freie Wähler), 
den Fraktionsvorsitzenden Lud- 

senheit im ländlichen Raum 
kümmert, werde auf Resonanz 
stoßen und Vorsorge gegen po-
litischen Extremismus betrei-
ben. Wer hier investiert, gewin-
ne die Mitte-Wählerschaft ver-
lässlich zurück, so Korte.

Wehrhaftigkeit bedürfe einer 
Gesellschaft, die gemeinwohl- 
orientiert agiert. Die Qualität 
von Öffentlichkeit sei ein Garant 
der Qualität von Demokratie. 
Dies setze den aktiven Kampf 
gegen Desinformationsmedien 
sowie Wirklichkeitsleugnern vor- 
aus. Der Kriegsbeginn in der Uk-
raine markiere insofern nicht 
nur einen Gewissheitsschwund 
in der deutschen Politik, son-
dern durchaus auch einen Neu-
anfang durch Wandel. � DK

Bund verkennt Brisanz ...

https://www.csu.de/common/download/CSU-Grundsatzprogramm.pdf
https://www.csu.de/common/download/CSU-Grundsatzprogramm.pdf
https://www.csu.de/common/download/CSU-Grundsatzprogramm.pdf
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Baukonjunktur kühlt sich weiter ab:

Wohnungsbau bricht ein
„Die Baukonjunktur kühlt sich weiter ab. Vor allem im Wohnungs-
bau ist der Einbruch erschreckend, denn die Baugenehmigungen 
in Bayern rauschen in den Keller. Bereits jetzt haben wir in vielen 
bayerischen Regionen eine akute Wohnungsnot. Diese wird sich 
in den kommenden Jahren wegen der weiterwachsenden Ein-
wohnerzahl und den viel zu geringen Wohnungsneubauten ver-
stärken.“ Dies erklärte Wolfgang Schubert-Raab, Präsident des 
Landesverbands Bayerischer Bauinnungen, anlässlich der Früh-
jahrs-Konjunkturpressekonferenz des Verbandes in München.

Die Geschäftslage der Unter-
nehmen des Baugewerbes zeigt 
sich im Vorjahresvergleich vor al-
lem im öffentlichen Hochbau und 
im Wohnungsbau deutlich ver-
schlechtert. Etwa jedes zweite 
der in diesen Segmenten tätigen 
Bauunternehmen klagt über ei-
ne schlechte Geschäftslage. Zwei 
von drei im Wohnungsbau tätigen 
Unternehmen erwarten eine wei-
tere Verschlechterung ihrer Ge-
schäftslage im kommenden Halb-
jahr. Die pessimistischen Erwar-
tungen werden durch die statisti-
schen Zahlen bestätigt.

Die Wohnungsbaugenehmigun-
gen gingen im ersten Quartal 2023 
im Vorjahresvergleich in Bayern 
um 28,9 Prozent zurück. Aber auch 
bereits genehmigte Projekte wer-
den immer häufiger storniert. Der 
Auftragseingang im Wohnungsbau 
ging im Januar 2023 im Vorjahres-
vergleich in Deutschland nach Er-
hebungen des Zentralverbands 
Deutsches Baugewerbe (ZDB) re-
al um 32,7 Prozent zurück.

Die Gründe für diese Entwick-
lung liegen in einem toxischen 

Gemisch aus exponentiell gestie-
genen Zinsen für Baufinanzierun-
gen, hohen Baustoff- und Bau-
landpreisen, der faktischen Ein-
stellung der Neubauförderung auf 
Bundesebene, steigenden Um-
weltanforderungen, sinkenden 
Reallöhne, unsicheren rechtliche 
und politische Rahmenbedingun-
gen, ausufernden bürokratische 
Anforderungen und wachsenden 
kostenintensiven Aufgaben von 
Städten und Kommunen.

Befürchteter Umsatzrückgang

Wolfgang Schubert-Raab be-
fürchtet zum ersten Mal seit vie-
len Jahren einen Umsatzrück-
gang im Baugewerbe: „Wir er-
warten vor allem wegen des Ein-
bruchs im Wohnungsbau für das 
Jahr 2023 gegenüber dem Vorjahr 
um rund 5 Prozent sinkende No-
minalumsätze. Die reale Umsatz-
entwicklung im gesamten Bauge-
werbe wird voraussichtlich rund 
10 Prozent unterhalb des Vorjah-
res liegen. Diese Entwicklung ge-
fährdet nicht nur die wohnungs-

politischen Ziele, sondern auch 
Arbeitsplätze im Baugewerbe.“

Bedarf und Angebot

Angesichts dieser Entwicklun-
gen und einer Nettozuwanderung 
von rund drei Millionen Menschen 
seit 2015 muss laut Schubert-Raab 
die Bundesregierung die drama-
tisch veränderte Situation aner-
kennen und ihre Politik entspre-
chend anpassen. Andernfalls wer-
den in diesem Jahr in Deutschland 
anstatt der jährlich mindestens 
benötigten 400.000 Wohnungen 
nicht einmal 250.000 Wohnungen 
gebaut werden. Deutschland ge-
hen die Wohnungen aus. Die Sche-
re zwischen Bedarf und Angebot 
klafft immer weiter auseinander.

Schubert-Raab forderte von der 
Bundespolitik schnelle und durch-
schlagende Maßnahmen: „In der 
Wohnungsbauförderung braucht 
es jetzt eine ambitioniertere, mu-
tige verlässliche Politik. Das För-
dervolumen für die Neubauförde-

rung muss auf mindestens 10 Mrd. 
Euro pro Jahr erhöht werden. So-
wohl beim Mietwohnungsbau als 
auch beim sozialen Wohnungsbau 
muss die Förderung zumindest 
für eine Übergangszeit wieder an 
den EH-55-Standard statt an den 
EH 40-Standard gekoppelt wer-
den. Und für private Häuslebau-
er ist neben der Zinsverbilligung 
die Förderung durch eigenkapi-
talersetzende Darlehen dringend 
notwendig. Auch eine Befreiung  
von der Grunderwerbssteuer 
beim Ersterwerb würde Bauwil-
ligen helfen, die Kosten zu stem-
men. Im vermieteten Gebäude- 
bestand sollte eine Angleichung 
der Förderung von Einzelmaßnah-
men an der Gebäudehülle an das 
Niveau der Heizungsförderung 
und eine Verbesserung der Förde-
rung für energetische Sanierungs-
maßnahmen erfolgen. Nur ein 
solches Maßnahmenbündel wür-
de den Wohnungsbau ankurbeln.“

An die Kommunen gerichtet ap-
pellierte der Präsident des LBB, das 
Investitionsvolumen in Straßen, 
Brücken, Wasserleitungen und Ka-
näle mindestens beizubehalten, 
um den Investitionsstau nicht noch 
größer werden zu lassen.� r

Pestel-Institut präsentiert 
Studie „Wohnen im Alter“

Bundesweit fehlen einer Studie des Pestel-Instituts Hannover zu-
folge etwa 2,2 Millionen barrierearme und altersgerechte Woh-
nungen. Mit dem Eintritt der geburtenstarken Jahrgänge der „Ba-
byboomer“ in die Rente werde die Lücke in den nächsten Jahren 
enorm steigen, betonte Institutsleiter Matthias Günther im Rah-
men der Internationalen Bau-Messe in München. Zugleich dürf-
ten künftig zahlreiche Rentner die steigenden Mieten und Wohn-
kosten kaum mehr bezahlen können. Deutschland sei auf bestem 
Weg in die „graue Wohnungsnot“.

Laut der Untersuchung wer-
den in 20 Jahren über 21 Millio-
nen Menschen zur Altersgruppe 
„67plus“ gehören - rund 3,6 Millio-
nen mehr als heute. Der Anteil an 
Senioren, die für ihren Lebensun-
terhalt auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen sind, werde in 
den kommenden 15 Jahren deut-
lich steigen. „Wenn die Wohnkos-
ten auch durch die notwendigen 
Klimaschutzmaßnahmen weiter 
wie im Tempo der letzten Jahre 
steigen, wird es für die Senioren 
von morgen finanziell eng“, warn-
te Institutsleiter Günther.

Darüber hinaus sei der Woh-
nungsmarkt auf die kommende 
Rentnergeneration nicht vorbe-
reitet. Nur rund 600.000 Rent-
nerhaushalte lebten heute in bar-
rierefreien, für Rollator und Roll-
stuhl geeigneten Wohnungen, 
ohne Treppen und mit stufen- 
freiem Zugang zur Dusche. Im 
Jahr 2040 würden aber 3,3 Mil-
lionen solcher Wohnungen ge-
braucht, damit alte Menschen 
möglichst lange zu Hause bleiben 
können. Trotzdem bremse der 
Bund den altersgerechten Umbau 
von Wohnungen sogar aus, stellte 
Günther fest. Die staatliche KfW-
Bank biete heute keine Zuschüsse 
mehr dafür an. Notwendig wäre 
ein Förderprogramm für alters-
gerechten Neu- und Umbau von 

mindestens einer halben Milliar-
de Euro pro Jahr.

Die Studie „Wohnen im Alter“ 
hat das Pestel-Institut im Auf-
trag des Bundesverbandes Deut-
scher Baustoff-Fachhandel (BDB) 
erstellt. Mit seinen Fachgruppen 
nimmt dieser aktuell das altersge-
rechte Bauen und Umbauen mit 
pragmatischen Angeboten und 
Beratungen praxisnah in den Blick.

Strategischer  
Sanierungsplan erforderlich

Nach Darstellung von BDB- 
Präsidentin Katharina Metzger 
konzentriere sich die Bundesre-
gierung derzeit stark auf den Kli-
maschutz. Das seniorengerech-
te Bauen und Sanieren drohe da-
bei in Vergessenheit zu geraten. 
Um die dringend gebrauchten 
Seniorenwohnungen zu schaf-
fen, müssten Bund und Länder 
eine Doppelsanierungsstrategie 
fahren: Senioren- und Klima-
schutz-Sanierungen seien zu kop-
peln. Es bringe nichts, bei einem 
Großteil bestehender Wohnhäu-
ser am Ende zwei Mal eine Sanie-
rungsphase durchzuziehen – erst  
für den Klimaschutz, dann fürs 
Seniorenwohnen. „Deutschland 
braucht endlich einen strategi-
schen Sanierungsplan“, forderte 
Metzger. � DK

Ländliche Baukultur:

Staatspreise für Meisterstücke
Gebäude prägen das Gesicht der Dörfer. Leerstehende und stark 
vernachlässigte Bausubstanz beeinträchtigt das Ortsbild und das Le-
bensgefühl der Dorfbewohner. Am 19. Oktober wird die für die Länd-
liche Entwicklung zuständige Staatsministerin Michaela Kaniber bei 
einem Festakt in der Münchner Residenz unter anderem sechs kom-
munale Bauherren für den beispielhaften Erhalt des baukulturellen 
Erbes in den Dörfern und die Innenentwicklung mit dem Staatspreis 
auszeichnen. Dotiert sind die Preise mit jeweils 3.000 Euro.

Am Rande von Walting (Land-
kreis Eichstätt) werden in einem 
präzise gesetzten Neubau Schul-
nutzung und ein Gemeinschafts-
haus vereint. Der Bau selbst 
überzeugt laut Jury mit seiner 
Gestaltung, Materialwahl und 
Ausführung von hoher Qualität in 
den Innerräumen und in den um-
gebenden Außenflächen. Hof- 
artig umschlossen bilden diese 
einen spannungsvollen räumli-
chen Gegensatz zur direkt an-
grenzenden offenen Kulturland-
schaft. So werden Ortsrand und 
der Zugang zur Landschaft in 
sorgfältiger und zurückhaltender 
Weise definiert.

Mit der Neugestaltung des Dorf- 
angers in Großkonreuth, einem 
Gemeindeteil des Marktes Mäh-
ring im Landkreis Tirschenreuth, 
entstand unter intensiver Einbe-
ziehung der Dorfgemeinschaft ein 
vielfältig nutzbarer Freiraum und 
beliebter Treffpunkt für alle Gene-
rationen. Der einfache, klare Bau-
körper, der sich ganz selbstver-
ständlich in den örtlichen Kontext 
einfügt und die ebenso angepasste 
Freiraumgestaltung tragen zu ei-
ner wesentlichen städtebaulichen 
Aufwertung an zentraler Stelle bei 
und leisten einen guten Beitrag zur 
sozialen Dorfentwicklung.

In Riglasreuth, einem Gemein-
deteil der Gemeinde Neusorg im 
Landkreis Tirschenreuth, war das 
1952 errichte Vereinsheim auf-
grund seines desolaten Bauzu-
stands nicht mehr nutzbar und 
vom Leerstand bedroht. Nach der 
gelungenen Instandsetzung steht 
es als moderne Tagungsstätte der 
gesamten Dorfgemeinschaft als 
Treffpunkt zur Verfügung. Die In-
standsetzung des „Kolpinghau-
ses“ ist eine zeitgemäße Bot-
schaft zum Erhalt der Grauen 
Energie der 1950er Jahre-Bauten 
und zum Grundsatz des „Bewah-
rens und Weiterbauens“ anstelle 
des Abbruchs und Neubaus.

Der Neubau des Dorfgemein-

schaftshauses mit Feuerwehr-
haus in Carlsgrün, einem Ge-
meindeteil des Staatsbades Bad 
Steben im Landkreis Hof, stärkt 
die Qualität des zentralen histo-
rischen Dorfangers. Er ist Treff-
punkt für Jung und Alt und stellt 
somit einen bedeutenden Bei-
trag für die Innenentwicklung von  
Carlsgrün dar. Mit der Baumaß-
nahme fand das städtebaulich 
störende alte Feuerwehrhaus 
einen neuen und passenderen 
Standort. Der Gemeindesaal wird 
multifunktional von der Feuer-
wehr, den örtlichen Vereinen und 
der Dorfgemeinschaft genutzt.

Sorgfältige 
Freiraumgestaltung

Wallesau, ein Gemeindeteil 
der Kreisstadt Roth, erhält durch 
Sanierung, Umbau und Ergän-
zung eines historischen Gebäu- 
deensembles eine hochattraktive 
Mitte für das Dorfleben. Bemer-
kenswert ist, wie Gebäuden mit 
vermeintlich niederwertigen Pro-
grammen eine besondere Sorg-
falt in der Gestaltung geschenkt 
wird. Die umgebende Freiraum-
gestaltung ist besonders erwäh-
nenswert. Es entsteht ein zurück-
haltend, dennoch sorgfältig ge-
stalteter Dorfplatz, der den An-
forderungen für klimagerechte 
Gestaltung von Freiräumen vor-
bildlich Rechnung trägt.

An prominenter Lage im Dorf 
Gutenberg, einem Ortsteil der Ge-
meinde Oberostendorf im Land-
kreis Ostallgäu, entstehen durch 
Umbau im ehemaligen Mesner- 
und Lehrerhaus attraktive Räume 
für die Dorfgemeinschaft. In Gu-
tenberg gelingt damit einerseits 
die Wiedernutzung eines identi-
tätsstiftenden Leerstands. Ande-
rerseits werden durch das hoch-
wertige Raumangebot im Innen- 
wie auch Außenraum auch neue 
Nutzungen in den Kern des Dor-
fes geholt.

Die Sieger wurden aus rund 
1.700 Projekten ausgewählt, die 
in den vergangenen zwei Jahren 
im Zuge der Dorferneuerung um-
gesetzt und staatlich gefördert 
worden waren. Insgesamt hat der 
Freistaat über 75 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt. Die Mittel 
sind Kaniber zufolge gut angelegt: 
„Die Dorferneuerung verbes-
sert die Lebensqualität im länd-
lichen Raum, fördert die Attrak-
tivität und Innenentwicklung der 
Dörfer, reduziert den Flächenver-
brauch und stärkt die regiona-
le Wertschöpfung“, so die Minis-
terin. Die Staatspreise „Dorfer-
neuerung und Baukultur“ wer-
den alle zwei Jahre vergeben. 
Die Entscheidung fällt eine Kom-
mission aus Architekten, Hei-
matpflegern und Fachleuten der 
Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung.� DK

Bad Tölz:

Auf der Flinthöhe entsteht 
weitere Flüchtlingsunterkunft
Direkt neben dem Landratsamt in Bad Tölz rollen seit April die 
Bagger. Auf dem sogenannten Kinogrundstück entsteht kurzfris-
tig eine Flüchtlingsunterkunft. Gebaut werden drei Leichtbauhal-
len und Sanitärcontainer, in denen – vorausgesetzt es läuft alles 
nach Plan - ca. Mitte Juni erste Geflüchtete unterkommen sollen. 
Insgesamt bieten die Hallen Platz für 128 Menschen.

Mehrmals hatte Landrat Josef 
Niedermaier in den vergangenen 
Wochen eindringlich dazu aufge-
rufen, Grundstücke für die Unter-
bringung von Flüchtlingen zur Ver-
fügung zu stellen. „Die Zeit drängt, 
werden doch die Plätze in den vor-
handenen Unterkünften knapp 
und die Belegung weiterer Turn-
hallen soll unbedingt vermieden 
werden“, so der Landrat. „Wir 
brauchen dringend Lösungswege 
für die Unterbringung der Men-
schen, die da sind und uns weiter-
hin zugewiesen werden.“ Eine sol-
che zeitlich befristete Lösung ist 
nun die Errichtung von Leichtbau-
hallen auf dem sogenannten Kino-
grundstück neben dem Landrats- 
amtsgebäude auf der Flinthöhe. 

Ein Teilbereich der insgesamt 
4.300 m2 wird temporär bebaut. 
„Temporär bedeutet vorerst für 
ein Jahr mit der Option, um ein 
weiteres Jahr zu verlängern“, er-
klärt der Landrat. 

Zuerst wird der Unterboden 
vorbereitet, ab Mitte April wurden 
dann zwei Hallen zur Unterbrin-
gung und eine Halle für Catering, 
Aufenthalt und Sozialräume sowie 
zusätzliche Sanitärcontainer auf-
gestellt. Alle Hallen sind Leicht-
bauhallen in Aluminium-Gerüst-
konstruktion. Ausgestattet wer-
den sie mit Stockbetten, Trenn-
wänden, Sitzmöglichkeiten und 
WLAN. Ob in den Hallen Geflüch-
tete aus der Ukraine oder Asylbe-

werber aus aller Welt unterkom-
men werden, hängt von den Zu-
weisungen durch die Regierung 
von Oberbayern ab.� r

https://www.corent-ag.de/
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Ministerpräsident Markus Söder war sichtlich beeindruckt vom At-
rium der Walter-Höllerer-Realschule, dem Herzstück des Schulge-
bäudes. � Bild: Christine Hollederer

Festakt mit Ministerpräsident Markus Söder:

„Möge die Macht mit 
eurer Schule sein“

Generalsanierung der Walter-Höllerer-Realschule abgeschlossen

Sulzbach-Rosenberg. Nach gut vier Jahren Bauzeit ist die Gene-
ralsanierung der Walter-Höllerer-Realschule in Sulzbach-Rosen-
berg inklusive Neubaus einer Dreifachsporthalle abgeschlossen. 
Rund 33 Millionen Euro hat der Landkreis Amberg-Sulzbach in die 
Bildung kommender Generationen investiert und die Schule bau-
lich und energetisch auf den neuesten Stand gebracht. Zum Fest-
akt in der erst vor kurzem fertiggestellten Sporthalle hatte Land-
rat Richard Reisinger den Bayerischen Ministerpräsident Markus 
Söder eingeladen. Der Freistaat Bayern unterstützt die Generalsa-
nierung finanziell mit rund 12,8 Millionen Euro.

Die Generalsanierung der Real- 
schule mit dem Bau einer neuen 
Turnhalle war eine der heraus-
forderndsten Maßnahmen des 
Landkreises. „Aber auch Beleg 
dafür, dass wir die Sanierung un-
serer Schulen konsequent vor- 
antreiben und in den Rohstoff 
Bildung investieren“, brachte es 
Landrat Richard Reisinger beim 
Festakt in der Dreifachsport- 
halle auf den Punkt.

Echte Zukunftsinvestition  
in die Region

„Eine super Schule“ attestier-
te der sichtlich gut gelaunte Eh-
rengast aus München der neu-
gestatelten Walter-Höllerer- 
Realschule; „fast schon ein Well-
nesstempel“, meinte Söder. Je-
der Euro sei hier gut angelegt. 
„Wir investieren in Schulen, 

auch im ländlichen Raum. Das 
ist eine echte Zukunftsinves- 
tition in die Region“, fasste der  
Ministerpräsident zusammen.

Schulleiter Martin Zimmer-
mann dankte dem Landrat und 
auch dem Kreistag dafür, dass 
nun für Schüler und Lehrkräf-
te ein überaus ansprechen-
des, modernes und nach päda-
gogischen Aspekten gestaltetes 
Schulgebäude und darüber hin- 
aus eine vollständig barrierefreie 
Dreifachsporthalle zur Verfügung 
steht. „Das Engagement für unse-
re Schüler ist Auftrag, Verpflich-
tung und Erfüllung – we make it 
so!“, versprach der Schulleiter 
und bekennende Star Trek-Fan.

Zum Abschied hatte der be-
kennende Star-Wars-Fan Söder 
noch die passenden Abschluss-
worte für den Schulleiter: „Als 
Star-Trek-Fan würde ich sagen: 

Live long and prosper. Möge die 
Macht mit eurer Schule sein.“

Symbolisch für den Abschluss 
der Bauarbeiten folgte nach der 
ökumenischen Segnung durch 
Dekan Karlhermann Schötz und 
Pfarrer Herbert Maderer die 
Schlüsselübergabe an Schullei-
ter Zimmermann durch Archi-
tekt Michael Harlander von CO-
PLAN AG.

Vier Jahre Bauzeit

Mit den umfassenden Arbei-
ten zur Generalsanierung der 
Walter-Höllerer-Realschule in 
Sulzbach-Rosenberg wurde im 
Februar 2019 begonnen. Klas-
senzimmer wurden zunächst 
in Container ausgelagert, so-
dass ab März die Baufirmen mit 
schwerem Gerät anrollen konn-
ten. Die Bauarbeiten dauerten 
bis zum Sommer 2021. Noch 
vor den Sommerferien wurde 
das Schulgebäude in Betrieb ge-
nommen. Herzstück ist seitdem 
das Atrium, das mit einem Foli-
enkissendach (ähnlich wie in der 
Allianz Arena in München) über-
dacht ist.

Lernlandschaften

In der großzügigen Treppen-
halle wurde zudem das schuli-
sche Konzept der Lernlandschaf-
ten umgesetzt. Dafür wurden in 
der Treppenhalle multifunktio-
nale Aufenthalts- und Arbeits-
bereiche mit Sichtverbindung zu 
den Klassenräumen geschaffen. 
Die Klassenzimmer selbst sind 
mit modernsten Medien und 
auch einer zentralen Lüftungs-
anlage mit Wärmerückgewin-
nung ausgestattet.

Kurz vor Fertigstellung und In-
betriebnahme des Schulgebäu-
des erfolgte im Frühjahr 2021 
der Abbruch der bestehenden 
Sporthalle. Im Juli 2021 dann be-
reits der Spatenstich für die neue 
Dreifachsporthalle. Rund 600 
Schülerinnen und Schüler, aber 
auch der Vereinssport und die 
Volkshochschule Amberg-Sulz-
bach mit einem umfangreichen 
Kursangebot profitieren davon, 
erläuterte Landrat Reisinger. 
Darüber hinaus dient die Hal-
le nicht nur dem Schul- und Ver-
einssport, sondern ist auch eine 
zusätzliche Versammlungsstätte 
für bis zu 400 Personen. � r

Neue Betriebsanlagen des Wasserzweckverbandes Laber-Naab:

Nachhaltige, ressourcenschonende 
und zukunftsorientierte Technik

Vor vier Jahren erfolgten der Spatenstich und Baubeginn der neuen 
Betriebsanlagen für den Wasserzweckverband Laber-Naab auf 
dem Gelände in Hohenlohe bei Beratzhausen. Anfang Mai dieses 
Jahres wurden die Gebäude mit kirchlicher Segnung eingeweiht 
und offiziell ihrer Bestimmung übergeben. Bei der Feierstunde 
sprachen der Bayerische Staatsminister für Finanzen und Heimat, 
Albert Füracker MdL, und Landrätin Tanja Schweiger Grußworte.

Der Verbandsvorsitzen-
de, Parsbergs 1. Bürgermeis-
ter Josef Bauer, betonte in sei-
ner Begrüßung: „Ziel war und 
ist eine Wasserversorgung, die 
angesichts vieler schwierigen 
Herausforderungen eine krisen-
sichere Versorgung mit quali-
tativ hochwertigem Trinkwas-
ser für unsere Bürgerinnen und 
Bürger gewährleistet.“ Errichtet 
wurden deshalb eine Fahrzeug-
halle, ein Betriebsgebäude mit 
Netzersatzanlagen, ein Kraft-
stofflager, eine eigene Tank-
stelle, ein Gefahrstoffraum, ei-
ne Schüttguthalle und Räume 
für die Warenannahme. Abge-
schlossen wurden die neue Pro-
zessleittechnik und die eigene 
Glasfaserinfrastruktur, so dass 
alle Betriebszustände in Echtzeit 
verfügbar sind – zugleich in Ho-
henlohe und im Verwaltungsge-
bäude in Beratzhausen. 

Existenzielle Einrichtung

Bürgermeister Bauers Dank 
galt den Bediensteten, deren  
hervorragende Arbeit er lobte, 
dem „Bauoberleiter“ und stell-
vertretenden Werkleiter Man-

fred Achhammer und beson-
ders Werkleiter Franz Herrler, 
„der mit seinem Weitblick un-
seren Zweckverband nach vor-
ne gebracht hat und sicher noch 
weiterbringt“, so Bauer.

Landrätin Tanja Schweiger und Staatsminister Albert Füracker 
während ihrer Grußworte. 	�  Bilder: Markus Bauer

Als „existenzielle Einrichtung 
für uns alle und ein ansehnliches 
Unternehmen“ würdigte Minis-
ter Füracker in seinem Gruß-
wort den Zweckverband bzw. 

die Anlagen in Hohenlohe. Ganz 
klar sprach sich der Minister ge-
gen die Privatisierung der Was-
serversorgung aus und votier-
te für den Erhalt traditioneller 
Strukturen. „Der Zweckverband 
steht für nachhaltige, ressour-
censchonende und zukunftso-
rientierte Technik“, lobte Füra-
cker – besonders an Herrler ge-
richtet, der „immer voller Ta-
tendrang“ sei. Exemplarisch 
nannte er den Schutz der kriti-

schen Infrastruktur, wo die La-
ber-Naab mit dem Landesamt 
für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (LSI) kooperiert. An-
gesichts der Diskussionen um 
das Wasser bat Füracker, die  
Zusammenarbeit mit den Land-
wirten fortzusetzen und die 
Wassersicherheit und -quali-
tät im Blick zu haben. „Es ist  
eine harte Arbeit, sauberes 
Wasser zur Verfügung zu stellen 
und die Sicherheit unserer Was-
serversorgung zu gewährleis-
ten“, schloss der Minister.

Weitblick vor Ort

Die Zweckverbandsstruktur 
insgesamt und den Weitblick 
vor Ort mit verschiedenen Ko-
operationen lobte die Regens-
burger Landrätin Schweiger in 
ihrem Grußwort. Sie zollte An-
erkennung für den Mut der Ver-
bandsräte, diese Entscheidun-
gen mitzutragen. Auch ihr Dank 
galt den Bediensteten für die 
geleistete Arbeit.

Die Segnung nahm Beratzhau-
sens Pfarrer BGR Johann Christi-
an Rahm vor. „Ohne Wasser gibt 
es kein Leben“, stellte er in sei-
ner Ansprache fest. Und Gott sei 
„das Wasser für das Leben“. Als 
Auftrag der Segnung sah Pfarrer 
Rahm, Schöpfung und Natur zu 
achten und zu bewahren. 

Abschließend verwies Werk-
leiter Herrler auf den risikoba-
sierten Ansatz der neuen Trink-
wasserverordnung. „In den letz-
ten zehn, 15 Jahren waren wir 
in diesem Feld schon aktiv, viele 
der Vorgaben sind bei uns schon 
umgesetzt“, fasste er zusammen. 
Doch er machte auch deutlich, 
dass im Bereich Energie neue He-
rausforderungen warten.

Rund 20 Millionen Euro hat 
der Zweckverband Laber-Naab 
in den vergangenen 15 Jahren in 
die Zukunfts- und Versorgungs-
sicherheit investiert. Doch die 
Laber-Naab bleibt aktiv. Noch 
heuer soll der Brunnen V, Alter 
Ofen, bei Grametshof fertigge-
stellt werden und die mit der 
REWAG geplante Verbundlei-
tung von Regensburg nach Nit-
tendorf in Betrieb gehen.

Auch in der Energiethematik 
will man aktiv werden. Die Pho-
tovoltaik-Anlagen auf den Dä-
chern der Gebäude in Hohenlo-
he und ein Windrad in der Nä-
he von Willenhofen belegen das 
Engagement bereits, weitere 
Konzepte sind angedacht.

� Markus Bauer

Hitze- und Kälteschutz mit Holz bei Hausbau und Modernisierung:

Nachhaltig und effektiv
Bei Hausbau und Modernisierung spielen der Schutz vor Hitze 
und Kälte eine immer wichtigere Rolle. Holz puffert als nachhal-
tiger und umweltschonender Dämmstoff Extremtemperaturen 
und steigende Energiepreise wirksam ab. Das PEFC-Siegel kenn-
zeichnet dabei nachhaltige Holzprodukte.

Wer heute baut oder mo-
dernisiert, hat den Klimawan-
del fest im Blick: Das Gebäude 
soll auf Wetterextreme vorbe-
reitet sein, Rohstoffe sollen ge-
schont und klimaschädliches 
Handeln begrenzt werden. Mit 
dem Baustoff Holz können Bau-
verantwortliche beide Heraus-
forderungen gut angehen. Ers-
tens bieten Holzprodukte ei-
nen guten Schutz vor Wärme 
und Kälte. Zweitens erfüllt das 
nachwachsende Material das 
Kriterium einer unbedenkli-
chen Herkunft, sofern es mit 
dem PEFC-Siegel für nachhaltige 
Waldbewirtschaftung gekenn-
zeichnet ist. Die Zertifizierungs-
organisation PEFC Deutschland 
e.V. rät zu einer Kombination 
von Maßnahmen:
1. Dämmung: Holz eignet sich 
effektiv als Dämmmaterial und 
kann beispielsweise in Form von 
Holzfaserdämmplatten oder Zel-
lulose Außenwände und Dach 
aufwerten. 
2. Holzfenster oder Holz-Alu- 
Konstruktionen bieten Platz für 
Mehrfachverglasungen. Der 
massive Rahmen und das Wär-
medämmglas sorgen zugleich 
für eine gute Schalldämmung.
3. Verschattung: Für ergänzen-
den Hitzeschutz bietet sich die 

Anbringung von Holzjalousien 
oder Läden vor Glasflächen an.
4. Innenraumgestaltung: Als 
robuste Bodenbeläge schüt-
zen Parkett, Dielen und Laminat 
vor Kälte, die von nicht beheiz-
ten Untergeschossen und Kel-
lern aufsteigt. Eine Vertäfelung 
von Wänden und Decken aus 
Holz wirkt ausgleichend, speziell 
beim Dachausbau.   
5. Gründach: Eine Dachbegrü-
nung wirkt im Sommer kühlend 
und im Winter dämmend. 

Reagieren, bevor  
der Hochsommer da ist

Gerade im Sommer kann un-
zureichender Hitzeschutz zu ei-
nem unangenehmen Raumkli-
ma führen. Neben seiner vielsei-
tigen Einsetzbarkeit bietet Holz 
von Natur aus ideale Dämmei-
genschaften. Die Fachagentur 
Nachwachsende Rohstoffe e.V. 
urteilt: „Im Vergleich zu ande-
ren Werkstoffen, wie beispiels-
weise Beton, hat der nachwach-
sende Rohstoff Holz eine deut-
lich niedrigere Wärmeleitfähig-
keit und besitzt damit sehr gute 
Dämmeigenschaften.“ Zusätzli-
cher Pluspunkt: Beim Wachsen 
entzieht Holz der Atmosphäre 
das klimaschädliche CO2.  Nach-

haltiges Holz mit PEFC-Siegel ist 
daher das ideale Material für 
die Fassadendämmung. Sei es 
in Form von Holzfaserdämm-
stoffen sowie Verkleidungen 
aus Holzfaserplatten oder Mas-
sivholz. Eine Holzfassade bie-
tet Schutz vor Sonneneinstrah-
lung, Kälte, Regen und Außen-
geräuschen. Für die Dämmung 
von Dachböden oder Hohlräu-
men bietet sich eine Einblasdä-
mmung mit holzbasierten Zellu-
losefasern an.

Auch Fenster mit Holzrah-
men haben viele Vorteile. Eine 
passende Verglasung vorausge-
setzt, minimieren sie Wärme- 
und Kälteverluste. 

Bei der Innenraumgestaltung 
bleibt Parkett beliebt. Moder-
nes Klickparkett ist leicht zu ver-
legen; eine Korkunterlage dient 
als Trittschalldämmung und op-
timiert z.B. die Kellerdecken-
dämmung. Wand- und Decken-
vertäfelungen aus Holz sind 
nicht nur im Dach und Keller ein 
Gewinn. Dahinter verschwinden 
Elektro- und Smart-Home-Ins-
tallationen auf elegante Weise.

Für Raum- und Außenklima 
gleichermaßen sinnvoll ist die 
Dachbegrünung. Innen trägt 
sie zu moderaten Temperatu-
ren bei. Außen schützen die grü-
nen Oasen Städte vor sommer-
licher Hitze und bieten Insekten 
Lebensraum. Viele Kommunen 
fördern Gründächer deshalb, 
z.B. auch auf Holz-Carports.  �r

Bauüberhang in Bayern:

2022 erneut über  
Vorjahresniveau

Zuwachs insbesondere bei Wohnungen  
mit fortgeschrittenem Bauzustand, Plus von 6,2 Prozent  
auf 48.901 rohbaufertige Wohnungen im Wohnneubau

Nach Mitteilung des Bayerischen Landesamts für Statistik lie-
gen in Bayern am 31. Dezember 2022 für insgesamt 201.993 
zum Bau genehmigte Wohnungen noch keine Fertigstellungs-
meldungen vor. Im Vergleich zum Vorjahr wächst der Bauüber-
hang demnach um 9.114 Wohnungen beziehungsweise 4,7 Pro-
zent. Bei 42,3 Prozent der Wohnungen im Wohnneubau ist En-
de 2022 noch kein Baubeginn registriert. 

Bereits in der Bauphase, aber „noch nicht unter Dach“, sind 
29,0 Prozent der entsprechenden Wohnungen. Am weitesten 
fortgeschritten mit dem Bauzustand „unter Dach“ sind 28,7 
Prozent der Wohnungen. Nach Gebäudearten betrachtet, ist 
mit 37,5 Prozent der Anteil an rohbaufertigen Wohnungen bei 
Zweifamilienhäusern am größten.

Von den in Bayern am 31. Dezember 2022 im Bauüberhang 
befindlichen Wohnungen sind mit einem Anteil von 86,7 Pro-
zent die meisten Wohnungen in neuen Gebäuden geplant. 
Die anderen 13,3 Prozent Wohnungen sollen durch Baumaß-
nahmen im Gebäudebestand realisiert werden. Beim Gebäu-
de-Neubau sollen 97,3 Prozent der Wohnungen in Wohngebäu-
den entstehen.

Bei 42,3 Prozent der im Bauüberhang in Bayern Ende 2022 
dem Wohngebäude-Neubau zugeordneten Wohnungen steht 
der Baubeginn noch bevor. 

Niederbayern hat den höchsten Anteil  
bei rohbaufertigen Wohnungen

Den Bauüberhang in Bayern am 31. Dezember 2022 beim 
Wohnneubau nach Regierungsbezirken betrachtet, weist 
Niederbayern mit 38,7 Prozent den höchsten Anteil an roh-
baufertigen Wohnungen auf. Ebenso über dem bayernwei-
ten Durchschnitt von 28,7 Prozent liegen Oberfranken, Mit-
telfranken und die Oberpfalz. Nach Bauzuständen differen-
ziert, steigt die Anzahl der rohbaufertigen Wohnungen ge-
genüber Ende 2021 um 6,2 Prozent beziehungsweise 2.856 
auf aktuell 48.901 Wohnungen.

Das vergleichbare Plus beim Bauzustand „noch nicht unter 
Dach“ beträgt 2,9 Prozent und der Zuwachs beim Bauzustand 
„noch nicht begonnen“ 4,2 Prozent.

Bei Betrachtung des Baufortschritts der Wohnungen im 
Wohnneubau nach Gebäudearten zeigt sich, dass im Eigen-
heimbereich relativ deutlich mehr Wohnungen bereits „unter 
Dach“ sind als im Geschosswohnungsbau. Der jeweilige Anteil 
beträgt 37,5 Prozent bei Zweifamilienhäusern, 33,8 Prozent bei 
Einfamilienhäusern und 25,4 Prozent bei Mehrfamilienhäusern 
(ohne Wohnheime).

Nach den aktuell vorliegenden Ergebnissen der Bauüber-
hangsstatistik in Bayern werden 4.772 vormals geplante Woh-
nungen nicht mehr gebaut. Deren Baugenehmigung ist im Jah-
resverlauf 2022 erloschen.

https://www.statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2023/
pm112/index.html � r

https://www.statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2023/pm112/index.html
https://www.statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2023/pm112/index.html
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BayernLabo – Kommunalkredit- und Förderbank des Freistaats Bayern

Mit Zinsbindungen bis zu 30 Jahren im klassischen Kommunalkredit 

sowie mit speziellen Förderkrediten unterstützen wir bayerische 

Gebietskörperschaften bei der Realisierung ihrer Investitionsvorhaben.  

Mehr erfahren unter: bayernlabo.de

Heimat fördern.
Zukunft gestalten.
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Stadt Stein:

Neues Fitnessgerät auf dem 
Spielplatz im Steiner Wiesengrund

Der Spielplatz an der Krümma im Steiner Wiesengrund erfreut 
sich größter Beliebtheit und wird nun um eine Attraktion reicher. 
In Anwesenheit von Bürgermeister Kurt Krömer und Vertretern 
des städtischen Bauamtes sowie der Umsetzungsbegleiterin der 
Kommunalen Allianz Biberttal-Dillenberg, Julia Feulner, wurde 
ein neues Fitnessgerät eingeweiht.

Auf und an dem Spielplatz be-
finden sich bereits einzelne Fit-
nessgeräte, nun kommt ein gro-
ßes Workout-Gerät hinzu, an 
dem 32 Übungen absolviert wer-
den können. Steins Bürgermeis-
ter Kurt Krömer freut sich dar- 
über, den sportlich Aktiven et-
was Neues anbieten zu können: 
„In diesem wunderschönen Um-
feld des Wiesengrunds wird für 
unsere Bürgerinnen und Bür-
ger alles geboten, um sich fit zu 
halten. Ob zu Fuß, auf dem Rad 
oder eben ab sofort an diesem 

tollen neuen Multifunktions-
sportgerät.“ Trainiert werden 
können Trizeps-, Bizeps-, Schul-
ter-, Brust-, Bauch-, seitliche 
Bauch-, Rücken-, Gesäß-, Bein-, 
Oberschenkel- und die Waden-
muskulatur.

Für jede Altersgruppe

Bei Christian Krömer – er 
kam bei der offiziellen Vorstel-
lung vorbei – wird das Fitness-
gerät ein fester Bestandteil im 
Trainingsplan. Der erfolgreiche 

Fitness-Influencer aus Stein ist 
überzeugt von den vielen Mög-
lichkeiten, die dieses Sportge-
rät bietet: „Ich habe es bereits 
getestet und es ist eine tolle Er-
gänzung, zumal es sowohl für 
Einsteiger als auch für trainier-
te Sportler geeignet ist.“ Egal 
ob Kinder, Jugendliche, Erwach-
sene oder Senioren – mit dem 
neuen Fitnessgerät gibt es im 
Wiesengrund nun für jede Al-
tersgruppe das richtige Sport-
angebot. 

Großteil der Finanzierung 
über das „Regionalbudget“

Seit 2021 haben ILE-Regionen 
(Integrierte ländliche Entwick-
lung) in Bayern die Möglichkeit, 
eigenverantwortlich Kleinpro-

V.l.: Julia Feulner (Umsetzungsbegleiterin der Kommunalen Alli-
anz Biberttal-Dillenberg), Wolfgang Schaffrien (Bauamtsleiter), Oli-
ver Müller (Bauamt), Kurt Krömer (Erster Bürgermeister) und Fit-
ness-Influencer Christian Krömer bei einer kleinen Übung an dem 
neuen Fitnessgerät.� Bild: Stadt Stein

jekte in ihrem Gebiet zu fördern. 
Auch für 2023 hat sich die Kom-
munale Allianz Dillenberg-Bibert-
tal mit ihren ILE-Kommunen Am-
merndorf, Cadolzburg, Großha-
bersdorf, Roßtal, Oberasbach und 
Stein entschlossen, das Förder-
programm „Regionalbudget 2023“ 
wieder aufzulegen, nachdem es in 
den letzten beiden Jahren ein vol-
ler Erfolg war. Dafür steht den 
sechs Kommunen ein Förderbud-
get in Höhe von 100.000 Euro zur 
Verfügung. Im Fall des Fitness-
gerätes in Stein, das rund 10.000 
Euro kostet, werden 80 Prozent 
des Betrags durch die Kommuna-
le Allianz Biberttal-Dillenberg be-
zuschusst. Die Restsumme über-
nimmt die Stadt Stein. Ziel des 
„Regionalbudgets“ ist es, eine en-
gagierte, aktive und eigenverant-
wortliche ländliche Entwicklung 
zu unterstützen und die regionale 
Identität zu stärken. Mit dem „Re-
gionalbudget 2023“ werden im Al-
lianzgebiet 21 Projekte von Verei-
nen, Organisationen und Kommu-
nen finanziell unterstützt. 

Schon in der Vergangenheit 
konnten in der Stadt Stein ei-
nige Anschaffungen und Pro-
jekte über das Regionalbudget 
gefördert werden. So gab es  
im Rahmen der Förderung ein 
behindertengerechtes Boden-
trampolin für den Spielplatz 
Fasanenring und ein behin-
dertengerechtes Karussell für  
den Spielplatz an der Krüm-
ma. 2022 wurden auf demSpiel-
platz in Bertelsdorf eine behin-
dertengerechte Wippe und auf 
dem Spielplatz im Fabergut ein 
behindertengerechtes Boden-
trampolin installiert. Der katho-
lische Kindergarten St. Albertus 
Magnus konnte sich Hochbee-
te anschaffen und für die LKG 
Stein in der Loschgestraße gab 
es neue Tische für den Gemein-
schaftsraum.� r

Spatenstich für Kulmbacher 
Strahlenschutzzentrum

Zum Schutz der Bevölkerung erweitert der Freistaat Bayern sei-
ne zentrale Strahlenschutzbehörde. Nach umfangreichen Pla-
nungen fand in Kulmbach der Spatenstich für das neue Kom-
petenzzentrum Strahlenschutz statt. Dazu betonte Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber im Schloss Steinenhausen, 
der Dienststelle des Landesamts für Umwelt (LfU): „Bayern setzt 
Maßstäbe zum Schutz der Bevölkerung. Mit unserem neuen 
Kompetenzzentrum Strahlenschutz sorgen wir für höchstmögli-
che Sicherheit. Die LfU-Dienststelle in Kulmbach wird zum Zen-
trallabor für die notwendigen Freigabemessungen beim Rück-
bau der bayerischen Kernkraftwerke. Auch das beim Rückbau 
eingesetzte Personal wird hier strahlenschutztechnisch über-
wacht Diese unabhängige Kontrolle schafft Transparenz und 
stärkt das Vertrauen.“

Nach Glaubers Worten wird 
die zweite wesentliche Aufga-
be die Vorsorge für einen mög-
lichen radiologischen Ereignis-
fall. Im Ereignisfall muss zum 
Schutz der Bevölkerung schnell 

reagiert werden. Zukünftig ha-
ben wir in Augsburg und Kulm-
bach gleichwertige und leis-
tungsstarke Laboreinheiten. 
Wir verstärken die Notfallvor-
sorge und den Katastrophen-

schutz in ganz Bayern. Dafür 
brauchen wir diesen Neubau.“

Die Konzeption für das Strah-
lenschutzzentrum sieht eine  
deutliche Ausweitung der Ra- 
dioaktivitätsmessungen sowie 
zusätzliche Vollzugsaufgaben aus 
dem Bereich des Strahlenschutz-
gesetzes und des Atomgesetzes 
am Standort Kulmbach vor. Im 
Aufsichtslabor werden Proben 
untersucht, die bei den Kontrol-
len vor Ort im medizinischen und 
gewerblichen Bereich, vor allem 
aber aus den Kernkraftwerken 
(KKW) stammen.

Messungen bündeln

Zukünftig sollen im neuen La-
borbau die Messungen im Zu- 
sammenhang mit dem KKW- 
Rückbau gebündelt werden. Die 
Labore in Augsburg und Kulmbach 
werden zudem künftig gleichran-
gig als IMIS-Landesmessstellen 
(integriertes Mess- und Informa-
tionssystem zur Überwachung 
der Radioaktivität in der Umwelt) 
betrieben. Diese Aufgabe führen 
die Länder zur Messung der all-
gemeinen Umweltradioaktivität 
durch (Messung von Lebensmit-
teln, Futtermitteln, Umweltpro-
ben). Dazu werden vom Bund Plä-
ne vorgegeben, die sowohl den 
Routinebetrieb als auch einen In-
tensivbetrieb nach einem radiolo-
gischen Ereignisfall abdecken. Für 
Bayern sind im Routinebetrieb 
jährlich rund 2.000 Umweltpro-
ben zu untersuchen. Im Intensiv-
betrieb steigt diese Anzahl auf 
300 bis 500 Proben täglich.

Fertigstellung im Jahr 2025

Bei der Konzeption des Neu-
baus wurden insbesondere As-
pekte des Denkmalschutzes und 
des Naturschutzes für das Schloss 
Steinenhausen und dessen natur-
nahe Umgebung am Zusammen-
fluss von Rotem und Weißem 
Main berücksichtigt. Die Bau-
kosten sind mit knapp 43 Millio-
nen Euro veranschlagt. Im Herbst 
2025 soll das neue Labor, das 
eine Hauptnutzfläche von 960  
Quadratmetern umfasst, fertig-
gestellt sein. 

Bei dem Neubau wird beson-
ders auf eine Optimierung der 
energetischen Versorgung – ins-
besondere durch die Nutzung von 
Geothermie und Photovoltaik – 
geachtet. Im jetzigen Labor, das 
sich im Nordflügel der Schloss- 
anlage befindet, werden nach 
dem Umbau Büroarbeitsplätze 
sowie ein Besprechungsraum und 
ein Sozialraum entstehen. Der-
zeit sind in der LfU-Dienststelle 
Kulmbach rund 60 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter tätig. Weite-
re 15 Beschäftigte werden dazu-
kommen.� r

Neues TTZ in Aichach
Mit dem neuen Technologie Transfer Zentrum für digitales Pla-
nen und Fertigen im Bauwesen, das zur Technischen Hochschule 
Augsburg gehören und in Aichach angesiedelt sein wird, erhal-
ten Unternehmen aus dem Bauhandwerk, kompetente wissen-
schaftliche Unterstützung. Ziel ist es, Betriebe bei konkreten 
Fragestellungen der Digitalisierung zu begleiten und in enger 
Kooperation Lösungen für aktuelle Probleme, aber mittelfristige 
neue Entwicklungen im Bauhandwerk zu erarbeiten und in der 
Praxis umzusetzen.

Das TTZ, das in Aichach auf 
dem Gelände der Firma Züblin 
(früher Merk-Holzbau) unterge-
bracht wird, hat zunächst den 
innovativen Massivbau in Beton 
und Holz im Visier. Themen wer-
den dabei digitale Planungs- und 
Fertigungssysteme, der Einsatz 
neuer Materialien sowie die Ent-
wicklung automatisierter Ferti-
gungssysteme sein. 

Die Digitalisierung der Prozes-
se in den Unternehmen, Einsatz 
von Robotik und KI-Techniken 
sollen mit der Begleitung durch 

die Hochschule vorangetrieben 
und auch für kleinere und mitt-
lere Firmen nutzbar werden. Als 
weiteres wichtiges Thema nennt 
Alfred Kailing, stv. Hauptge-
schäftsführer der HWK, das zir-
kuläre Bauen, bei dem vorhan-
dene Materialien nicht auf der 
Schutthalde enden, sondern 
wieder in die neuen Bauprozes-
se integriert werden. 

Das Bayerische Wissenschafts-
ministerium stellt für das neue 
TTZ 3,75 Mio. Euro Fördermittel 
zur Verfügung.� r

Mineralische Rohstoffe: 

Fundament 
der Energiewende

Seit Beginn des Krieges in der Ukraine haben sich die Preise für 
fossile Brennstoffe vervielfacht: Ein beschleunigter Ausbau der 
erneuerbaren Energien wird darum immer wichtiger, um die Ver-
sorgungssicherheit zu gewährleisten. Dabei kommt mineralischen 
Baustoffen wie Sand, Kies, Zement und dem daraus hergestellten 
Beton eine grundlegende Bedeutung zu. In Bayern sind die benö-
tigten Rohstoffe in ausreichender Menge vorhanden. Die heimi-
schen rohstoffgewinnenden Betriebe stehen bereit, ihren Beitrag 
zum Gelingen der Energiewende zu leisten.

Vorteil der kurzen Wege

Beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien stehen häufig me-
tallische Rohstoffe wie Seltene Er-
den, Kupfer und Silizium im Fo-
kus des öffentlichen Interesses. 
Dabei kommt den mineralischen 
Rohstoffen eine ebenso große Be-
deutung zu. „Ohne Beton wäre 
die Energiewende nicht umzuset-
zen“, betont Dr. Bernhard Kling, 
Geschäftsführer des Bayerischen 
Industrieverbands Baustoffe, Stei-
ne und Erden e. V. (BIV). „Er wird 
beim Anlegen von Fundamenten, 
beim Bau von Windkraftanlagen, 
aber zum Beispiel auch beim Aus-
bau der Stromnetze benötigt.“ 

Beton optimiert  
Energieeffizienz von Gebäuden

Darüber hinaus habe Beton 
als Baustoff energetische Vor-
teile zu bieten: So lasse sich sei-
ne Wärmespeicherfähigkeit nut- 
zen, um die Energieeffizienz von 
Gebäuden zu optimieren. „Wir 
haben die Rohstoffe, die wir zur 
Herstellung von Beton brauchen, 
hier bei uns im Land“, macht Dr. 
Kling deutlich. „Und wir können 
sie auf kurzem Weg und somit 
geringerer Transportentfernung 
und CO2-Ausstoß dorthin brin-
gen, wo sie benötigt werden.“

Mit dem Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz 2023 hat die Bun-
desregierung einen deutlich be-
schleunigten Ausbau von Wind-
kraft, Photovoltaik und Co auf 
den Weg gebracht. Auch die Bay-
erische Staatsregierung plant, 
die Stromerzeugung mit erneu-
erbaren Energien bis 2030 zu 
verdoppeln. Der Bedarf an mine-
ralischen Rohstoffen, die es zur 
Umsetzung der Energiewende 
braucht, wird damit in den kom-
menden Jahren deutlich steigen.

Beschleunigter Ausbau  
sorgt für neue Bedarfe

Allein für ein Fundament einer 
Windkraftanlage werden knapp 
1.750 Tonnen bei einer Anlagen-
leistung von 2,3 Megawatt benö-
tigt. Da in Bayern in den nächs-
ten Jahren mehr als 1.000 neue 
Windkraftanlagen entstehen sol-
len, ist hier mit einem Schwer-
punkt bei der Rohstoffnachfra-
ge im Bereich der erneuerbaren 
Energien zu rechnen. „Unsere 
rohstoffgewinnenden Betriebe  
sind leistungsstark und haben 
die Kapazitäten, die zusätzlichen 
Bedarfe zu erfüllen“, macht der 
BIV-Geschäftsführer deutlich. „Die 
bayerischen Betriebe der mine-
ralischen Rohstoffindustrie wer-
den ihren möglichen Beitrag leis-
ten, damit die Energiewende ge-
lingen kann.“� r

https://bayernlabo.de/bayerische-kommunalkunden
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bvse-Branchenforum 2023 in Hamburg:

Kompass für stürmische Zeiten
Über zukunftsfähige Lösungsansätze, die die Elektro(nik)-/Schrottre- 
cycling-Branche sicher durch die aktuelle Sturmflut an Gesetzen 
und den Turbulenzen in Lieferketten und auf Rohstoffmärkten na-
vigieren, wurde beim bvse-Branchenforum in Hamburg diskutiert.

Eric Rehbock, Hauptgeschäfts-
führer des bvse-Bundesverban-
des Sekundärrohstoffe und Ent-
sorgung, machte vor den Teil-
nehmern des 21. Elektro(nik)- 
Altgerätetages deutlich, dass sich  
die Branchenunternehmen an-
spruchsvollen Herausforderun-
gen zu stellen haben. Exem- 
plarisch nannte er die im inter- 
nationalen Vergleich hohen Ener- 
giepreise, komplizierte und  
langwierige Genehmigungs-
verfahren und den Fachkräfte-
mangel in fast allen Tätigkeits-
bereichen. „Unsere Branche ver-
sorgt große Industriebereiche 
mit den notwendigen Sekundär-
rohstoffen. Wenn es um Roh-
stoffverfügbarkeit geht, sind wir 
ein wichtiger Partner. Inzwischen 
haben die meisten verstanden, 
dass es in Zukunft ohne Kreis-

laufwirtschaft in Deutschland 
und Europa nicht gehen wird“, 
betonte Rehbock. 

Erfahrungen aus der Praxis

Inzwischen habe der Prozess 
zur Formulierung einer Natio- 
nalen Kreislaufwirtschaftsstrate-
gie begonnen. Der bvse begrü-
ße dieses Vorhaben ausdrück-
lich und bringe sich aktiv in ver-
schiedene Dialoggruppen ein. 
Skeptisch beurteilt Rehbock frei-
lich den Umstand, dass verschie-
denste Interessengruppen, Kir-
chen und NGOs mit am Tisch sä-
ßen: Die große Frage sei, ob hier 
„etwas Vernünftiges heraus-
kommt“. Der bvse werde seine 
Expertise jedenfalls in die Dia- 
loggruppen einbringen: „Wir als 
Praktiker können für die ver-

schiedenen Stoffströme deutlich 
machen, woran es hängt, was 
verbessert werden muss.“

E-Schrott-Recycling

Als wesentlich bezeichnete 
der Hauptgeschäftsführer, auch 
mit Blick auf das E-Schrott-Recy-
cling, dabei das Design for Recy-
cling. Ein weiteres Augenmerk 
sollte laut bvse auf einfachere 

und schnellere Genehmigungs-
verfahren für Recycling- und Ent-
sorgungsanlagen gelegt werden. 
„Wir müssen alles darauf aus-
richten, den maximalen Nutzen 
der Kreislaufwirtschaft zu gene-
rieren. Wenn wir aber mit un-
seren Genehmigungsverfahren 
so weitermachen, wird das 
überhaupt nichts in Deutsch-
land“, monierte Rehbock. Ge-
rade erst habe der Recycling-
verband zu einem Gesetzent-
wurf zur Beschleunigung immis- 
sionsschutzrechtlicher Verfah-
ren Stellung genommen. In die-
sem Gesetzentwurf wird vorge-

Bei Ausschreibungen: 

Gütegesicherte  
Recyclingbaustoffe 

müssen die Regel sein
Bei einer Podiumsdiskussion auf der Demonstrationsmesse Recy-
clingAKTIV & TiefbauLIVE (RATL) mit dem baden-württembergi-
schen Verkehrsminister Winfried Hermann kritisierte bvse-Haupt-
geschäftsführer Eric Rehbock die nach wie vor überwiegend 
stiefmütterliche Berücksichtigung gütegesicherter Recyclingbau-
stoffe bei der öffentlichen Vergabe und forderte Abhilfe.

Öffentliche Hand 
muss jetzt umsetzen!

„Gütegesicherte Recycling-
baustoffe werden bei der öf-
fentlichen Auftragsvergabe im-
mer noch viel zu selten einge-
setzt. Der Wille des Gesetzge-
bers ist da, aber die Umsetzung 
findet in der Praxis immer noch 
völlig unzureichend statt. Wir 
fordern, dass die Öffentliche 
Hand ihre diesbezügliche Ver-
pflichtung zur Vorbildfunktion 
endlich konsequent umsetzt. Ei-
ne Ausschreibung von gütege-
sicherten Recyclingbaustoffen 
muss bei Aufträgen von Kom-
munen und öffentlicher Verwal-
tung endlich die Regel sein“, be-
tonte der bvse-Verbandschef 
Rehbock.

Darüber hinaus sollte die Ein-
haltung dieser Verpflichtung 
ausreichend und effektiv kont-
rolliert werden und nötigenfalls 
durch Dritte einklagbar sein. „In 
Zukunft sollte zudem eine Do-
kumentation der Gründe erfol-
gen, die dazu führen, dass gü-
tegesicherte Recyclingbaustoffe 
bei der Auftragsvergabe für ei-
nen Einbau als nicht zulässig ein-
gestuft werden“, forderte Reh-
bock weiter.

„Der bvse wird das Aus-
schreibungsverhalten der Öf-

VKU-Bundeskongress in Berlin:

Kommunale Abfallwirtschaft 
und Stadtsauberkeit

Rund 200 Teilnehmer erörterten beim Bundeskongress der kom-
munalen Abfallwirtschaft und Stadtsauberkeit 2023 des Verbands 
kommunaler Unternehmen in Berlin aktuelle Herausforderungen 
und Chancen der Entsorgungswirtschaft. Dabei wurde deutlich, 
dass die Aufgaben gewaltig sind – vor allem mit Blick auf die Um-
setzung der Einwegkunststoffrichtlinie, des CO2-Preises und des 
Fachkräftemangels.

Als Diskussionspartner fun-
gierten abfall- und umweltpo-
litische Sprecher der Bundes-
tags- und Abgeordnetenhaus-
fraktionen sowie Impulsgeber 
aus der kommunalen Abfallwirt-
schaft, aus dem Europaparla-
ment und aus der Wissenschaft. 
VKU-Hauptgeschäftsführer Ing-
bert Liebing erklärte 2023 zum 
Jahr, in dem die Energiewende 
und Themen der Transformati-
on forciert werden. Die Abfall-
wirtschaft könne in der Energie-
wende und Wärmewirtschaft 
auch eine Rolle spielen, beton-
te Liebing.

Der Gründer und Co-Ge-
schäftsführer/Direktor emeritus  
des Potsdam Instituts für Klima-
folgenforschung, Prof. Dr. Dr. 
Hans-Joachim Schellnhuber, be-
leuchtete in seinem Impulsvor-
trag das Thema Klimaschutz, 
Kohlenstoff und Kreislaufwirt-
schaft, ehe in der anschließen-
den Diskussion die Frage erör-
tert wurde, welche Klimaschutz- 
instrumente sinnvollerweise in 
der Kreislaufwirtschaft zum Ein-
satz kommen können.

Düsteres Szenario

„Es ist gut gemeint, die Erd- 
erwärmung auf kleiner gleich 
1.5 Grad zu halten, aber wir ha-
ben keine Chance, werden die 
1,5 Gradgrenze wahrschein-
lich schon in nächsten zehn Jah-
ren erreichen“, zeichnete Prof. 
Schellnhuber ein eher düste-
res Szenario. Diese Entwicklung 
sei nur noch aufzuhalten durch 
globale Wiederaufforstung und 
Bewahrung der Flora und CO2- 
Speicherung. Um bis Mitte des 
Jahrhunderts den Ausstoß von 
Treibhausgasen auf netto Null 
zu senken, benötigten die Län-
der der Welt CO2-Senken. Nur 
mit diesen könnten sie die ver-
bleibenden schwer zu vermeid-
baren Emissionen ausgleichen, 
insbesondere etwa die aus der 
Landwirtschaft.

Gebäude könnten eine solche 
Senke sein - wenn sie aus Holz 
gebaut werden. Ein fünfstöcki-
ges Wohngebäude aus Brett-
schichtholz könne bis zu 180 Ki-
logramm Kohlenstoff pro Quad-
ratmeter speichern, das ist drei-
mal mehr als in der oberirdischen 
Biomasse natürlicher Wälder 

mit hoher Kohlenstoffdichte.
Aktuellen Überlegungen der 

Bundesregierung zur Kreislauf-
wirtschaftsstrategie stellte Dr. 
Susanne Lottermoser vom Bun-
desministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz vor. Die 
von der Bundesregierung im Ko-
alitionsvertrag vereinbarte Nati-
onale Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie (NKWS) soll bis Frühjahr 
2024 erstellt und im Kabinett 
beschlossen werden.

Kreislaufwirtschaftsstrategie

Mit der Kreislaufwirtschafts-
strategie soll der Rahmen da-
für geschaffen werden, den pri-
mären Rohstoffbedarf absolut  
zu senken, die Stoffkreisläufe 
zu schließen und damit einen 
Beitrag zu den deutschen Kli-
maschutzzielen zu leisten. An-
gesichts dessen werde deut-
lich, dass die Rohstoffbasis von 
Kunststoffen grundlegend um-
gestellt und defossiliert werden 
muss. Dies erfordere einen Mix 
aus unterschiedlichen Techno-
logien und könne neben einer 
Umstellung auf sekundäre Roh-
stoffe wie biobasierte Rohstoffe 
oder zurückgewonnene Kohlen-
stoffe umfassen.

„Design for Circularity“

Da aber auch diese Prozesse 
Ressourcen beanspruchten, mit 
denen vor dem Hintergrund von 
Knappheit und sich abzeichnen-
der Nutzungskonflikte sparsam 
umgegangen werden müsse, sei 
die Vermeidung von Kunststoff-
abfällen vor diesem Hintergrund 
vorrangig. Als wesentlich betont 
die Bundesregierung zudem 
ein „Design for Circularity“, um 
Kunststoffe möglichst lange und 
qualitativ hochwertig im Kreis 
führen zu können. Als Input für 
chemische Zerlegungsverfahren 
sollen aus Sicht der Bundesre-
gierung nur solche Kunststoff-
abfälle dienen, die nachweislich 
nicht hochwertig werkstofflich 
recycelbar sind. Diskutiert wur-
de die Nationale Kreislaufwirt-
schaftsstrategie im Anschluss 
mit den abfall- und umweltpo-
litischen Sprechern der Bundes-
tags- und Abgeordnetenhaus-
fraktionen.� DK

schlagen, dass die Möglichkeit 
bestehen soll, auf Kosten des An-
tragstellers einen Verwaltungs-
helfer zu beschäftigen. Aus Reh-
bocks Sicht verfolgt diese Rege-
lung nur den Zweck, die Behörde 
zu entlasten und die Kosten für 
die Tätigkeit der Behörden auf 
den Vorhabenträger abzuwälzen.

Genehmigungsverfahren 
effizient bearbeiten

Der Hauptgeschäftsführer kri-
tisierte, dass Genehmigungsver-
fahren ohne diverse Gutachter 
nicht mehr möglich seien. Die Be-
hörden sähen sich außer Stan-
de, aus eigener Kompetenz Ge-
nehmigungen auszusprechen. 
Sinnvoller dürfte es daher sein, 
dass die politisch Verantwortli-
chen dafür Sorge tragen, kom-
petentes Personal in den Behör-
den weiter aufzustocken, damit 
diese in der Lage sind, Genehmi-
gungsverfahren effizient zu be-
arbeiten. Neben der Nationa-
len Kreislaufwirtschaftsstrategie  
beschäftigt sich die Branche 
überdies mit neuen Initiativen 
der Europäischen Union. Erhöht 
werden soll die Versorgungssi-
cherheit bei wichtigen Industrie- 
rohstoffen, um sich aus Abhän-
gigkeiten zu lösen, so der bv-
se-Hauptgeschäftsführer. Bereits 
in Arbeit befinde sich ein Gesetz-
entwurf, der „Raw Material Act“. 

Kritische Rohstoffe

„Für unsere Branche wesent-
lich ist das Ziel, dass 15 Prozent 
des EU-Jahresverbrauchs an kri-
tischen Rohstoffen zukünftig aus 
dem Recycling gedeckt werden 
sollen“, informierte Rehbock. 
Aufgrund technischer und öko-
nomischer Grenzen sei das heu-
tige Recycling auf die großen 
Metall- und Edelmetallstoffströ-
me fokussiert, die den Material-
wert der Geräte bestimmen. Für 
das Recycling müsse das kom-
plexe Gemisch der verschiede-
nen Werkstoffe getrennt wer-
den. Diese Werkstofftrennung 
mit qualitativ guten Ergebnissen 
durchzuführen, stelle jedoch er-
hebliche Ansprüche an technolo-
gische Lösungen. „Daher sind die 
EU-Mitgliedstaaten nun gefor-
dert, erhebliche Anstrengungen 
in Forschung und Entwicklung zu 
unternehmen, denn die Heraus-
forderungen der Zukunft werden 
insbesondere in der Weiterent-
wicklung von Verfahren zur er-
höhten Ausbeute seltener Me-
talle bestehen“, machte Rehbock 
deutlich.

Im bvse-Forum Schrott ging es 
insbesondere um den von der 
Europäischen Union eingeschla-
genen Weg in eine in eine klima-
neutrale Kreislaufwirtschaft. Die 
deutschen Hüttenwerke versu-
chen, ihre Produktion klimaneu-
traler zu gestalten, was eine er-
höhte Schrottnachfrage zur Fol-
ge haben wird. Denn CO2-Ein-
sparungen sind durch nichts 
schneller und günstiger zu re-
alisieren als über den Schrott- 
einsatz. 

Wie Sebastian Will, geschäfts-
führendes Präsidiumsmitglied 
beim bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsor-
gung, feststellte, „ist dieser Weg 
unumkehrbar und der Transmis-
sionsprozess schreitet voran. Wir 
nehmen jedoch bisher nur wahr, 
dass die Branchenunternehmen 
vor allem zunehmendem Diri-
gismus in der europäischen und 
deutschen Gesetzgebung unter 
dem Deckmantel des Umwelt-
schutzes ausgesetzt sind. Auch 
dieser Herausforderung müssen 
und werden wir uns stellen.“ 

Will wies zudem darauf hin, 
dass der Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine seit Februar 2022 
für die Schrottbranche vieles ver-
ändert und manche Entwicklun-
gen verschärft habe. Lieferketten 
seien unterbrochen worden (Stich- 
wort Halbleiter und Kabelbäume). 
Auch mussten neue Lieferketten 
aufgebaut und neue Rohstofflie-
feranten gefunden werden.

Branche mit Sorgenfalten

Das Präsidiumsmitglied stell-
te fest, dass der Ausstieg aus 
der fossilen Energienutzung 
hierzulande durch den Krieg 
noch schneller vollzogen wer-
de. Es sollte aber klar sein, dass 
die Energiebeschaffung und die 
Energiepreise die Schlüsselfak-
toren für Wirtschaftswachstum 
und den politisch gewollten ra-
schen Umbau zu einer nachhal- 
tigen Kreislaufwirtschaft sind. 
Dabei habe die Branche mit  
großen Problemen zu kämpfen. 
Schließlich ist die deutsche Roh-
stahlproduktion 2022 im Ver-
gleich zu 2021 um 8,4 Prozent 
bzw. 3,4 Mio. Tonnen auf rund 
36,9 Mio. Tonnen gefallen. Ent-
sprechend niedriger war der 
Schrotteinsatz. Im Jahr 2021 lag 
der Schrottverbrauch der Stahl-
werke nach bvse-Schätzungen 
bei knapp 18 Mio. Tonnen, im 
vergangenen Jahr nur noch bei 
16,4 Mio. Tonnen. Trotzdem 
konnte sich der Schrotthandel 
auch unter diesen Voraussetzun-
gen behaupten. 

Im April 2022 erreichten die 
Schrotteinkaufspreise der deut-
schen Stahlwerke Spitzenwerte, 
da der Schrottbedarf im In- und 
Ausland hoch war. So ermöglich-
te das erste Halbjahr eine posi-
tive Unternehmensentwicklung 
und der NE-Metallschrottmarkt 
schaffte Ausgleichmöglichkeiten.  
Die Energie-, Personal-, Fracht- 
und Verwaltungskosten sorgten  
jedoch für Sorgenfalten und 
auch die hohen krankheitsbe-
dingten Ausfälle wegen Coro-
na belasteten die Unternehmen 
in hohem Maße, wie Will wei-
ter ausführte. „Ab Juni 2022 be-
gann die Stahlproduktion in-
folge nachlassender Nachfrage 
sowohl in Europa als auch bei 
unserem wichtigsten Schrottab-
nehmer, der Türkei, zu sinken.“ 
„Was unsere Branche jedoch 
auszeichnet, ist ihre Flexibilität 
und ihr pragmatischer Umgang 
mit Herausforderungen. Davon 
wird es in nächster Zeit aller-
dings noch viele geben“, unter-
strich Will abschließend. � DK

fentlichen Hand beobachten 
und die Diskriminierung von 
Recyclingbaustoffen in öffent-
lichen Aufträgen konsequent 
weiter anprangern“, mach-
te bvse-Hauptgeschäftsführer 
Eric Rehbock in seinem State- 
ment deutlich.

Wertvolle Ressource

Eine Steigerung der Akzep-
tanz von Recyclingbaustoffen 
kann erreicht werden, wenn 
diese endlich aus dem Abfall-
regime entlassen werden und 
Produktstatus erhalten. Dieser 
Schritt müsse baldmöglichst er-
folgen, erklärte Rehbock nach-
drücklich: „Gütegesicherte und 
zertifizierte Recyclingbaustoffe  
dürfen nicht länger als Abfall 
gelten, sondern als das, was sie 
sind: Wertvolle Ressourcen und 
moderne, hoch innovative Bau-
materialien, die Primärbaustof-
fen gleichwertig sind. Die Fest-
legung des Abfallendes für Se-
kundärbaustoffe, die bezüglich 
Bautechnik und Umweltver-
träglichkeit geprüft, güteüber-
wacht und zertifiziert wurden, 
sollte daher dringend noch in 
diesem Jahr erfolgen und mög-
lichst alle Materialklassen der 
Ersatzbaustoffverordnung um-
fassen.“� r

Kreislaufwirtschaft:

Private Entsorger fordern fairen 
Wettbewerb und mehr Engagement
Fünf Monate vor den Landtagswahlen in Bayern fordert der Ver-
band der Bayerischen Entsorgungsunternehmen e.V. (VBS) die 
Parteien in Bayern auf, für fairen Wettbewerb und den weiteren 
Ausbau der Kreislaufwirtschaft zu sorgen. Fakt ist, dass gerade im 
Abfallbereich wichtige Entscheidungen auf Landesebene oder in 
den Kommunen getroffen werden.

In Bayern gibt es aktuell 1.537 
Wertstoffhöfe, so viele wie in 
keinem anderen Bundesland. 
Aus Sicht des VBS werden Wert-
stoffhöfe auch in Zukunft eine 
wichtige Rolle bei der Erfassung 
von Abfällen spielen. Aber: Nicht 
für jeden Abfall, der derzeit am 
Wertstoffhof erfasst wird, ist  
der Wertstoffhof das optima-
le Erfassungssystem. VBS-Prä-
sident Stefan Böhme: „Wir for-
dern, dass Wertstoffhöfe nur 
noch für geeignete, z. B. gefähr-
liche Abfälle wie Elektrogerä-
te, Akkus und Batterien genutzt 
werden sollen. Massenströme 
hingegen,wie Leichtverpackun-
gen, Papier und Bioabfall, sollen 
grundsätzlich haushaltnah er-
fasst werden, um die Sammel-
mengen hochzuhalten und da-
mit das Rohstoffpotenzial voll zu 
nutzen.“

Ein weiteres wichtiges Thema 

ist der Vollzug wichtiger bun-
desgesetzlicher Regelungen, 
für den die Bundesländer zu-
ständig sind. So sieht der VBS 
aktuell Mängel beim Vollzug der 
Gewerbeabfallverordnung: Ge-
werbetreibenden, die die Trenn-
pflichten der Gewerbeabfall-
verordnung beachten, darf kein 
Wettbewerbsnachteil dadurch 
entstehen, dass Behörden bei 
‚schwarzen Schafen‘ wegsehen. 
Der VBS kritisiert zudem seit 
Jahren die mangelhafte Umset-
zung bei der Getrenntsammlung 
von Bioabfällen – trotz gesetz-
licher Pflicht gibt es im Land-
kreis Altötting und in der Stadt 
Rosenheim (Einführung der Bio-
tonne ab 2025 geplant) noch 
keine getrennte Sammlung. 
Die seit Januar 2015 bestehen-
de Verpflichtung, Bioabfälle ge-
trennt zu erfassen, wird andern- 
orts mit großem Erfolg mit-

tels Biotonne bei jedem einzel-
nen Haushalt umgesetzt. „Dass 
man es sich in der Stadt Rosen-
heim und im Landkreis Altötting 
heute noch leistet, auf wertvol-
les Biogas zu verzichten und vie-
le Tonnen an nährstoffhaltigem 
Kompost in der Müllverbren-
nung zu verlieren, ist kaum zu 
rechtfertigen.“

Kritikpunkte

Mit Sorge sieht der VBS zu-
dem die jüngste Tendenz hin 
zu neuen großen kommunalen 
Biogasanlagen wie in Augsburg 
und München (in Planung). Hier-
bei werden zum Teil Mengen in 
weit entfernt gelegenen Kom-
munen akquiriert. Ob diese 
langen Transportstrecken, die 
häufig an bereits existieren-
den Biogasanlagen vorbeifüh-
ren, im Sinne des Klima- und 
Umweltschutzes sind, ist mehr 
als fraglich. Kritisch sieht der 
Verband auch den schleichen-
den Trend zur Rekommunalisie-
rung der Hausmüllabfuhr (zu-
letzt Landkreis Bad Kissingen 
2022). VBS-Präsident Stefan 

Böhme: „Es gibt keinen sachli-
chen Grund dafür, wieso die Öf-
fentliche Hand den Betrieb von 
Biogasanlagen oder die Leerung 
der Mülltonnen selbst über-
nimmt. Private Entsorgungsun-
ternehmen beweisen seit Jah-
ren, dass sie das besser und ef-
fektiver können.“� r
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Bayerischer Ministerrat:

Weichenstellungen in 
der Verkehrspolitik

Das Deutschland-Ticket, kurz: D-Ticket, ist zum 1. Mai gestartet. 
Für 49 Euro pro Monat gibt es nun bundesweite Mobilität in al-
len Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖP-
NV). Das Deutschlandticket könnte zum Verkaufsschlager werden 
- mit der möglichen Folge, dass es in Bahnen und Bussen enger 
wird. Verkehrsminister Christian Bernreiter fordert deshalb vom 
Bund ein höheres Tempo bei den Überlegungen zum Ausbau des 
Zugangebots. Nach seinen Worten will der Bund erst 2024 prüfen, 
ob das Ticket einen Ausbau des Angebots und höhere Zuschüsse 
notwendig macht. Der Bund sei für den Ausbau des Schienennet-
zes zuständig und müsse dieser Verpflichtung auch bei den Regio-
nalstrecken nachkommen, so der Minister.

sollte der Bund eine Förderung 
ablehnen.

Im vergangenen Jahr konn-
ten so fast 200 Klimabusse, da-
runter 120 mit einem Elektroan-
trieb, gefördert werden. In die-
sem Jahr wurden bereits knapp 
400 Klimabusse zur Förderung 
angemeldet. Darunter sind 300 
Elektrobusse und erstmals auch 
über 30 Busse mit Wasserstoff-
antrieb. Übergangsweise wer-
den auch emissionsarme Fahr-
zeuge, etwa mit Biogasantrieb, 
gefördert. Gleichzeitig sorgt 
der Freistaat für ausreichende 
Ladeinfrastruktur. Im vergange-
nen Jahr wurden dafür Zuwen-
dungsbescheide für 14 Projekte 
mit einem Gesamtvolumen von 
18 Mio. Euro erteilt.

Nach den Beschlüssen des 
Bundes zur Beschleunigung von 
Autobahnausbaumaßnahmen 
setzt sich die Bayerische Staats-

Der Verband deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV) schätzt, 
dass mehr als drei Millionen 
Menschen schon für Mai den 
Fahrschein gelöst haben. Dem-
nach seien darunter 750.000 
Menschen, die bisher kein Nah-
verkehrs-Abo besaßen. Der VDV  
und die Deutsche Bahn gehen 
davon aus, dass sich perspek-
tivisch 17 Millionen Menschen 
das D-Ticket zulegen werden.

Deutschlandticket

Für Auszubildende, Studieren-
de und Freiwilligendienstleisten-
de soll das Deutschlandticket in 
Bayern ab 1. September ermä-
ßigt angeboten werden. Um be-
stehende Semestertickets der 
Hochschulen erhalten zu kön-
nen, können diese Solidarmo-
delle in das Ermäßigungsticket 
integriert werden. Der Gesamt-
preis aus einem örtlichen Soli- 
darticket und einem freiwilligen 
monatlich kündbaren Aufpreisti-
cket soll 29 Euro je Monat (174 
Euro je Semester) betragen. In 
Summe bleibt es so bei den 29 
Euro pro Monat für das deutsch-
landweit gültige Ticket.

Damit es nicht zu Ungleichhei-
ten zwischen Auszubildenden 
und Schülern im vergleichbaren 
Alter kommt, sollen für letzte-
re ab der 11. Klasse durch eine 
Absenkung der Familienbelas-
tungsgrenze die Kosten für den 
Schulweg ebenfalls auf 29 Eu-
ro sinken. Diese Änderung wird 
zum neuen Schuljahr, also noch 
2023, umgesetzt.

Mit der Einführung des 
Deutschlandtickets muss auch 
die bisherige Regelung der ÖP-
NV-Finanzierung für den Schü-
lerverkehr angepasst werden. 
Nun hat der Ministerrat auf den 
Weg gebracht, dass bayerische 
Verkehrsunternehmen auch nach 
2023 einen Ausgleich für nicht 
gedeckte Kosten in Folge einer 

rabattierten Beförderung von 
Schülern, Auszubildenden und 
Studenten erhalten.

In Zukunft werden die Mit-
tel den Aufgabenträgern, d.h. 
den Landkreisen und kreisfreien 
Städten, zugewiesen. Die Kom-
munen können entweder weiter-
hin auf bewährte Schulbusver-
kehre setzen oder zum Beispiel 
den Schülerverkehr in den allge-
meinen ÖPNV einbinden und da-
mit weiteren Fahrgästen eröff-
nen. Ab 2025 sollen solche An-
gebotsverbesserungen durch ein 
Bonussystem honoriert werden.

Der Staatsregierung ist es 
laut Minister Bernreiter wich-
tig, dass bei der Reform die In-
teressen der Verkehrsunterneh-
men berücksichtigt werden, ins-
besondere auch der kleinen und 
mittelständischen Busunterneh-
men im ländlichen Raum. Be-
stehende Verträge seien abge-
sichert, außerdem werden die 
Mittel einer strengen Zweck-
bindung für den Ausbildungs-
verkehr unterliegen. Die Neure-
gelung sorge somit für bessere 
Planbarkeit bei den Aufgaben-
trägern und stärke insgesamt 
den ÖPNV in Bayern.

Umstellung auf Klimabusse

Vor dem Hintergrund, dass 
der Freistaat bis spätestens 
2040 klimaneutral werden will, 
wird darüber hinaus im ÖPNV 
die vollständige Umstellung auf 
„Klimabusse“ mit klimafreund-
lichen Antrieben angestrebt. 
Der Wechsel der Antriebe ist 
eine Mammutaufgabe, bei der 
der Freistaat die Verkehrsunter-
nehmen unterstützt. Seit 2022 
ist die Busförderung deswegen 
neu auf Klimabusse ausgerich-
tet. Bayern fördert Klimabusse 
seitdem vorrangig und mit hö-
heren Festbeträgen. Auch bei 
den antriebsbedingten Mehr-
kosten springt der Freistaat ein, 

regierung überdies dafür ein, 
dass für weitere wichtige Aus-
bauprojekte im Freistaat das 
„überragende öffentliches In-
teresse“ anerkannt wird, da-
mit diese ebenfalls beschleu-
nigt umgesetzt werden kön-
nen. In der aktuellen Liste sind 
23 Projekte für Bayern enthal-
ten. Wichtige Ausbauprojekte 
in Bayern fehlen jedoch in der 
Auflistung des Bundes.

Lückenschluss A 94

Besonders der Lückenschluss 
der A 94 ist eines der wichtigsten 
Autobahnprojekte überhaupt in 
Bayern und für die Menschen 
in der ganzen Region von über-
ragendem Interesse. Das gilt 
auch für den Ausbau der A 3 zwi-
schen Hengersberg und Deggen-
dorf, der A 7 zwischen Hittistet-
ten und Illertissen und der A 96 
zwischen Wörthsee und Ober-
pfaffenhofen. Zudem dürfen aus 
Sicht der Staatsregierung eben-
so wichtige Bundesstraßenpro-
jekte nicht aus dem Blick gera-
ten, für die der Bund ebenfalls 
eine beschleunigte Umsetzung 
sicherstellen muss.� DK

Stadt München:

Kein Geofencing 
für das HandyParken

Bei eScootern bspw. rund um das Oktoberfest ist Geofencing be-
reits seit 2019 möglich. Das heißt, mittels GPS und GIS-Daten wer-
den bestimmte Bereiche der Stadt für die eScooter gesperrt. Hier 
kann entweder nicht ausgeliehen oder abgestellt werden. Auch 
eine automatisierte Drosselung der Geschwindigkeiten, bspw. in 
Fußgängerzonen, wird praktiziert. Was bei eScootern eine einfa-
che Sache ist, steht für das HandyParken der Stadt München nicht 
zur Verfügung.

HandyParken ist eine Smart-
phone-App, mit der elektroni-
sche Parktickets über das Han-
dy gezogen und minutengenau 
abgerechnet werden. Die App 
zeigt den genauen Standort (in-
kl. Straßenname) des Ausleihers 
sowie den nächsten Parkschei-
nautomaten an. Allerdings wird 
nicht angezeigt, wenn man sich 
einer Anwohnerstraße befindet, 
in der einem das Parken nicht 
erlaubt ist. Auch hier ist ein On-
line-Parkticket-Kauf ohne wei-
teres möglich. Wenn aber jetzt 
die Polizei kontrolliert, kommt 
zu den Parkgebühren noch ein 
Bußgeld von 35 Euro.

Was auf den ersten Blick un-
logisch erscheint, hat komple-
xe Hintergründe. Es läge an der 

technischen Ausstattung des End-
geräts. Je hochwertiger, desto 
besser, so die Rückmeldung der 
Stadtwerke München, Ressort 
Mobilität. 

Der tatsächliche Parkort kann 
vom gemessenen bis zu 500 Me-
ter abweichen. Deshalb werde 
vor dem Kauf ein Hinweis einge-
blendet, dass Beschilderungen 
vor Ort zu beachten sein. „Kurz-
gefasst, die Schwierigkeit mit 
der Standorterfassung ist kein 
HandyParken München spezifi-
sches Thema, sondern alle Apps 
sind davon betroffen, weil die 
GPS-Verortung durch die Hard-
ware des Smartphones erfolgt 
und es hierbei zu Abweichungen 
kommen kann“, heißt es in der 
Antwort der SWM.� CH

Studie ergibt:

Verkehrsverbund  
„Donauwald“ wäre sinnvoll
Verkehrsverbünde aus Bus und Bahn generieren zahlreiche Vor-
teile für die Fahrgäste. Deshalb lassen die Landkreise Deggendorf, 
Dingolfing-Landau, Freyung-Grafenau, Passau, Regen, Rottal-Inn 
und die Stadt Passau mit Unterstützung des Freistaats Bayern die 
Gründung eines gemeinsamen Verkehrs- und Tarifverbunds un-
tersuchen. Nun liegen die ersten Zwischenergebnisse vor.

Die Studie zu einem nieder-
bayerischen Verkehrsverbund 
„Donauwald“ startete im Juli  
2022 und soll voraussichtlich 
im Sommer 2024 abgeschlos-
sen werden. In der ersten Studi-
enphase wurde die verkehrliche 
Sinnhaftigkeit einer Verbund-
gründung bewertet. „Die Unter-
suchungen haben ergeben, dass 
ein solcher Verkehrsverbund 
verkehrlich absolut sinnvoll ist“, 
erklärte Verkehrsminister Chris-
tian Bernreiter. Er hoffe, dass 
sich die Beteiligten für eine Wei-
terführung der Untersuchun-
gen entscheiden werden. In der 
zweiten Studienphase werden 
organisatorische Fragen geklärt 
und die Kosten einer Verbund-
gründung berechnet.

Verbesserung der regionalen 
Mobilitätsangebote

Laut Sebastian Gruber, Land- 
rat des Landkreises Freyung- 
Grafenau und Bezirksvorsit-
zender des niederbayerischen 
Landkreistags, „vereint die an 
dem Projekt beteiligten Land-
kreise sowie die Stadt Passau 
die Lage in einer sehr lebens-
werten, in vielerlei Hinsicht 
vernetzten Region. Die Men-
schen leben und arbeiten in 
erster Linie in Regionen, nicht 
in Verwaltungseinheiten. Insofern  
freue ich mich, dass wir auf ei-
nem sehr guten Weg sind, die 
regionalen Mobilitätsangebo-
te durch die Schaffung eines ge-
meinsamen Verkehrsverbundes 
weiter zu verbessern.“

Auch Passaus Landrat Rai-
mund Kneidinger wertet das 
Studienergebnis als klaren Auf-
trag, den Weg hin zu einem 
leistungsfähigen öffentlichen 
Nahverkehr weiter zu verfol-
gen. Mobilität im ländlichen 
Raum werde immer auf den 
Individualverkehr angewiesen 
sein, aber: „Jedes Angebot, 
das den ÖPNV auch hier at-
traktiver, das Tarifsystem über-
sichtlicher und den Zugang ein-
facher macht, ist ein gutes An-
gebot.“

Der Freistaat Bayern beglei-
tet die Grundlagenstudie und 
fördert sie mit bis zu 3,9 Milli-
onen Euro. Minister Bernreiter 
zufolge könnten allein von ei-
nem Verkehrsverbund „Donau-

wald“ rund 750.000 Menschen 
profitieren. Hier könne ein ech-
tes ÖPNV-Schwergewicht in Nie-
derbayern entstehen.� DK

ADAC Expertenreihe: 

Verkehr wandeln. 
Mobil bleiben.

ADAC Nordbayern fordert transparente Beteiligungsverfahren 
und mehr Tempo beim Ausbau der Ladeinfrastruktur

Feuchtwangen. Viele Menschen wünschen sich mehr Nach-
haltigkeit und Klimaschutz sowie eine höhere Lebensquali-
tät in ihrer Kommune. Um diese Ziele zu erreichen, müssen 
sich auch Mobilität und Verkehr verändern, die Infrastruk-
tur angepasst und das Mobilitätsangebot ausgebaut wer-
den. Hierfür sind innovative und mutige Ideen in den Städ-
ten und auf dem Land gefragt.

Die diesjährige ADAC Exper-
tenreihe stand unter dem Mot-
to „Verkehr wandeln. Mobil blei-
ben“. Im Rahmen der Veranstal-
tung diskutierten Expertinnen 
und Experten in der Bauaka-
demie Feuchtwangen über zu-
kunftsfähige Verkehrskonzepte 
für Kommunen. Stadt- und Ver-
kehrsplaner berichteten über 
den Anpassungsbedarf der Re-
gelwerke, die für den Ver-
kehrswandel und die Umgestal-
tung des öffentlichen Raums 
notwendig sind. Auch der Fak-
tor Mensch ist zentral für den 
Wandel. 

Individualverkehr 
nachhaltiger gestalten

Auf der einen Seite benöti-
gen die Menschen bezahlbare 
und attraktive Mobilitätsange-
bote über das Auto hinaus, um 
der Flächenknappheit in der 
Stadt entgegenzuwirken und 
die Mobilität auf dem Land zu 
erhalten. Auf der anderen Sei-
te wird der motorisierte Indivi-
dualverkehr auch weiterhin ei-
ne wichtige Rolle spielen und 
muss daher nachhaltiger ge-
staltet werden. Laut Wolfgang 

Lieberth, Vorstand für Technik 
und Umwelt des ADAC Nord-
bayern, „wird der Kfz-Ver-
kehr allen Prognosen zufolge 
auch künftig einen hohen An-
teil an der innerörtlichen Ver-
kehrsleistung haben. Sein Bei-
trag zur Erreichung der Klima-
ziele kann daher hauptsächlich 
durch die Antriebs- und Ener-
giewende erreicht werden. 
Dabei kommt den Kommu-
nen beim Aufbau der Ladein- 
frastruktur eine entscheiden-
de Rolle zu.“ 

Kompromisse vonnöten

Die Lösung liegt folglich nicht 
darin verschiedene Verkehrs-
mittel gegeneinander auszu-
spielen. Vielmehr braucht es 
Kompromisse von allen Betei-
ligten, um die Mobilität der 
Zukunft gemeinsam zu gestal-
ten. So ist es beispielsweise für 
die Umgestaltung des Straßen-
raums entscheidend, dass Bür-
ger, Anwohner und Betroffene 
frühzeitig bei der Konzeptent-
wicklung und Planung mitein-
bezogen werden, da nur so die 
nötige Akzeptanz für neue An-
sätze erreicht werden kann.�r

https://www.bayernlb.de/internet/de/blb/resp/kunden_1/oeffentliche_hand_2/einstieg_fuer_oeffentliche_hand/einstieg_6.jsp
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9. Bayerische Fachtagung Radverkehr in Landshut:

Ländlicher Raum im Visier
Potenziale und Herausforderungen

Mehr Menschen aufs Rad bringen: Das ist eines der Ziele in der 
Mobilitätswende. Welche Chancen, aber auch welche Heraus-
forderungen es bei der Umsetzung in ländlichen Gebieten gibt, 
vermittelte die 9. Bayerische Fachtagung Radverkehr in Lands-
hut unter dem Motto RAD.LAND.BAYERN – Radverkehr im ländli-
chen Raum, die vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen 
Bau und Verkehr und der Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche 
Kommunen in Bayern (AGFK Bayern) veranstaltet wurde.

Rund 150 Teilnehmer nutz-
ten die Gelegenheit, sich zu in-
formieren, mit Fachleuten in Di-
alog zu treten und sich unterein- 
ander auf kommunaler Ebene 
auszutauschen. Das rege Inter-
esse zeigte, wie wichtig das The-
ma speziell für Bayern ist: Das 
zweitgrößte Bundesland ist im 
Vergleich zu anderen Bundes-
ländern relativ dünn besiedelt, 
über die Hälfte der Bevölkerung 
lebt im ländlichen Raum, der 
knapp 90 Prozent der Gesamt-
fläche Bayerns ausmacht. „Im 
ländlichen Raum gibt es für den 
Radverkehr noch viel Potenti-
al. Vor allem Pedelecs bieten ei-
ne große Chance, neue Zielgrup-
pen und Gebiete zu erschließen. 

Es braucht aber auch durch-
gängige und sicher befahrbare 
Netze, um das Fahrrad auch auf 
dem Land attraktiver zu ma-
chen“, sagte Landrat Matthias 
Dießl, Vorsitzender der AGFK 
Bayern, in seiner Begrüßungs-
ansprache.

1.500 Kilometer 
neue Radwege bis 2030

Bayerns Verkehrsminister Chris-
tian Bernreiter betonte in sei-
nem Videogrußwort die wichti-
ge Rolle des Radverkehrs in der 
bayerischen Mobilitäts- und Kli-
mapolitik und überreichte sym-
bolisch einen Förderbescheid 
an die AGFK: „Wir wollen den 

Radverkehrsanteil in ganz Bay-
ern steigern. Dazu brauchen wir 
eine attraktive und sichere In- 
frastruktur, auch im ländlichen 
Raum. Gemeinsam mit unseren 
Kommunen wollen wir bis 2030 
1.500 Kilometer neue Radwege 
in Bayern auf den Weg bringen. 
Dabei unterstützen wir die Kom-
munen mit unseren bekann-
ten Förderprogrammen. Seit 
1. März fördern wir nun auch 
den Ausbau von öffentlichen 
Feld- und Waldwegen, wenn 
sie für den Radverkehr bedeut-
sam sind. Damit wollen wir den 
Radverkehr im ländlichen Raum 
kräftig anschieben! Mein herz-
licher Dank gilt den Kommunen 
und der AGFK für ihren Einsatz. 
Ich freue mich sehr, dass der 
Freistaat die AGFK Bayern auch 
dieses Jahr mit bis zu 400.000 
Euro unterstützen wird.“

Interkommunale  
Radweg-Projekte

Eine der größten Herausfor-
derungen auf dem Land sind die 
unterschiedlichen Zuständigkei- 
ten für die Planung und Um-
setzung von interkommunalen 
Radweg-Projekten. Durchgängige 
Radwege, über die Grenzen der 
Kommunen hinweg, können ins-
besondere für Alltagsstrecken 
die Nutzung des Fahrrads at-
traktiver und sicherer machen. 
Aber auch für den Tourismus 
ist ein gut ausgebautes Radrou-
tennetz wichtig. 1.200 Kilome-

ter lang ist es im Landkreis Neu-
stadt an der Aisch – Bad Winds-
heim, Mitglied der AGFK Bayern, 
und damit ein gutes Beispiel, 
wie durch eine gelungene Zu-
sammenarbeit zwischen Kom-
munen und Landkreis Rad-Pro-
jekte gelingen können. 

Gute Perspektiven

Die Abstimmungs- und Um-
setzungsprozesse erläuterte auf 
der Fachtagung der Radwege-
beauftragte des Landkreises, 
Sebastian Haser, in einem Vor-
trag. Dem Thema widmete sich 
zudem eine Diskussionsrunde 
unter der Leitung von Caroline 
Huth, Doktorandin an der Stif-
tungsprofessur für Radverkehr 
in intermodalen Verkehrsnetzen 
an der Technischen Hochschule 
Wildau. Sie sieht auch in der Ver-
knüpfung von Radverkehr und 
öffentlichen Verkehrsmitteln ei-
ne gute Perspektive für den Rad-
verkehr auf dem Land.

Einen Ausblick auf die künf-
tigen „Empfehlungen für Rad-
verkehrsanlagen“ (ERA), deren 
Fassung von 2010 derzeit über-
arbeitet wird, gab Peter Gwias-
da, Gründungsmitglied und Vor-
stand des Kölner Planungsbüros 
VIA. Der Radverkehrsexperte 
leitete zudem eine große Dis-
kussionsrunde zum Thema In-
frastrukturelemente, in der es 
unter anderem um außerört-
liche Fahrradstraßen, um die 
Nutzung von Wirtschaftswegen 
und um die Gestaltung von Kno-
tenpunkten ging. In einem wei-
teren Forum konnten sich die 
Teilnehmer mit Fachleuten zum 
Thema fahrradfreundliche Ar-
beitgeber austauschen.� r

V.l.: Bauoberrat Martin Singer, Bayerisches Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr, überreicht den Förderbescheid an  
Matthias Dießl, Vorsitzender der AGFK Bayern und Landrat des 
Landkreises Fürth.� Bild: AGFK Bayern/Andreas Gebauer

Bundes-SGK:

Positionspapier 
zur Mobilitätswende

„Ein modernes Tarifsystem als Treiber der Mobilitätswende“ lau-
tet ein vom Vorstand der Bundes-SGK verabschiedetes Positions-
papier. „Die großartige Chance, die das Deutschlandticket bietet, 
sollte unbedingt genutzt werden“, heißt es darin. Für die kom-
munalen Aufgabenträger wird „mittelfristige Planungssicher-
heit“ gefordert.

Bund, Länder und Kommu-
nen müssen aus Sicht der Bun-
des-SGK in Zukunft gemeinsam 
über einen angemessenen und 
allgemeinverbindlichen Preis für 
das Deutschlandticket, zusätzli-
che Sondertarife sowie Anpas-
sungen entscheiden können. 
Entstehende zusätzliche Kosten 
müssten gesetzlich abgesichert 
und dauerhaft auch in Zukunft 
durch Bund und Länder getra-
gen werden. Nur so könne das 
Deutschlandticket ein dauer-
haftes, einheitliches und güns-
tiges Angebot bleiben. „Es darf 
keine Konstellation eintreten, in 
der Bund und Länder Preise po-
litisch festlegen und die Kom-
munen das finanzielle Risiko tra-
gen.“

Daher müssten Bund und Län-
der die Finanzierung der tat-
sächlich entstandenen zusätzli-
chen Kosten des Deutschlandti-
ckets auch für die Jahre ab 2024 
übernehmen und den Preis für 
das Ticket stabil halten. Dies 
umfasse auch eine unbegrenzte 
Nachschusspflicht für die Folge-
jahre nach 2023 durch Bund und 
Länder, falls die im Regionalisie-
rungsgesetz vorgesehenen Mit-
tel nicht ausreichen, um die Ein-
nahmeausfälle in Folge der Ein-
führung des Deutschlandtickets 
zu kompensieren.

Finanzierung  
des Deutschlandtickets

Grundsätzlich dürfe die Finan-
zierung des Deutschlandtickets 
nicht zu Lasten des Ausbaus des 
ÖPNV gehen, heißt es. Die Er-
schließung neuer Nutzergrup-
pen und ein solides Grundange-
bot in Stadt und Land müsse das 
Ziel sein. Die im Regionalisie-
rungsgesetz vorgesehene Eva-
luierung des Deutschlandtickets 
sollte auf die im Koalitionsver-
trag genannten Ziele (Erhöhung 
der Fahrgastzahlen im ÖPNV 
bzw. Verdopplung der Fahrgast-
zahlen im Bahnverkehr), die Ver-
änderung des Modal Split sowie 
auf die Klimawirkung der Preis-
gestaltung gerichtet sein. Zu-
gleich wäre es wünschenswert, 
dass Verkehrsunternehmen, die 
durch innovative Maßnahmen 
die genannten Ziele überdurch-

schnittlich erfüllen, zusätzliche 
Ausgleichszahlungen erhalten.

Wegen der Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse muss 
aus Sicht der Sozialdemokrati-
schen Gemeinschaft für Kom-
munalpolitik die flächendecken-
de bundesweite Festlegung von 
Kriterien zur Versorgung mit 
Verkehrsleistungen wie etwa 
Mindeststandards für die Er-
reichbarkeit von Haltestellen 
verbindlich vereinbart werden. 
Auch Übereinkünfte über Aus-
bau und Finanzierung sollten 
enthalten sein.

Ruf nach Planungssicherheit

„Die kommunalen Aufgaben-
träger brauchen mittelfristige 
Planungssicherheit“, lautet ei-
ne weitere Forderung. Das bun-
desweite Ticket, der Betrieb, die 
Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen und der weitere Aus-
bau benötigten alternative und 
verlässliche Finanzierungswege 
neben den Regionalisierungs-
mitteln und jenen Mitteln aus 
dem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz. Überdies müsse 
gesichert werden, dass die Ein-
haltung der Mindeststandards 
bundeseinheitlich ermöglicht 
wird, also von der individuel-
len Leistungsfähigkeit einzelner 
Kommunen unabhängig wird. 
„Dies könnte eine Bund-Län-
der-Vereinbarung oder ein Mo-
bilitätsgesetz leisten, deren 
oder dessen Inhalte die Länder 
mit eigenen Regelungen umset-
zen müssen.“

Insgesamt hänge die Zukunft 
des ÖPNV davon ab, „ob es ge-
lingt, Menschen zu gewinnen, 
die im ÖPNV arbeiten wollen“. 
Aktuell fehlten zehntausende 
Busfahrer, bis 2030 seien 
110.000 Stellen aus demogra-
phischen Gründen neu zu be- 
setzen – ein Ausbau des ÖPNV 
noch nicht mitgerechnet. „Um 
Personal zu gewinnen, müssen 
die Arbeitsplätze im ÖPNV at-
traktiver werden. Bessere Ar-
beitsbedingungen und die Be-
reitstellung der dafür notwen-
digen Finanzierung sind der 
Schlüssel zum Erhalt und Aus-
bau des bestehenden Ange-
bots“, so der SGK-Vorstand.� DK

Straßengüterverkehr in 
Richtung Inntal und Brenner

Tiroler Blockabfertigungen in der Himmelfahrtswoche  
lassen Mega-Staus befürchten

Logistikverbände LBS und LBT warnen vor Mega-Staus rund 
um den Feiertag Christi Himmelfahrt am 18. Mai 2023. Vier 
Blockabfertigungstage und ein Feiertag mit LKW-Fahrverbot  
sowie langem Ausflugswochenende werden eine immense Her-
ausforderung für alle Beteiligten.

Mia san emobil: 
Isarflitzer geht 

in die Pilotphase
Gemeinsames Mobilitätsprojekt schafft mehr Flexibilität für 

die Menschen in Aying und Schäftlarn
Der Wunsch klimafreundlich und dennoch flexibel unterwegs zu 
sein, treibt viele Menschen in Stadt und Land um. Das Landrat-
samt München, die Energie Südbayern GmbH und der MVV ha-
ben in kurzer Zeit gemeinsam einen überzeugenden Lösungsweg 
gefunden. 

Die Lücke zwischen Aus-
stiegsstelle vom ÖPNV und dem 
eigentlichen Zielort wird ge-
schlossen – mit dem Isarflitzer 
(VW ID.3). Marcus Böske, Ge-
schäftsführer der Energie Süd-
bayern GmbH ist überzeugt: 
„Mit dem Isarflitzer entsteht ein 
innovatives Verkehrsmittel zur 
Verfügung. Mit unseren bishe-
rigen E-Carsharing-Erfahrungen 
und der Integration in die MVV-
App wird eine neue Angebots-
qualität bei Fahrten zwischen 
der Stadt München und dem 
ländlichen Landkreis erreicht.“

Einer dieser Isarflitzer steht 
seit Mitte April zur Nutzung 
für die Bürgerinnen und Bür-
ger, die öffentliche Verwaltung 
und auch Betriebe in der Pi-
lotgemeinde Aying zur Verfü-
gung. Auch in der zweiten Pi-
lotgemeinde Schäftlarn wird in 
den nächsten Wochen ein Isar-
flitzer stationiert, die Vorberei-
tungen dazu sind nahezu abge-
schlossen.

Mit diesen beiden Gemein-
den wurden Partner gefunden, 
die sich für die Projektidee so-
fort begeistert haben. Das The-
ma klimafreundliche Anschluss-
mobilität stand schon seit län-
gerem auf der Agenda und mit 
der Verknüpfung von MVV-An-
gebot und Isarflitzer steht ei-
ner lokal emissionsfreien Fahrt 
bis zum Zielort nichts mehr im 
Weg.

Begleitend zu den Isarflitzern 
wurde die E-Ladeinfrastruktur 
in den beiden Kommunen wei-
ter ausgebaut. In Aying gibt es 
am Rathaus, zugleich Stand-
ort des Isarflitzers, und in der 
Bahnhofstraße Lademöglich-

keiten. In Dürrnhaar, Großhel-
fendorf und Peiß ist der Auf-
bau weiterer Ladestationen im 
Zuge des Pilotprojekts geplant. 
In Schäftlarn können E-Fahrzeu-
ge in der Fischerschlösslstra-
ße sowie zeitnah in der Münch-
ner Straße 37, in der Nähe des 
Bahnhofs, E-Fahrzeuge geladen 
werden. Die Münchner Stra-
ße wird zudem auch Standort 
für den Isarflitzer sein. Im Rah-
men des Projektes wird auch ei-
ne Ladestation am Klosterpark-
platz in Schäftlarn entstehen, 
an der 100 Prozent Ökostrom 
geladen werden kann.

Bedarfsgerechtes Konzept

Die Buchung der E-Fahr-
zeuge erfolgt direkt über die 
komfortable MOQO-App. Die 
Fahrzeuge werden in Kürze 
auch in der MVV-App mitan-
gezeigt und können via Direkt-
link auf MOQO gebucht wer-
den. Diese Systemintegration 
ist Teil des bedarfsgerechten 
Mobilitätskonzepts und ver-
ringert die Schnittstellen für 
den Nutzer.

In der dreijährigen Pilotpha-
se wird der Betreiber, die Ener-
gie Südbayern GmbH, die Nut-
zungsdaten der E-Fahrzeuge 
und der E-Ladesäulen fortlau-
fend im Blick behalten. Die Pro-
jektpartner sind sich einig: Wird 
das Mobilitätsangebot von den 
Menschen in Aying und Schäft-
larn angenommen und über-
zeugend genutzt, dann soll 
auch an weiteren Standorten 
im Landkreis München, mit 
dem Isarflitzer die mobile Viel-
falt ergänzen werden.� r

V.l.: Ayings Erster Bürgermeister Peter Wagner gemeinsam mit 
Schäftlarns Erstem Bürgermeister Christian Fürst.� Bild: CH

„In der Woche um den Fei-
ertag Christi Himmelfahrt am 
18. Mai 2023 sind Mega-Staus 
rund um das bayerische Inntal 
und darüber hinaus auf der Au-
tobahn A 8 zu erwarten.“ Die-
se Warnung sprechen die bei-
den bayerischen Logistikverbän-
de Landesverband Bayerischer 
Spediteure LBS und Landesver-
band Bayerischer Transport- 
und Logistikunternehmen LBT 
aus. Denn der sogenannte Do-
sierkalender der Tiroler Landes-
regierung sieht bis einschließlich  
19. Mai 2023 vier Tage mit 
LKW-Blockabfertigungen am 
Grenzübergang Kiefersfelden/
Kufstein vor, davon drei aufein- 
anderfolgende Blockabfer-
tigungen. Dazu kommt: „Am 
Feiertag Christi Himmelfahrt 
besteht zudem ein LKW-Fahr-
verbot, wodurch die Parkplät-
ze entlang den Autobahnen A99 
Richtung Salzburg, A8 Richtung 
Salzburg und A93 Inntal Rich-
tung Innsbruck/Brenner ohne-
hin bereits voll belegt sein dürf-
ten“, so die Verbände.

Mit dem nächsten Blockabfer-
tigungstag am darauffolgenden 
Freitag dürfte sich die Lage nicht 
entspannen. Denn hier wirkt sich 
der Ausflugsverkehr am langen 
Wochenende mit einem massiv 
erhöhten Individualverkehr aus, 
der voraussichtlich schon am 17. 
Mai einsetzen wird.

Der Mai drohe somit für die 
bayerische Transportlogistik-
branche zu einem „Monat voller 
unplanbarer Fahrzeiten und des 
Stillstands“ zu werden, betonen 
LBS und LBT. Denn für den Rest 
des Mais bis einschließlich Frei-
tag, 9. Juni, seien nochmals zehn 
Blockabfertigungstage von Sei-
ten Tirols angesetzt.

Neben den immensen wirt-
schaftlichen Schäden für die Un-

ternehmen und deren Kunden 
werde die Blockadepolitik Tirols 
wieder die anliegende Bevölke-
rung und das Fahrpersonal tref-
fen, das nicht wisse, „wie und 
wo es seine gesetzlichen Ruhe-
pausen mit den dazugehörigen 
grundlegenden sozialen Belan-
gen zubringen kann“. Die beiden 
Verbände verweisen zudem auf 
Erfahrungen während der ver-
gangenen Blockabfertigungen, 
dass die Unfallgefahr durch die 
Staus exponentiell anwachse.

Tiroler Blockadepolitik

„Es ist unter den genannten 
Umständen mehr als verwun-
derlich, dass weder die EU-Kom-
mission noch die Bundesregie-
rung gegen Österreich und Tirol 
europarechtlich vorgehen. Man 
nimmt stattdessen in Kauf, dass 
Tirol seine Antitransit-Maß-
nahmen jedes Jahr weiter ver-
schärft und dabei die Belange 
des Nachbarn Bayern unberück-
sichtigt lässt“, so LBS Geschäfts-
führerin Sabine Lehmann und 
die beiden LBT-Hauptgeschäfts-
führer Sebastian Lechner und 
Stephan Doppelhammer.

Beide Verbände betonen: 
„Wir begrüßen es ausdrücklich, 
dass Bayern, Tirol und Südtirol 
jetzt wieder am Verhandlungs-
tisch sitzen. Solange Tirol jedoch 
auf seinen Fahrverboten selbst 
für die umweltschonendsten 
Fahrzeuge besteht, wie z.B. das 
Euroklassenfahrverbot und das 
komplette Nachtfahrverbot zei-
gen, wird sich an der grundsätzli-
chen Situation auch mittelfristig 
nichts ändern. Wir fordern des-
halb nachdrücklich sowohl die 
EU als auch die Bundesregierung 
auf, umgehend ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Öster-
reich und Tirol einzuleiten.“� r
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Mit Learning-on-Demand  
dem Fachkräftemangel begegnen

Ein Gastbeitrag von Doris Fuchshuber, atene KOM GmbH

Der Fachkräftemangel ist seit Jahren ein großes Problem für 
Unternehmen und Institutionen in Deutschland. Auch die öf-
fentliche Verwaltung ist von diesem Phänomen betroffen und 
steht vor der Herausforderung, qualifizierte Mitarbeiter:innen 
zu finden und zu halten. Warum digitale Lernangebote zu den 
Erfolgsfaktoren für eine nachhaltige Personalentwicklung ge-
hören, erklärt Doris Fuchshuber, Projektmanagerin für Lern-
systeme der atene KOM Akademie in Berlin.

Steigendes Arbeitsvolumen, in-
ternationales Recruiting und in-
dividuelle Personalentwicklung – 
das sind nur einige der üblichen 
Strategien, um dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen. Insbeson-
dere für Verwaltungen erweisen 
sich diese Lösungsansätze weder 
als schnell wirksam noch als um-
setzbar. Schließlich müssen die 
Rahmenbedingungen insbeson-
dere im öffentlichen Sektor erst 
einmal verändert, die Bürokra-
tie bewältigt und auch potenziel-
le Quereinsteigende eingearbei-
tet werden. 

Ein integratives Konzept bie-
tet die Digitalisierung der Verwal-
tungsdienstleistungen in Kombi-
nation mit einem Learning-on-De-
mand Bildungsmanagement. Die 
zeitintensive Administration der 
analogen Prozesse wird für die 
Mitarbeitenden reduziert und er-
möglicht ihnen, einen größeren 
Anteil ihrer Arbeitszeit effizient 
zu nutzen und z.B. für Weiterbil-
dungen aufzuwenden. Die Mit-
arbeitenden können in ihren in-
dividuellen Lerngeschwindigkei-
ten und mit flexibler Zeitgestal-
tung die intelligenten Lernpfade 
erkunden. 

Maximal flexibel  
und passgenau

Digitale Lernangebote, wie z.B. 
Selbstlerntrainings oder Blended- 

Learning-Formate, bieten solche 
flexiblen Lösungen. Sie ermögli-
chen Learning-on-Demand, also 
das bedarfsorientierte Lernen: 
wann immer es den Lernenden 
zeitlich und örtlich möglich ist, 
können sie unabhängig vom End-
gerät auf Onlinekursangebote zu-
greifen. Die atene KOM Akademie 
stellt auf einer eigenen Lernplatt-

der Praxis auf, die Verwaltungen 
für die Umsetzung der Digitalisie-
rung benötigen. Oberstes Ziel da-
bei ist es, das Bildungsangebot 
stets auf die Bedürfnisse der lo-
kalen, regionalen und überregio-
nalen Organisationen auszurich-
ten und die Themenwelten stetig 
zu erweitern.

Datenbasiert zum Optimum

Digitale Lernangebote heben 
sich von herkömmlichen Schu-
lungsformaten durch ihre Opti-
mierungspotenziale ab. Im Un-
terschied zu Präsenzformaten 
oder aufgezeichneten Webina-
ren können die Kursinhalte von 
eLearnings jederzeit mit wenig 
Aufwand aktualisiert werden; 
zusätzlich sind keine Trainerres-
sourcen und Reisekosten zu kal-
kulieren. Über Feedbackschlei-
fen lässt sich schnell auf Verän-
derungen im Markt reagieren: 
Brauchen Lernende mehr Kom-
petenzen im Umgang mit E-Ak-
ten, Künstlicher Intelligenz oder 
dem Datenschutz? Benötigen 
Führungskräfte Personal, das 
sich mit speziellen digitalen Tools 
und Compliance auskennt? Die 
Antworten auf diese Fragen bil-
den die Basis für ein wachsen-
des Lernangebot, das Unterneh-
men und Verwaltungen befähigt, 
in ihrem Personal stets Mitar-
beitende zu finden und zu hal-
ten, die die aktuell notwendigen 
Kompetenzen mitbringen. Digi-
tale Bildungsangebote können 
auf diese Weise ebenfalls die Ein- 
arbeitung von Quereinsteigen-
den unterstützen und – in Lern-
pfaden mit kürzeren Lerneinhei-
ten sortiert – Freude am Kompe-
tenzzuwachs fördern. � r

Doris Fuchshuber.� Bild: Florian Schuh

form speziell für Verwaltungen 
digitale Weiterbildungsangebo-
te, die den Fokus auf das Fachwis-
sen rund um digitale Infrastruktu-
ren sowie digitale Prozesse und 
Anwendungen legen, bereit. In 
enger Abstimmung mit relevan-
ten Fachbereichen arbeiten Ex-
pert:innen aus den Bildungswis-
senschaften zentrale Themen aus 

Öffentlicher Dienst:

Mit Weiterbildung  
gegen den Fachkräftemangel

Der Fachkräftemangel hat auch im öffentlichen Dienst drastisch zu-
genommen, es fehlen rund 360.000 Beschäftigte bundesweit laut ak-
tuellen Schätzungen des Deutschen Beamtenbundes. Viele Stellen 
bleiben unbesetzt, Abteilungen sind überlastet. Durch den demogra-
phischen Wandel und andere Einflussfaktoren ist eine schnelle Lö-
sung nicht in Sicht. Daher halten viele Behörden auch zunehmend 
nach Quereinsteigern Ausschau und setzen dann auf geeignete Qua-
lifizierungsmaßnahmen. Ob Sozialwissenschaftler oder Geographen, 
Betriebswirte oder Politologen – wer Freude an staatlichen Aufgaben 
hat und bereit ist, sich Verwaltungswissen anzueignen, kann sich er-
folgreich in Themen der öffentlichen Hand einarbeiten. 

Zusätzlich stellen sich klassisch 
ausgebildete Verwaltungsmitar-
beiterinnen und -mitarbeiter zu-
nehmend breiter auf um für viel-
fältige Bereiche einsetzbar zu 
sein. Denn die ressourceneffizi-
ente Steuerung einer zunehmend 
digitalisierten Verwaltung mit 
dünner Personaldecke wird wich-
tiger denn je und braucht Ver-
waltungsmanagerinnen und -ma-
nager, die die Funktionsbereiche 
nicht nur einzeln betrachten, son-
dern ganzheitlich und strategisch 
angehen.

Kooperation  
der Hochschulen

Sichtbar werden diese Ent-
wicklungen auch im Masterstu-
dium Public Management der 
TH Deggendorf in Kooperation 
mit der Hochschule für öffentli-
che Verwaltung in Hof. Die Stu-

diengruppen sind sehr hetero-
gen, hier lernen Verwaltungswir-
te und -wirtinnen gemeinsam mit 
Absolventinnen und Absolventen 
anderer Fachdisziplinen. Was alle 
vereint, ist der Berufsalltag in ei-
ner bayerischen Verwaltung, ob 
mit Beamtenstatus oder im An-
gestelltenverhältnis bzw. über 
den Quereinstieg.

Neueste Trends  
und Entwicklungen

Im 4-semestrigen Masterstudi-
um profitieren Studierende und 
indirekt auch ihre Dienstherren 
von Hochschuldozenten, Prakti-
kern aus der Verwaltungswelt, 
dem gegenseitigen Austausch 
auf Augenhöhe, praxisorientier-
ten Studienarbeiten, Exkursio-
nen, einem fachlichen Netzwerk 
auch noch Jahre später und na-
türlich von Einblicken in die neu-

esten Trends und Entwicklungen. 
So bereichern ab dem Winterse-
mester 2023/2024 einige neue 
Dozenten den Lehrplan. Prof. Dr. 
Roland Zink gibt Einblicke in digi-
tale Beteiligungsmöglichkeiten in 
Planungsprozessen. Zink betreut 
„PUBinPLAN“ (Public in Spatial 
Planning supported by informa-
tion and communication techno-
logy), ein Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben der Techni-
schen Hochschule Deggendorf. 
Die Applikation beschäftigt sich 
mit dem Nutzen digitaler Medi-
en für Partizipationsprozesse vor 
allem in der Dorf-, Stadt- und Re-

gionalentwicklung. Die Master-
gruppe gewinnt so einen Über-
blick über den Einsatz von Crowd-
sourcing und Augmented Reality 
in öffentlichen Projekten bspw. 
bei regionalen Energienutzungs-
konzepten, Leerstandskartierun-
gen oder Bauplanungsvorhaben.

Europa kommunal

Auch im Fach „Europäische 
Ausrichtung des Kommunalma-
nagements“ verstärkt wieder ein 
erfahrener Experte das Dozen-
ten-Team. Klaus Grepmeier, lang-
jähriger EU-Koordinator der Stadt 
Regensburg erarbeitet mit den 
Studierenden zum Beispiel, wie 
das Thema Europa auf kommuna-
ler Ebene organisiert ist, welche 
Förderkulissen relevant sind und 

welche Skills es braucht, um euro-
päische Projekte erfolgreich an-
zubahnen und umzusetzen.

Was noch auf dem Lehrplan 
steht: Vertieftes Verwaltungswis-
sen wie interne Revision und Prü-
fungswesen, öffentliches und pri-
vates Recht, Finanzmanagement 
und Steuern sowie Beteiligungs-
management. Abgerundet wird 
das Studium durch umfassende 
Management-Themen wie Füh-
rung, Kommunikation und Orga-
nisation. Damit können die Teil-
nehmenden auch für anspruchs-
volle Querschnitts- und Leitungs-
aufgaben in verschiedensten 
Verwaltungen eingesetzt wer-
den. Diese Chance nutzen gera-
de immer mehr Dienstherren im 
kommunalen Bereich: Sie richten 
ihr Talentmanagement auch auf 

Prof. Dr. Roland Zink, Dozent der 
TH Deggendorf im Master Public 
Management. � Bild: THD

interessierte und ambitionierte 
Quereinsteiger und -einsteigerin-
nen aus und nutzen breit ange-
legte Programme wie den Mas-
ter Public Management zur Qua-
lifizierung für den Verwaltungs-
alltag.

Informationen und Kontakt

Das Masterstudium richtet 
sich an Verwaltungsmitarbeiter 
mit Erststudium, verbindet Prä-
senzvorlesungen mit virtuellen 
Lern-Einheiten und richtet sich 
damit an Vollzeit-Berufstätige im 
Verwaltungsumfeld. Der Mas-
ter Public Management startet 
wieder im September 2023. Für 
Fragen, Online-Infoabende oder 
persönliche Beratung: julia.dul-
linger@th-deg.de. � r

NaturgefahrenForum der Versicherungskammer Bayern:

Wetterfest gegen Naturgefahren
Extreme Wetterlagen häufen sich – Naturgewalten können jeden treffen 

Auf dem NaturgefahrenForum der Versicherungskammer Bayern mit rund 150 Teilnehmern dis-
kutierten Politiker und Wissenschaftler mit Experten des führenden Gebäudeversicherers in Bay-
ern und der Pfalz unter dem Motto „#Wetterfest – gemeinsam vor Naturgefahren schützen“ über 
die sich ändernden Klimaverhältnisse und Möglichkeiten zur Absicherung gegen Naturgefahren.

Barbara Schick, stellvertretende Vorsitzende des Vorstands und verantwortlich für die Scha-
den- und Unfallversicherung im Konzern Versicherungskammer, erläuterte, dass nach wie vor 
viele Immobilienbesitzer die Gefahr, Opfer von Starkregen oder Hochwasser zu werden, unter-
schätzen. Dies beträfe alle Bereiche des privaten, öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens. „Die 
Schäden an Hab und Gut sind oft existenzgefährdend. In den vergangenen Jahren haben wir das 
mehrfach erlebt. Und zwar gerade in Gegenden, in denen kein Mensch damit gerechnet hat, dass 
ein kräftiger Starkregen nahezu alles zerstören kann.“ Zu meinen, es könne einen nicht treffen, 
sei deshalb ein weit verbreiteter und fataler Irrglaube zugleich.

Prof. Martin Grambow, Ministerialdirigent im Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz, sieht deshalb Hochwasserschutz als ein zentrales Zukunftsthema. „Bayern 
wird hier bis 2030 insgesamt 4,8 Milliarden Euro investieren.“ Dabei setze der Staat auf die Kom-
bination von natürlichem Rückhalt, technischem Hochwasserschutz und Hochwasservorsor-
ge. Ein weiterer wichtiger Baustein sei die Bewusstmachung des Hochwasserrisikos im Rahmen 
der EG-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie. „Dennoch kann es einen hundertprozentigen 
Schutz vor Hochwasser nicht geben“, so Grambow weiter. „Wichtig ist deshalb, dass sich die Bür-
ger vor eventuellen Schäden durch entsprechende Elementarschadenversicherungen für Gebäu-
de und Hausrat individuell schützen.“

Nach einem Kabinettsbeschluss erhalten Unwetteropfer seit dem 1. Juli 2019 keine staatliche 
Soforthilfe mehr, sofern die Immobilie versicherbar gewesen wäre. Die Versicherungskammer 
Bayern kann im Freistaat 99,8 Prozent der Gebäude problemlos versichern. Für die verbleiben-
den 0,2 Prozent sind meist individuelle Lösungen nach einer Besichtigung vor Ort möglich. � r

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.tvbayernlive.de/
mailto:julia.dullinger%40th-deg.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:julia.dullinger%40th-deg.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Gemeinde Birg- 
land, seit der Gebietsreform aus 
sechs Altgemeinden mit 42 Ort-
schaften und Weilern bestehend 
im Sulzbacher Bergland gelegen, 
deshalb der Name Birgland von 
der ortstypischen Sprechweise 
„Birch“ herkommend.

Die Gemeinde hat zurzeit ca. 
1.900 Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit dem 01.05.2014 
im Amt und übe mein Amt als 
ehrenamtliche Bürgermeisterin 

den Wald hineinruft, ruft es he-
raus“. Ich hatte beste Unter-
stützung durch das Ingenieur-
büro und die im Landkreis an-
sässige Baufirma.
Welche Themen beschäfti-
gen Sie momentan? 

Sehr stolz bin ich darauf, als 
erste Kommune in der Ober-
pfalz den Gigabit Breitband-
ausbau in Angriff genommen 
zu haben. Der Abschluss steht 
bevor. Während der Pandemie 
kam das Vorhandensein des 
schnellen Internets in der Ge-
meinde den Schülern und im 
Homeoffice Arbeitenden zugu-
te und macht uns als Wohnort 

Brigitte Bachmann
Erste Bürgermeisterin  

der Gemeinde Birgland

hauptamtlich aus, da die steigenden Anforderun-
gen bei kleinen Verwaltungen eine stundenweise 
Anwesenheit der Aufgabe nicht gerecht werden. 
Die Aufgaben sind die gleichen, wie in den gro-
ßen Gemeinden.

Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nach-
gegangen bzw. üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

Ich bin gelernte Speditionskauffrau. Als Spedi-
tionskauffrau war ich vor der Wahl zur Bürger-
meisterin tätig. Neben meinem Amt übe ich kei-
nerlei weitere Beschäftigung aus. Die weiteren 
ehrenamtlichen Tätigkeiten oder Aufgaben als 
Kreisrätin sind davon ausgenommen.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich bin eine sogenannte Spätberufene. Zwar 
habe ich mich als langjährige Leiterin der Krab-
belgruppe, in Elternbeiräten in Kindergarten, 
Grundschule, Realschule, Gymnasium, als Kir-
chenvorstandsmitglied usw. ehrenamtlich en-
gagiert, war aber nie politisch tätig. Das änder-
te sich im Jahr 2002 als ich gefragt wurde, ob 
ich nicht als Gemeinderätin kandidieren möch-
te. Dieses Amt habe ich dann 12 Jahre lang be-
kleidet, bis ich 2014 als Bürgermeisterin gewählt 
wurde.

Der besondere Anreiz stellt sich in der Form 
dar, dass man etwas gestalten und seine Ideen 
einbringen kann.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Nachdem mich Bürger überzeugt hatten zu 
kandidieren, war die Zeit von der Kandidatur bis 
zur Wahl recht kurz. 

Die Vorbereitung fand erst nach der Wahl mit 
einem Crash-Kurs über drei Tage vom Bayeri-
schen Gemeindetag ausgerichtet statt. Ansons-
ten war es der „Sprung ins kalte Wasser“. 
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Der erste Kanal- und Straßenbau meines Le-
bens war schon eine Herausforderung. Hier hat 
aber auch das Sprichwort geholfen „Wie es in 

in Autobahnnähe attraktiv.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Die Weiterentwicklung der Gemeinde im Rah-
men der interkommunalen Zusammenarbeit, die 
Umsetzung von neuen Ideen bleibt auch nach 
neun Jahren noch spannend und herausfordernd.

„Wie mache ich die Gemeinde zukunftssicher“ 
ist ein großes Thema. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Vor allem den Kolleginnen möchte ich Mut ma-
chen zu kandidieren. Wir repräsentieren die Hälf-
te der Weltbevölkerung und sollten unsere Zie-
le eigenständig umsetzen. Die Zusammenarbeit 
mit den männlichen Kollegen ist in der Regel sehr 
gut. Ausnahmen begleiten uns auch in der „nor-
malen“ Arbeitswelt. Deshalb sollte man vor dem 
Amt nicht zurückschrecken. Man bekommt so 
viel Positives zurück.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Neue Projekte werden vor der Realisierung 
durchgesprochen. Mit den angrenzenden Kolle-
gen wird in Zukunft interkommunal verstärkt zu-
sammengearbeitet.

Unsere Gemeinderatssitzungen waren auch 
während der Pandemie – im erlaubten Rahmen 
– gut besucht, so dass auf jeden Fall Transparenz 
gegeben ist.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sie vereinfacht Vieles, nimmt aber auch mehr 
Zeit in Anspruch. Wir werden mit E-Mails und an-
gehängten Dateien überhäuft. Allein vom Betreff 
her die Bedeutung zu erkennen, fällt oft schwer.

Ratsinformationssystem oder abrufbare For-
mulare von der Homepage erleichtern die Arbeit 
jedoch immens.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Niemals aufgeben.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als jemand, der sich um die Belange der Hei-
matgemeinde als Bürgermeisterin und ehema-
lige weitere stellvertretende Landrätin um den 
Landkreis nach bestem Wissen und Gewissen ge-
kümmert hat.� r
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Bayerische Wahlergebnisse
In Wegscheid im Landkreis Passau wird Christian Escherich (CSU) 
neuer Bürgermeister. Er erhielt bei der Wahl 65,4 Prozent der Stim-
men. Seine Gegenkandidatin, Erika Schäffner-Hofbauer (Freie Wäh-
ler) kam auf 34,6 Prozent. Amtsinhaber Lothar Venus (CSU) war im 
Januar im Alter von nur 48 Jahren verstorben.

Eine klare Entscheidung trafen 
auch die Bürger von Pähl (Land-
kreis Weilheim-Schongau): Bei 
der Bürgermeisterwahl entschie-
den sie sich für einen Neuanfang 
im Rathaus. Werner Grünbauer 
von der Unabhängigen Bürgerlis-
te für Pähl und Fischen (UBL) wur-
de nach zwölf Jahren im Amt mit 
42,8 Prozent der Stimmen abge-
wählt, sein Herausforderer Mari-
us Bleek erhielt mit 57,2 Prozent 
den Wählerauftrag. Bleek war 
von einem „Vertrauensbündnis 
für Pähl und Fischen“ nominiert 
worden. Die Wahlbeteiligung lag 
bei 66 Prozent. 

Stötten, Buxheim  
und Seubersdorf

In der Ostallgäuer Gemein-
de Stötten traten zwei Bewer-
ber an, um die Nachfolge von 
Rathauschef Ralf Grube (Allge-
meine Wählerschaft Stötten am 
Auerberg) anzutreten – er hat-
te sein Amt im Februar nieder-
gelegt. Michael Neumann setz-
te sich mit 73,3 Prozent gegen 
Sonja Dose (26,7 Prozent) durch. 

Er wird als erster hauptamtli-
cher Bürgermeister die Verwal-
tung des 2000-Einwohner-Ortes 
leiten. Die Wahlbeteiligung lag 
bei 64,9 Prozent. Eine klare An-
gelegenheit war auch die Wahl 
in Buxheim (Landkreis Unterall-
gäu): Amtsinhaber Wolfgang 
Schmidt (CSU) erreichte 95,8 
Prozent der Stimmen bei einer 
Wahlbeteiligung von 41,7 Pro-
zent. Er hatte keinen Gegenkan-
didaten. Die Wahlbeteiligung 
betrug 41,7 Prozent.

Andreas Steiner (SPD) heißt 
der neue Bürgermeister der 
Gemeinde Seubersdorf (Land-
kreis Neumarkt i. d. Oberpfalz). 
Er wurde mit 51,6 Prozent der 
Stimmen gewählt. CSU-Kontra-
hent Wilhelm Bußmann kam auf 
35,5, der parteilose Kandidat 
Kellermeier auf 12,9 Prozent. 
Die Wahlbeteiligung lag bei 75,5 
Prozent.

Dietersheim  
und Landensberg

In der Gemeinde Dietersheim 
(Landkreis Neustadt a.d. Aisch-

Bad Windsheim) siegte der bishe-
rige stellvertretende Bürgermeis-
ter Jürgen Meyer (CSU/FWG/FB) 
mit knapp 96 Prozent der Stim-
men. Die Wahlbeteiligung lag bei 
38,2 Prozent, Meyer hatte keinen 
Gegenkandidaten. Vorgänger Ro-
bert Christensen (CSU/FWG/FB) 
hatte aus gesundheitlichen Grün-
den das Amt niedergelegt.

Leonhard Steinle (Freier Wäh-
lerblock Glöttweng) wurde zum 
Ersten Bürgermeister der Ge-
meinde Landensberg (Landkreis 
Günzburg) bestimmt. Er verein-
te 65,4 Prozent der Stimmen auf 
sich. 34,6 Prozent erhielt sein 
Kontrahent Tobias Geiger von der 
Freien Wählervereinigung Lan-
densberg. Die Wahlbeteiligung 
lag bei 56,7 Prozent. Vorgänger 
Johannes Böse war mit 26 Jahren 
einem Suizid erlegen.

Fahrenzhausen

Wiederholt wurde die im 
Herbst 2022 durchgeführte 
Bürgermeisterwahl in Fahrenz-
hausen (Landkreis Freising), die 
Susanne Hartmann (Freie Wähl-
ergruppe Einigkeit) in der Stich-
wahl gewonnen hatte. Grund 
war ein eklatanter Verstoß des 
Wahlleiters. Hartmann errang 
als einzige Kandidatin 91 Pro-
zent der Stimmen, die Wahlbe-

teiligung lag bei 37,6 Prozent.

Landkreis Roth

Im mittelfränkischen Land-
kreis Roth wurde der von SPD 
und Grünen unterstützte Kan-
didat Ben Schwarz zum Nach-
folger von Bayerns dienstältes-
tem Landrat Herbert Eckstein 

bestimmt. Seit 1993 hatte der 
SPD-Politiker den Posten inne. 
Aus gesundheitlichen Gründen 
gab der 67-Jährige sein Amt nun 
vorzeitig ab. Bei der Stichwahl 
erhielt Schwarz 63,9 Prozent der 
Stimmen. CSU-Bewerber Jochen 
Münch unterlag mit 36,1 Pro-
zent. Die Wahlbeteiligung be-
trug 43 Prozent. � DK

Die Bürgermeister der NordAllianz-Kommunen fordern die Ermögli-
chung von Windkraftanlagen in ihrem Gemeindegebiet (vorn v.l. sit-
zend: Christoph Böck (Unterschleißheim), Franz Heilmeier (Neufahrn), 
Dr. Dietmar Gruchmann (Garching), Josef Niedermair (Hallbergmoos) 
sowie v.l. stehend Markus Böck (Oberschleißheim), Alexander Greu-
lich (Ismaning), Andreas Kemmelmeyer (Unterföhring), Sebastian 
Thaler (Eching).	 Bild: NordAllianz

Errichtung  
von Windkraftanlagen

NordAllianz-Bürgermeister unterzeichnen Resolution
Die Bürgermeister der NordAllianz-Kommunen fordern in einer Re-
solution die zuständigen Stellen auf, die Anlagen zur Flugsicherung 
auf den neuesten Stand der Sicherheitstechnik zu bringen und zu-
mindest aktualisierte Berechnungen der erforderlichen Sicher-
heitsbereiche vorzunehmen, damit der bisher erschwerte und zum 
Teil ausgeschlossene Bau von Windkraftanlagen im Umkreis der 
Flughäfen ermöglicht wird.

Das Anliegen der NordAlli-
anz- Kommunen betrifft die Er-
richtung von Windkraftanlagen 
in ihrer jeweiligen Gemarkung. 
Die Kommunen haben sich be-
reits vor Jahren mit Planungen 
für Windkraftanlagen beschäf-
tigt und u. a. auch Vorrangge-
biete für Windkraftanlagen vor-
gesehen. Diese Vorranggebiete 
wurden von Seiten des Flugha-
fens München aufgrund des In-
teressenkonfliktes „ziviler Luft-
verkehr“ abgelehnt (unabhän-
gig von der 10-H-Regel als Hinde-
rungsgrund).

Anlagenschutzbereiche

Aus Medienberichten ist der-
zeit zu entnehmen, dass durch 
die Flugsicherung Platz für mehr 
Windenergie geschaffen werden 
soll. Dabei geht es insbesondere 
um kleinere Anlagenschutzberei-
che. Von insgesamt 40 Drehfunk-
feuern vom Typ DVOR sollen bei 
39 die Anlagenschutzbereiche 
von 15 auf sieben Kilometer re-
duziert werden. Ausgeschlossen 
ist hier nur der Flughafen Kemp-
ten.

Damit wären Vorranggebie-
te, die Kommunen bereits für 
Windkraftanlagen festgelegt ha-
ben, wieder beplanbar; diese 
Flächen sind im Energieatlas für 
WEA (Windenergieanlagen) als 
gut geeignete Flächen (mittlere 
Windgeschwindigkeit > 5 m/sec, 
130 Meter Höhe) dargestellt. Im 
Energieatlas wird für den Bereich 
der NordAllianz die Gebietskulis-
se Windkraft ausgewiesen. Ent-
sprechende Windkraftanlagen 
sind durch die bestehenden Re-
gelungen von Anlagenschutzbe-
reichen des militärischen und zi-
vilen Luftverkehrs ausgeschlos-
sen.

Bau trotz Ausschlusskriterien

Verwunderlich ist, dass in den 
letzten zehn Jahren in umlie-
genden Landkreisen trotz ent-
sprechender Ausschlusskriterien 
sehr wohl Windenergieanlagen 
errichtet wurden (z. B. im Land-
kreis Dachau). Auch in der Lan-
deshauptstadt München, unweit 

von Ismaning und Garching, wur-
den im Bereich der A 9 (Nord-
kreuz) zwei Windenergieanla-
gen realisiert. Auch im südlichen 
Landkreis München sind kon-
krete Planungen für Windener-
gieanlagen, die z. T. auch in Aus-
schlussgebieten liegen, erfolg-
reich projektiert.

Dagegen werden seit Jahren 
laufende Planungen der Nach-
barstadt Garching aufgrund des 
dargestellten Interessenkonflik-
tes nicht genehmigt.

Kommunale Gesamtplanung

Die Bürgermeister der Nord- 
Allianz bitten deshalb um eine 
klare Aussage, wann und wie mit 
allen Anlagenschutzbereichen 
für den Flughafen München, 
für den Flugplatz Schleißheim 
und den damit zusammenhän-
genden planerischen Vorgaben 
für den Großraum umgegan-
gen wird. Die Kommunen der 
NordAllianz möchten Planun-
gen anstoßen und Projekte rea-
lisieren.

Planungssicherheit

Nachdem verbindliche Aus-
wertungen von regionalen Vor-
ranggebieten für Windener-
gie durch den Regionalen Pla-
nungsverband München nicht 
vor einem bis zwei Jahren vorlie-
gen werden, muss für Kommu-
nen aus Zeit- und Kostengrün-
den zeitnah Planungssicherheit 
geschaffen werden. Eine kom-
munale Gesamtplanung oder 
ein Antrag auf Vorbescheid für 
Windkraftanlagen ist nur dann 
sinnvoll und zweckmäßig.

Die Forderung, dass der Prü-
fung eines Standorts einer 
Windkraftanlage gar eine ver-
tiefte Einzelfallprüfung (immis-
sionsschutzrechtlicher Vorbe-
scheid) vorausgehen muss, setzt 
einen projektgenauen Planungs-
stand und damit Kosten zulasten 
der Kommunen voraus.

Resolution

Die Bürgermeister der Kom-
munen der NordAllianz fordern 

die zuständigen Stellen, ins-
besondere die Deutsche Flug- 
sicherung GmbH und ihre Ge-
sellschafter, auf, die Anlagen 
zur Flugsicherung – vergleich-
bar der Anlagen an den ande-
ren großen deutschen Flughä-
fen – auf den neuesten Stand 
der Sicherheitstechnik zu brin-
gen und zumindest aktualisier-
te Berechnungen der erforder-
lichen Sicherheitsbereiche vor-
zunehmen, damit der bisher 
erschwerte und zum Teil ausge-
schlossene Bau von Windkraft-
anlagen im Umkreis der Flughä-
fen ermöglicht wird.

Über die NordAllianz

Die Kommunen der NordAlli-
anz Metropolregion München 
Nord haben sich zum Ziel ge-
setzt, eine gemeinsame, stra-
tegische Förderung der Wirt-
schaft, der Wissenschaft, des 
Wohnraums und der Umwelt für 
die Region zu betreiben und den 
veränderten Mobilitätsanforde-
rungen gerecht zu werden. Im 
Rahmen der interkommunalen 
Zusammenarbeit werden durch 
die Kommunen gemeinsam de-
finierte Projekte zum Wohle der 
kommunalen Gemeinschaft und 
deren Entwicklung vorangetrie-
ben und umgesetzt. Mehr Infor-
mation auf https://nordallianz.
de. � r
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Haben Sie in diesem Früh-
jahr schon eine Gartenparty 
veranstaltet oder ein Wochen-
ende im Liegestuhl auf der Ter-
rasse gechillt? Wurde bei Ih-
nen schon angegrillt – also 
nicht auf dem Tischgrill in der 
Küche, sondern ganz zünftig 
draußen im Holzkohlennebel? 
Konnten Sie schon eine länge-
re Wanderung von Biergarten 
zu Biergarten absolvieren, oh-
ne pitschnass geregnet zu werden?

Tatsächlich ist dieses Frühjahr nass, kalt und 
ungemütlich. So gar nicht, wie man es sich 
wünscht, wenn man Montag bis Freitag für das 
nächste Wochenende Pläne macht. Opfer sind 
natürlich die Veranstalter von Frühlingsfesten, 
Biergartenbetreiber und die Gartenmärkte, 
denn wer will schon bei wahlweise Dauerregen 
oder plötzlichen Schauern den durchweichten 
Garten umgraben oder bepflanzen.

Es gibt aber noch eine andere Gruppe von 
Verlierern: Die Klimahysteriker jedweder Gene-
ration. Sie müssen erkennen, dass bei uns die-
ses Frühjahr keine Wetterextreme herrschen, 
sondern halt nur über Wochen Sauwetter, wie 
es seit Beginn der Wetteraufzeichnungen (wie 
es immer so schön heißt) alle paar Jahre zu be-
obachten ist. Keine Trockenheit oder gar Dürre, 
sondern gut gefüllte Wasserspeicher und satte 
Grundwasserstände. Dummerweise für die Kli-
maaktivisten gab es auch keine Überschwem-
mungen, weil sich das Wetter ans jahrhunderte- 
alte Drehbuch gehalten und nur so viel und in-
tensiv abgeregnet hat, dass das Wasser die 
Chance hatte, in den Boden zu versickern. Der 
Klimawandel verschnauft wohl.

Gut, Wetterextreme, ja sogar Katastrophen, 
sind um den ganzen Globus aufgetreten. Aber 
die katastrophale Dürre in Südspanien ist eben-
so weit weg wie die Überschwemmungen in Ka-
lifornien und die 45 Grad Rekordtemperatur für 
Mai in Vietnam nehmen wir ebenso nur en pas-
sant wahr, wie den Taifun in Bangladesch. Un-
gewöhnliche Wetterkonstellationen bei uns 
würden den Untergangspredigern und Propa-
gandisten eines radikalen Wirtschaftsumbaus 

natürlich eher in die Karten 
spielen.

Und radikal geht es ja zu: 
Heizungen schon ab 2024 bei 
Neueinbauten mit mindestens 
65 Prozent erneuerbarem An-
teil will der Bundesfilzklima-
schutzminister; pro Tag müss-
ten laut dem Bundeskanzler 
rein rechnerisch 40 Fußball- 
felder mit Solaranlagen gebaut 
und fünf neue Windräder er-

richtet werden.
Als Kater gehen mir da so einige Gedanken im 

Kopf herum. Zum Beispiel, warum Privatleute 
schon in sieben Monaten gänzlich neue Planun-
gen veranlassen und dann auch noch umsetzen 
sollen, wenn sich doch die öffentliche Hand bei 
vielen Planungen bis zu 15 oder 20 Jahre Vor-
lauf gönnt. Denn es ist doch mit den Händen zu 
greifen, dass in der Kürze der Zeit deutsche oder 
europäische Hersteller gar nicht genug Wärme-
pumpen für die Heizungsrevolution produzie-
ren und liefern können. Nachdem der Klima-
schutzminister ja noch eine Randzuständigkeit 
für Wirtschaft hat, wäre es da nicht sinnvoller, 
den deutschen und europäischen Herstellern 
einen realistischen Zeitplan vorzugeben, in dem 
sie sich an die Umstellung der Produktion oder 
den Aufbau neuer Kapazitäten machen können? 
Stattdessen verkaufen deutsche Unternehmen 
ihre Wärmepumpensparte an die Amerika-
ner und die asiatischen Lieferanten feixen vor  
Freude auf extragute Geschäfte einschließlich 
eines faktischen zukünftigen Monopols wie 
heute bei Solarpaneelen.

Dann diese Ausbauziele für Solar und Wind. 
Das hört sich für mich verdächtig nach Fünf-Jah-
res-Plan à la real existierender Sozialismus des 
20. Jahrhunderts an. Und der Stachanow der Kli-
maseligen baut keine Kohle ab, sondern Solar-
paneele im Akkord auf. Ich frage: Wo sind die 
Flächen für die Fußballfelder und die Türme – in 
einer Zeit, da wir überall übermäßigen Flächen-
verbrauch und die Zubetonierung unserer Land-
schaft beklagen? Wo sind die Beamten, die das 
alles mit weniger als eineinhalb Jahren Vorlauf 
genehmigen?

Da könnte man mit Blick auf den regenverhan-
genen Himmel schon trübselig werden. Aber ich 
halte es mit Dolly Parton: „Wer einen Regenbo-
gen haben will, muss den Regen akzeptieren.“ 

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Revolution  
mit Wärmepumpe

Politiker-Treffen mit Bischof in Kloster Metten. 	 Bild: LRA Regen

Pastoralbesuch im Dekanat Deggendorf-Viechtach: 

Bischof trifft  
Landräte und Bürgermeister

Ein straffes Programm erwartete Bischof Rudolf Voderholzer auch 
am zweiten Tag seines Pastoralbesuches im Dekanat Deggen-
dorf-Viechtach. Nach dem Besuch in Arnbruck, im „Glasdorf Wein-
furtner“ stand am Nachmittag die Begegnung mit Kommunalpo-
litikern aus dem gesamten Dekanat im Kloster Metten auf dem 
Programm. Begleitet von Regionaldekan Johannes Hofmann, De-
kan Josef K. Geismar und Prodekan Tobias Magerl stellte sich der Bi-
schof den Fragen und Anliegen von Bürgermeistern und Landräten 
aus dem „Arber-Isar-Dekanat“.

Begrüßt wurden alle vom Haus-
herrn des Kloster Metten, Abt 
Wolfgang Maria Hagl. Gefolgt wa-
ren der Einladung zum gemein-
samen Austausch Landrat Bernd 
Sibler aus Deggendorf, stellver-
tretender Landrat Helmut Plenk 
aus Regen, Oberbürgermeis-
ter Dr. Christian Moser aus Deg-
gendorf, sowie die Bürgermeis-
ter oder Stellvertreter aus Ruh-
mannsfelden, Metten, Bernried, 
Otzing, Offenberg, Achslach, Got-
teszell, Viechtach, Stephanspo-
sching, Grafling, Bodenmais, Teis-
nach, Geiersthal und Patersdorf. 
In einer Gesprächsrunde brach-
ten die Anwesenden vieles vor, 
was ihnen auf dem Herzen liegt. 
So wurde durchwegs von einer 
guten Zusammenarbeit zwischen 
der örtlichen Kommunalpolitik 
und den Seelsorgern vor Ort be-
richtet. Augenzwinkernd wurde 
auf „Don Camillo und Peppone“ 
verwiesen und dem Bischof ge-
dankt, dass er sich für die Kom-
munalpolitik interessiert und die-
ses Treffen ermöglicht hat.

Die Kirche  
soll im Dorf bleiben

Sorgen bereitet hingegen der 
geplante Pastoralplan 2034. Als 
Beispiel wurde die geplante Pfar-
reiengemeinschaft/Seelsorgeein-
heit von Prodekan Tobias Magerl 
genannt, der ab September 2023 
für sechs vormals selbständige 
Pfarreien samt Filialkirchen Ver-
antwortung tragen wird. „Tobias 
Magerl ist ein sehr offener Pries-
ter, der den Menschen auf Au-
genhöhe begegnet“, so die Wor-
te der betroffenen Bürgermeis-
ter. Die Sorge ist, dass der Pries-
ter überlastet und dadurch krank 
wird. Auch möchte man, dass „die 
Kirche im Dorf bleibt“, dass Fes-
te als Ausdruck der Lebens- und 
Glaubensfreude der Gläubigen 
weiterhin gefeiert werden kön-
nen. Bischof Rudolf zeigte großes 
Verständnis für diese Sorgen und 
erklärte, dass speziell im Bereich 
von Teisnach der geplante Pasto-
ralplan 2034 durch Pfarrerpensi-
onierungen bereits jetzt zum Tra-
gen komme. Ein Pilotprojekt für 
die Diözese Regensburg. Er ver-
sprach, dass Pfarrer Tobias Magerl 
und später auch anderen „großen 
Pfarreiengemeinschaften“ pasto-
rale Mitarbeiter zur Seite gestellt 
werden. „Im Moment sind wir in 
einer Phase des Hörens und Sam-
melns“ so der Bischof. Alles sei im 
Planungsstadium: Entwürfe wur-
den gemacht, die Dekane erhiel-

ten diese zur Ansicht und können 
sich nun mit den Pfarrern bespre-
chen, auch Änderungsvorschlä-
ge machen. „Oft wird die pasto-
rale Klugheit des Pfarrers gefragt 
sein“, betonte der Bischof. Warum 
solle beispielsweise das Fronleich-
namsfest nicht reihum jedes Jahr 
in den Pfarreien gefeiert werden. 
Man könne sich doch für ein Fest 
auch mal innerhalb der Pfarreien-
gemeinschaft bewegen: sich ge-
genseitig besuchen, teilnehmen, 
mitfeiern.

Ganz wichtig war Bischof Ru-
dolf, dass Unterstützung notwen-
dig ist für die Pfarrer.  „In unse-
rer Diözese soll der Pastoralplan 
2034 anlassbezogen umgesetzt 
werden, also wenn es Ruhe-
standsversetzungen oder derglei-
chen gibt. „Dann soll ein Plan in 
der Schublade sein.“ Bischof Ru-
dolf erklärte, dass die ganze Ent-
wicklung gangbar sei und nie-
mand alleine gelassen wird. So 
gebe es Pfarrvikare, Gemein-
de- und Pastoralreferenten, aber 
auch Koordinatoren und Pfarrei-
manager, die vor allem bei den 
bürokratischen Arbeiten unter-
stützen werden und unterstützen 
können. Dies betraf auch weitere 
Anliegen der Bürgermeister be-
züglich Kindergärten oder Fried-
höfen in kirchlicher Trägerschaft.

Kindergärten  
als brisantes Thema

„Das Thema Kindergarten ist 
eines der belastensten Themen 
derzeit“, so der Tenor. Hier ver-
wies Bischof Rudolf auf die Mög-
lichkeit, dass Kindergärten oder 
Altenheime an die Caritas zur 
Verwaltung abgegeben werden 
könnten. Auch ein neues Trä-
gerschaftsmodell werde der-
zeit durchdacht. Bezüglich der Fi-
nanzierung, anstehenden Reno-
vierungsarbeiten und Aussagen 
wie „die Bürokratiehürden sind 
schrecklich in der Diözese“ oder 
die Klärung von Zuschussmög-
lichkeiten bei kirchlichen Fried-
höfen, versprach Bischof Rudolf 
Gespräche mit den zuständigen 
Abteilungen zu führen. Eine wei-
tere Bitte der Bürgermeister war, 
die gemeindlichen Grenzen bei 
den pfarrlichen Zusammenlegun-
gen zu berücksichtigen.

Wandel bei Beerdigungen

Ein weiterer Sorgenpunkt be-
traf „die Zeit nach Corona“. Man 
merke, dass vieles zurückge-
gangen sei – feierliche Gottes-

dienste, kleine oder Beerdigun-
gen „in aller Stille“, weniger Got-
tesdienstbesucher und verschie-
denes mehr. Einig war man sich, 
dass Corona im pfarrlichen, im 
kirchlichen aber auch im gesell-
schaftlichen Leben tiefe Wunden 
geschlagen hat. Gleichzeitig finde 
derzeit aber gerade im Bereich 
der Beerdigungen ein unglaubli-
cher Kulturwandel statt. Wie die 
Pfarrer berichteten, kämen die 
meisten trauernden Angehöri-
gen bereits mit einer klaren Vor-
stellung: „So will ich es“ oder „So 
hat es sich der Verstorbene ge-
wünscht“. Bischof Rudolf drück-
te seine Hoffnung aus, dass hier 
das persönliche Gespräch, die 
persönliche Begleitung zumin-
dest teilweise zu einem Umden-
ken animiert. Corona habe vor al-
lem auch die Chöre stark getrof-
fen und nun zeige sich: wer krea-
tiv war in dieser schwierigen Zeit, 
dem falle nun auch das Aufste-
hen wieder leichter. Gelobt wur-
de allgemein das gute Miteinan-
der von kirchlicher und kommu-
naler Gemeinde.

Jeder Kirchenaustritt tut weh

Nicht unerwähnt blieb bei den 
Bürgermeistern der gesellschaft-
liche Trend zum Kirchenaustritt. 
Häufig höre man den „kirchlichen 
Missbrauch“ als Beweggrund, aber 
auch Einsparungen bei den Kir-
chensteuerabzügen auf dem Lohn-
zettel. „Das Vertrauen in die Kir-
che wurde stark geschwächt“, so 
Bischof Rudolf, der immer wie-
der neu nur sein tiefes Bedauern 
und Entsetzen ausdrücken kann. 
Er betonte jedoch, dass die Haus-
aufgaben in Regensburg gemacht 
wurden. Die vermehrten Kirchen-
austritte stehen meist im zeitli-
chen Zusammenhang mit neu-
en, schrecklichen Schlagzeilen 
und Meldungen. „Es ist eine Not. 
Wir tun das uns Mögliche und wir 
mussten viel lernen!“ resümierte 
Bischof Rudolf. Dekan Josef Geis-
mar berichtete, dass er jedem Ka-
tholiken in seinem Zuständigkeits-
bereich, der ausgetreten sei, ei-
nen persönlichen Brief schreibe. 
Hier erfahre er aber so gut wie kei-
ne Resonanz. Er sprach von einem 
Entfremdungsprozess oder bei 
ganz jungen Menschen von einem 
„nie gefühlten, nie erlebten Behei-
matungsprozess“.  Zum Thema Kir-
chensteuer führte Bischof Rudolf 
an, dass es noch viel mehr bekannt 
gemacht werden müsse, für was 
die Kirchensteuer alles verwen-
det wird. Diskussionspunkt waren 
dann auch die immer lauter wer-
denden Rufe nach einer möglichen 
Abschaffung der Kirchensteuer, 
wobei die mehrheitliche Meinung 
aus dem Kreis der Versammelten 
war, dass sich dies der Staat gar 
nicht leisten kann, da bisherige ho-
he Zahlungen aus Kirchensteuer-
geldern dann auf den Staat zukom-
men, zurückfallen würden. � r

Pflegebus auf Tour
Pflegeregion Plus startet Werbekampagne für Pflegeberufe  

Infotour begann am 8. Mai in Vilshofen
Um mehr junge Menschen für Pflegeberufe zu begeistern hat der 
Landkreis Passau mit der Gesundheitsregion Plus Passauer Land und 
den ambulanten, stationären und Rehaeinrichtungen die Pflegeregi-
on Plus Passauer Land gegründet. Ziel ist es, gemeinsam das Image 
der Pflegeberufe zu verbessern und so mehr Personal zu gewinnen. 
In diesem Rahmen hat die Pflegeregion nun eine Werbeoffensive ge-
startet, unter anderem mit einem Linienbus, der im ÖPNV-Einsatz 
aufmerksam machen soll und zudem für Infotage genutzt wird.

Damit ging‘s auch los: Am 
Montag, 8. Mai machte der Bus 
von 11 bis 15 Uhr Halt in Vils-
hofen an der Wendeplatte am 
Bahnhof. Bei diesem Setting wa-
ren die Landkreis Passau Gesund-
heitseinrichtungen, das AWO Se-
niorenheim und das Care Pflege-
team vor Ort, die die Bereiche 
der stationären, ambulanten und 
der Krankenhauspflege darstel-
len. Eingeladen waren Jung und 
Alt, angehende und fertige Pfle-
gekräfte und Interessierte. Jeder 
konnte vorbeischauen, es war 
vieles geboten. Jede Pflegekraft 
die vorbeikam, erhielt eine kleine 
kulinarische Verpflegung als klei-
nes Zeichen des Dankes für die 
tägliche Arbeit. Für die zukünfti-
gen Anwärter stand ein Glücks-
rad mit interessanten Gewinnen 
zur Verfügung. Außerdem konn-
ten aktive und spannende Akti-
onen wie Reanimation, Mobilisa-
tion, Messung der Sauerstoffsät-
tigung oder Blutzuckermessung 
ausprobiert werden. Am Tag der 
Pflege, am 12. Mai wurde der 
Pflegebus an den Ausbildungs-
verbund verliehen und in der Pas-
sauer Stadtmitte positioniert.

Neben dem regulären Linien- 
einsatz und der Nutzung als In-
fostand, wird der Bus bei Einrich-
tungstouren mit Schülerinnen 
und Schülern gezielt eingesetzt. 

Die Idee dahinter ist, die Jugend-
lichen von den Schulen abzuho-
len und ihnen Einblicke in einigen 
Einrichtungen im Pflegebereich 
zu geben. Die ganze Tour wird da-
bei moderiert und es werden In-
formationen zur generalistischen 
Pflegeausbildung gegeben. Da-
mit soll Pflege erlebbar gemacht 
und den Schülerinnen und Schü-
lern die facettenreichen Tätigkei-
ten in den Pflegeberufen darge-
stellt werden. Zusätzlich werden 
im Rahmen der Kampagne kurze 
Interviews mit Pflegekräften ge-
führt, die darin über ihren Beruf 
berichten. Die ersten beiden In-
terviews sind bereits unter www.
pflegeregion-passauland.de ver-
öffentlicht.

Guerilla-Marketing

Das Busunternehmen Eichber-
ger stellte den Bus, der von Gra-
fikdesigner Markus Rasch in Zu-
sammenarbeit mit der Arbeits-
gruppe Pflege der Gesundheitsre-
gion Plus Passauer Land gestaltet 
wurde, kostenlos zur Verfügung. 
Wichtig war den Verantwort-
lichen eine auffallende Gestal-
tung. „Entstanden ist dabei ei-
ne am Guerilla-Marketing orien-
tierte Darstellung von Personen 
in verschiedenen Situationen, die 
in der Pflege vorkommen, bei de-

nen man sofort hineilen und hel-
fen möchte. Die Idee ist es, die 
unterschiedlichen Einsatzgebiete 
im Kranken-, Alten-, Kinder- und 
Rehabereich darzustellen und das 
Helfen zu pointieren“, erklärt Lisa 
Fraunhofer, Geschäftsstellenlei-
terin der Gesundheitsregion Plus 
Passauer Land. 

Hand in Hand

Alle dargestellten Personen 
stammen aus der Region und 
sind oder waren tatsächlich auf 
Pflege angewiesen. So ist Gui-
do Herzog in einer Akutsituation 
zu sehen, Alfred Hufnagl in einer 
Reha-Situation, Franziska Rasch 
steht für die Kinderpflege und 
Katharina Zieringer für die Alten-
pflege. Bei der offiziellen Vorstel-
lung des Busses gab es ein Fo-
toshooting mit Pflegekräften aus 
der Region, die die jeweils darge-
stellte Situation auf dem Bus so-
zusagen auflösen und als Helfen-
de fungieren. Dafür haben sich 
Corinna Hellinger von der Caritas, 
Florian Resch, Natalja Schwarz 
und Emelie Maier aus dem AWO 
Seniorenheim Ortenburg, Nes-
lihan Cali aus dem Passauer Wolf 
und Intensivpfleger Peter Seibold 
von den Landkreis Passau Ge-
sundheitseinrichtungen zur Ver-
fügung gestellt.

Landrat Raimund Kneidinger 
zeigte sich dankbar, dass sich 
Pflegekräfte und Models aus der 
Region zur Bewerbung des Pfle-
geberufs zur Verfügung gestellt 
haben. „Besonders freut es mich, 
dass so viele Einrichtungen aus 
dem Landkreis hier in der Pfle-
geregion Hand in Hand zusam-
menarbeiten für die Stärkung des 
Pflegeimages. Gemeinsam haben 
wir hier eine wirksame Kampag-
ne auf die Beine stellen können,“ 
so Kneidinger. � r

http://www.pflegeregion-passauland.de
http://www.pflegeregion-passauland.de
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Vorschau auf GZ 11/2023
In unserer Ausgabe Nr. 11, die am 2. Juni 2023 erscheint,  
behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
•	 Kommunale Museen und Bibliotheken
•	 Kommunal-Marketing, Stadtmarketing

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen zwei Beilagen der Ludwig Radlmaier 
e.K. Land- und Kommunaltechnik bei. Wir bitten um freund-
liche Beachtung. 	 r
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 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de  Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/
akademie

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2023 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2023

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH
www.sew-kempen.de

P Betriebskosteneinsparung
	 durch hohe Effizienz und

Betriebssicherheit 

P Maximale Hygiene -
keim- und schadstoff-
übertragungsfrei

P 	Redundant, betriebssicher, hocheffizient

P 	Reduzierung der vorzuhaltenden Heiz-,
Kühl- und Elektroleistungen

P 	Wegfall von Rückkühlwerken möglich

P Nachrüstung / Sanierung im Bestand

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg undWürzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt.
Flugsicherung,KlinikumGroßhadern,Muffathalle, TheCharles
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Ihre eigene Gas- und 
Strompreisbremse

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen
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Stadt Würzburg:

Teilen statt kaufen
„Bibliothek der Dinge“ nun auch im Falkenhaus

Ob Nähmaschine, Akku-Schrauber, Plotter oder Töpferscheibe – war- 
um kaufen, wenn man auch leihen kann? Die Bibliothek der Din-
ge macht es möglich und unterstützt damit den nachhaltigen und 
ressourcenschonenden Umgang mit Konsumgütern. Schließlich ist 
der „Sharing“-Gedanke in Bibliotheken fest verankert; sie sind seit 
jeher auf die Ausleihe von Medien und die gemeinsame Nutzung 
von Räumen, Arbeitsgeräten und -plätzen spezialisiert. „Der Verleih 
von Gegenständen ist eine schlüssige Ergänzung und ermöglicht al-
len Menschen, an den (technischen) Entwicklungen der Gesellschaft 
teilzuhaben. Ausgeliehen werden Geräte und Dinge, die als prakti-
sche Alltagshelfer nützlich sind, die Kreativität oder musische Kom-
petenzen fördern oder mit denen einfach mal was Neues auspro-
biert werden kann“, erklärt Leiterin Martha Maucher das bereits 
andernorts erprobte Konzept.

Die Stadtteilbücherei Hub-
land hat die Vorreiterrolle einge-
nommen, sie bietet seit Herbst 

2020 rund 100 ausgewählte Din-
ge zur Ausleihe an. Der Schwer-
punkt liegt im Bereich von Spiel, 

Outdoor-Aktivitäten, Alltagshel-
fer oder Gaming – vom Fußball 
über Fahrradtaschen, Bollerwa-
gen, Nähmaschine, Akkuschrau-
ber und Spielekonsolen bis hin 
zu exotischen Gegenständen wie 
dem Teleskop oder dem Mikros-
kop. Das Angebot wurde von An-
fang an sehr gut angenommen. 
Die Hitliste führen alle Dinge rund 
ums Gaming an, gefolgt vom  
Looper, dem Spike Ball, den To-
nieboxen und dem Heimplaneta-
rium. Ganz besonders freut sich 
das Team, wenn bei der Rückga-
be nicht nur die Gegenstände, 
sondern auch Erfahrungsberich-
te oder neue Ideen mit abgelie-
fert werden.

Finanzielle Entlastung

Oberbürgermeister Christi-
an Schuchardt ließ es sich nicht 
nehmen, das neue Angebot im 
Falkenhaus selbst zu eröffnen: 
„Dieser Service wird ganz sicher 
auch im Herzen der Stadt auf 
große Nachfrage stoßen. Gera-
de in einem Multikrisenjahr brin-

gen solche Angebote auch eine 
finanzielle Entlastung für Privat-
haushalte. Nicht jeder kann und 
will sich selten benötigte Dinge 
wie Stichsägen selbst leisten.“ 
Das Falkenhaus setzt auf ein ei-
genes Profil beim Sortiment. Der 
Fokus liegt auf Technik, dem kre-
ativ-musischen und dem um-
fassenden Bereich von Naturer-
fahrungen. Die technische Kate-
gorie knüpft eng an das so ge-
nannte „Level 3-Projekt“, das 
die Digitalisierung begreifbar 
und die digitale Teilhabe für alle 
Menschen ermöglichen will, an. 
So kann der Umgang mit techni-
schen Geräten, die neu gelernt 
oder ausprobiert wurden, zu-
hause fortgesetzt werden, gleich 
ob es sich um einen 3D-Dru-
cker, einen Looper oder das Pod- 
caststudio handelt. Ganz be-
wusst soll mit kreativen Ange-
boten ein Kontrapunkt zur digi-
talen Welt gesetzt werden. Die 
Töpferscheibe, das Schnittmes-
ser oder die Ukulele können zur 
Aktivität jenseits des Bildschirms 
inspirieren, mit einer Wildtierka-
mera neue Erfahrungen in der 
Natur gesammelt werden. Kul-
turreferent Achim Könneke freu-
te sich bei der Eröffnung, dass 
dieser nachhaltige und klima- 

freundliche Service nun in Würz-
burgs Kultureinrichtung mit der 
größten Besucherzahl Einzug 
hält und so alle Generationen 
und Schichten erreicht.

Eine Kunst war es, die richtige 
Startauswahl festzulegen, nicht 
alles kann im Falkenhaus vorge-
halten werden. So grenzt sich das 
Profil von Angeboten ab, die an 
anderen Stellen bedient werden, 
wie z.B. den Baumärkten, dem 
Stadt-, Kreis- und Bezirksjugend- 
ring und dem neu eröffneten Zu-
kunftshaus in der Augustinerstra-
ße 4. Insbesondere mit dem Zu-
kunftshaus hat man sich eng ab-
gestimmt, um Kräfte zu bündeln. 
Florentina Schlereth und Mat-
thias Pieper präsentierten ihr 
Konzept und Angebot am Eröff-
nungstag an einem Infotisch im 
Foyer der Stadtbücherei.

Im Online-Katalog der Stadtbü-
cherei findet man die komplette 
Übersicht, indem man den Such-
begriff „Bibliothek der Dinge“ ein-
gibt oder man verschafft sich ei-

nen Eindruck direkt vor Ort in der 
Stadtteilbücherei Hubland und 
im Falkenhaus, hier sind alle ver-
fügbaren Dinge an einer Wand 
oder Säule abgebildet. Zu jedem 
Ding gibt es eine Ausleihkarte. 
Mit einem gültigen Büchereiaus-
weis können diese Karten bei der 
Auskunft gegen die im Keller ein-
gelagerten Dinge getauscht wer-
den. Die Rückgabe erfolgt eben-
falls über das Mitarbeiterteam 
und ist nicht am Rückgabeauto-
mat möglich.

Auch für das Büchereiteam ist 
es eine Herausforderung, das 
neue Angebot nun zu durchdrin-
gen. Nicht jedes „Ding“ kann man 
der Kundschaft nun gleich im De-
tail erklären, die Expertise muss 
gemeinsam aufgebaut werden. 
Das Team ist gespannt auf die 
Resonanz und weitere Anschaf-
fungsvorschläge, die im Rahmen 
des finanziell Machbaren gerne 
geprüft werden, so Medienpäd-
agoge Lambert Zumbrägel beim 
Vorstellungstermin. � r



Peter Bachmaier
Tel.      08071/9293-15
Mobil   0170/2867905
bachmaier@radlmaier.de

Jörg Köhler
Tel.      08071/9293-45
Mobil   0170/8343012
koehler@radlmaier.de

Haben wir Ihr Interesse geweckt?   Wir freuen uns auf Ihre Anfrage.

Griesmeier 1
83547 Babensham

Wir beraten Sie gerne - Mietkauf - Leasing - Finanzierung - Kommunalleasing - schnell und unkompliziert

Turbograss  
Nullwendekreis-Frontmäher mit ausgezeichneter
Manövrierfähigkeit für extrem enge Verhältnisse

Motoren (StageV):

Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
wahlweise Vergaser oder elektr. Einspritzung EFI
Diesel 16,3 kW (22 PS)
Hydrostat, Hebel-Steuerung
350 ltr. oder 500 ltr. mit Boden- oder Hochentleerung
110 oder 130 cm

Mulchmähwerke 110 - 150 cm, Schlegelmäher,
Ver�ku�erer, Schneeschild

Turboloader S / M / H
Mul�funk�ons-Lader mit Knicklenkung

vielsei�ge Maschine für den Einsatz im
Garten-und Landscha�sbau, in der Kommune,
in Baugewerbe und Landwirtscha�

S-Serie:
M-Serie:
H-Serie:

der güns�ge Eins�eg
die komfortable Mi�elklasse
die leistungsstarke Oberklasse

Motoren:
Antrieb:
Hubhöhe:

Anbaugeräte:

16,3 kW bis 19 kW (22 bis 26 PS)
hydrosta�scher Allrad-Antrieb
max. 308 cm

Schaufeln, Pale�engabel, Mähwerke,
Schlegelmäher, Heckenschere, Umkehrfräse,
Grabenfräse, Bohrgeräte, Schneeschild, usw.

                       Griesmeier 1 - 83547 Babensham 
Tel. 08071/9293-0  -  www.radlmaier.de  -  info@radlmaier.de

GTM +electric  LongRange (LR) / StandardRange (SR)

Profi-Aufsitzmäher mit Zwischenachsmähwerk und Grasaufnahme
nur 85 cm breit

WELTNEUHEIT - DER ERSTE PROFESSIONELLE ELEKTRISCHE AUFSITZMÄHER

Fahrantrieb:
Messerantrieb:
Ba�erie:

Laufzeit:
Ladezeit:
Fangbox:
Mähwerk:

Zubehör:

voll elektrisch - 1,2 kW
voll elektrisch - 3 kW

 6 Akkupacks, 54 V / 144 AhLR:
3 Akkupacks, 54 V / 72 AHSR: 
6-8 Std. / 3-4 Std., je nach EinsatzverhältnissenLR: SR: 

 ca. 6-7 Std. /  ca. 3-4 Std. - mit integriertem LadegerätLR: SR:
280 ltr., elektrische Bodenentleerung
80 cm, Zwischenachs-Sammelmähwerk,
manuelle Schni�höhenverstellung - 4 stufig
Mulchkit, Seitenauswur�it

GSR +electric  LongRange (LR) / StandardRange (SR)

Profi-Frontmäher mit Mulch- / Heckauswurfmähwerk
112 cm breit

WELTNEUHEIT - DER EINZIGARTIGE ELEKTRISCHE FRONTMÄHER

Fahrantrieb:
Messerantrieb:
Ba�erie:

Laufzeit:
Ladezeit:
Fangbox:
Mähwerk:

voll elektrisch - 1,2 kW
voll elektrisch - 9 kW

 8 Akkupacks, 54 V / 192 AhLR:
 5 Akkupacks, 54 V / 120 AhSR:
 6-8 Std. /  4-5 Std. je nach EinsatzverhältnissenLR: SR:
 6-7 Std. /  4-5 Std.- mit integriertem LadegerätLR: SR:

280 ltr., elektrische Bodenentleerung
112 cm, kombiniertes Mulch- und Heckauswurfmähwerk,
elektrische Schni�höheneinstellung
elektrische Wartungsposi�on

Powerbank PB ULTRA+
+ einfaches Nachladen
+ verlängerte Autonomie
+ mehr Arbeitsstunden
+ lädt jedes Akku-Werkzeug 

Leistung:          8 kW
Spannung:       230 V

Falls Sie von uns keine Werbung mehr erhalten möchten, senden Sie uns bitte eine E-Mail an: info@radlmaier.de

Produktübersicht 
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GTM
Profi-Aufsitzmäher mit Zwischenachs-Mähwerk 
und Grasaufnahme
nur 85 cm breit

GTR 
wendiger Frontmäher im kompakter Bauweise

GTS              
Mul�funk�ons-Frontmäher mit direkter Grasaufnahme
Allradantrieb auf Wunsch

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Mähwerk:

Zubehör:

Benzin 11,9 kW (16 PS), 2-Zylinder V-Motor
Hydrostat
280 ltr., Bodenentleerung
80 cm Sammelmähwerk

Mulchkit, Seitenauswur�it

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 11,9 bzw. 14,8 kW (16 bzw. 20 PS)
Hydrostat
280 ltr. Bodenentleerung
112 cm

elektr. Fangboxentleerung, elektr. Schni�-
höhenverstellung, Schneeschild

Motor:

Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 kW (22 PS)
Hydrostat
480 ltr. mit Boden- oder Hochentleerung
96 oder 112 cm

Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Wildkrautbürste, Ver�ku�erer, Schneeschild

GT
Mul�funk�ons-Frontmäher mit direkter Grasaufnahme
Allradantrieb auf Wunsch

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Diesel 19 kW (26 PS)
Hydrostat
550 ltr. mit Hochentleerung
126 cm

Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Wildkrautbürste, Ver�ku�erer, Schneeschild

Turbo Z
Nullwendekreis-Frontmäher

 Motor:

Antrieb:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 bzw 19 kW (22 bzw. 26 PS)
Hydrostat

Mulchmähwerke 112 - 185 cm, Ver�ku�erer,
Schlegelmäher 110 - 180 cm, Schneeschild

PG 
der ideale Allrounder zur Pflege von Grünanlagen und Freigelände
auf Wunsch: Allradantrieb (nur 280)
Motor:

Antrieb:
Fangbox (nur PG):
Sammelmähwerk:
Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 bzw. 19 kW (22 bzw. 26 PS)
Hydrostat
600 ltr. oder 800 ltr. mit Hochentleerung
112, 126 oder 130 cm
Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Kehrsaugmaschine, Ver�ku�erer, Schneeschild, 
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunk�on
          RGA Geräte-Adapter, Balkenmäher, Bandrechen

 
Turbo 1 / 1W / 2 / 4 
Profi-Frontmäher mit Turbine und Grasfangbehälter
Allradantrieb (Turbo 1W und 4)
Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:
Zubehör:

Diesel 19 kW (26 PS)
Hydrostat (Turbo 4 mit 2-stufigem Hydrostat)
900 ltr. bis 1.300 ltr. mit Hochentleerung
130, 150 oder 180 cm
Mulchmähwerke 130 - 185 cm, Schlegelmäher,
Kehrwalze, Kehrsaugmaschine, Ver�ku�erer,
Schneeschild, Wildkrautbürste, Pflegegeräte 
für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunk�on
          RGA Geräte-Adapter, Balkenmäher, Bandrechen

ZUBEHÖR FÜR DIE 
PG-Serie und Turbo-Serie

Der  bietet die Möglichkeit, zwischen Sammeln und Mulchen des GF3x1PLUS
Mähguts zu wählen.
Die Umschaltung erfolgt serienmäßig mit einem Handhebel. Für die PG-Version
gibt es op�onal eine hydraulische Variante.
Die in der Abbildung dargestellte Klappe gibt den Weg für das Mähgut zur
Sammelschnecke frei oder leitet es direkt auf den Boden ab.

Der neue, größere  kombiniert die Vorteile des 140GF3x1PLUS 160
mit einer noch robusteren Konstruk�on und einem an das Aussehen
der Turbo1-2-4 Reihe angepassten Design. All das in Verbindung
mit dem innova�ven ÜBERLAST-ABSCHALTSYSTEM, das die
Schnecke bei Überlastung vom Antrieb entkoppelt. Mit diesem
System werden Schäden am Gerät und den Antrieben durch
übermäßige Belastung und Kontakt mit Fremdkörpern, wie Steinen
und größeren Holzstücken, wirkungsvoll vermieden.
Falls die Überlastsicherung ausgelöst hat, kann der Antrieb mit dem
serienmäßig mitgelieferten Werkzeug wieder eingekoppelt werden
 - es kann sofort und ohne Verzögerung weitergearbeitet werden.

MÄHEN UND AUFSAMMELN

MULCHEN

GF3X1 PLUS 160 SMART SYSTEM

PLUS und VORTEILE:
SICHERHEIT und LANGLEBIGKEIT des Geräts
KEINE AUSFALLZEIT bei gestoppter Maschine
HÖHERE PRODUKTIVITÄT bei der Arbeit

PG XPRO / SR XPRO 
der neue starke Allrounder zur Pflege von Grünanlagen und Freigelände
PG XPRO: Sammel-Mäher  /  SR XPRO: Mulch-Mäher
auf Wunsch: Allradantrieb (nur 280), Kabine (nur 280DW)
> neue Pla�orm, mehr Platz, leiser, neue Au�ängung
> neue Bedienkonsole rechts - perfekte Ergonomie
> separat schaltbare Turbine mit Riemenkupplung
Motor:
Antrieb:
Fangbox (nur PG):
Sammelmähwerk:
Zubehör:

Diesel 16,3 bzw. 19 kW (22 bzw. 26 PS)
Hydrostat
800 ltr. mit Hochentleerung
126 oder 130 cm
Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Kehrsaugmaschine, Ver�ku�erer, Schneeschild, 
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunk�on
          RGA Geräte-Adapter, Balkenmäher, Bandrechen

 
Turbo V50 / Turbo V50 Cruiser 
Unser stärkster Profi-Frontmäher mit abschaltbarer Turbine und Grasfangbehälter
Allradantrieb; klima�sierte Kabine bei V50 Cruiser
Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:
Zubehör:

Diesel 37 kW (50 PS)
2-stufiger Hydrostat, Zapfwelle mit Getriebe
1.300 ltr. mit Hochentleerung
150 oder 180 cm
Mulchmähwerke 130 - 185 cm, Schlegelmäher,
Kehrwalze, Kehrsaugmaschine, Ver�ku�erer,
Schneeschild, Wildkrautbürste, Pflegegeräte 
für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunk�on
          RGA Geräte-Adapter, Balkenmäher, Bandrechen



Durasweep Kehrmaschinen

Grande Brio Scheuersaugmaschinen

WILLMOP Die STAMA Produktlinie besteht aus 3- und 4-Rad Elektrofahrzeugen in
vielen verschiedenen Ausführungen sowie aus den STAMA Laubsaugern.
Für alle Fahrzeuge bietet STAMA ein umfangreiches Zubehörsor�ment an.
 

das kleinste Fahrzeug leicht zu bedienen und wendig
robustes Arbeitsfahrzeug mit 3-Seiten-Kipper 
knickgelenktes, kompaktes und wendiges Fahrzeug
knickgelenkt und mit wendbarem Fahrerstand
zwei Sitze, hohe Ladekapazität und Servolenkung, 
auf Wunsch mit geschlossener Kabine
leise und leistungsstark, Zuladung bis zu 1.400 kg,
 a. W.  mit Beifahrersitz, geschlossener Kabine  usw.
knickgelenktes Fahrzeug mit Allradantrieb, Zuladung
bis zu 1.500 kg, wendbarer Fahrerstand

STAMA Micro EL
STAMA Parker EL
STAMA Mini Basic EL
STAMA Mini RS EL
STAMA Mul� EL

STAMA Evo EL

STAMA Maxi EL 4WD

Falls Sie von uns keine Werbung mehr erhalten möchten, senden Sie uns bi�e eine E-Mail an: info@radlmaier.de

Micro EL Evo EL Mul� EL mit ELS-L

Mini RS EL Evo EL Maxi EL 4WD

Die wendigste und flexibelste Scheuersaugmaschine - 
mit nur einer Hand souverän bedienbar!
Der Willmop ist in zwei Arbeitsbreiten verfügbar.
Willmop 35 
Willmop 50 DE
Zusätzlich gibt es den Willmop 50 DE Ecoray;
dieser reinigt und desinfiziert mit UV-C-Strahlung,
ohne schädliche Chemikalien, op�mal für Krankenhäuser
und Pflegeeinrichtungen!

37 cm Arbeitsbreite
50 cm Arbeitsbreite

handgeführte Scheuersaugmaschinen
mit 1 oder 2 Scheiben
Arbeitsbreite von 35 cm - 55 cm
Aufsitz-Scheuersaugmaschinen 
mit 2 oder 4 Scheiben
Arbeitsbreite von 50 cm - 100 cm

handgeführte Kehrmaschinen 
Arbeitsbreite von 50 cm - 70 cm 
mit Seitenbesen 68 cm - 88 cm
Aufsitzkehrmaschinen 
Arbeitsbreite von 70 cm - 78 cm 
mit Seitenbesen 115 cm - 130 cm
mit Ba�erie oder Verbrenner-Antrieb
Das Modell 130 verfügt über eine hydraulische 
Behälter-Entleerung
 

Griesmeier 1
83547 Babensham
Tel. 08071/9293-0
www.radlmaier.de
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Sie möchten mit einer zuverlässigen und wartungsarmen Maschine die Grünflächenpflege schnell
und effizient durchführen? Das ist mit den SCHOUTEN Kommunalmaschinen möglich.
Ver�ku�eren, Mähen, Schni�abfälle, Laub und Leichtmüll aufnehmen und zerkleinern - mit den
Produkten von SCHOUTEN haben wir für Sie die rich�gen Maschinen!

MAVER M 1803  -  Mäh- und Ver�ku�ermaschine

Arbeitsbreite:
Ladevolumen:
Leistungsbedarf:
Hochentleerung:
Achsen:
Bereifung:
Bedienung:

180 cm
3 m³
ab 25 PS (18 kW)
bis 240 cm
Doppel-Pendelachse
26x12.00-12 (4 Stück)
elektrohydraulisch mit
Touchscreen-Bedienfeld

Rotor Ø:
Anzahl Mähmesser:
Anzahl Windflügel:
Rotordrehzahl:
Nachlaufwalze Ø:
Ver�ku�ermesser:

200 mm
50 + 50 Y-Messer
25 Stück
2.650 U/min
160 mm
op�onal, max. 100 Stück

Der Auffangbehälter kann stufenlos in jeder Höhe entleert werden. Auch am Hang ist eine sichere
Entleerung möglich, da ein Parallelogrammsystem den Schwerpunkt der Ladung immer vor den Rädern hält.
Der MAVER ist mit einer hydraulischen Schwenkdeichsel ausgesta�et, die das Umfahren von Hindernissen 
einfach und komfortabel macht. Sie bietet einen Verstellweg von 60 cm nach rechts und 21 cm nach links.

Weitere Produkte von SCHOUTEN

Phoenix Rasenkehrmaschine Faunus MähcontainerPanda Mähcontainer Rabbit Ver�ku�erer

EMPAS MCB 3.0  
Die Lösung für nachhal�ge und umwel�reundliche Wildkrautbekämpfung

Das MCB 3.0 kann auf einen Geräteträger, Anhänger oder auf der Pritsche eines Pick-ups mon�ert werden.
Mit einer maximalen Schlauchlänge von 35 m auf einer Federzugshaspel und 360° drehbaren Schlauch-
führung erreichen Sie selbst schwer zugängliche Bereiche.
Das schlanke Design und die kompakte Bauweise machen den Transport einfach und flexibel.
Eine konstante Wasseraustri�stemperatur von über 99,5° C an der Lanze, emissionsarmer, 
elektrischer Pumpenantrieb und Wassererhitzung durch Gas- oder Heizöl- bzw. Dieselbrenner sorgen für einen 
kostengüns�gen und emissionsarmen Einsatz.

● Wassertank wahlweise mit 300, 600 oder 900 Liter
● autonomer Betrieb der Pumpeneinheit durch Lithium-Akkueinheit oder an elektrischen Trägerfahrzeugen
● Pumpenantrieb wahlweise elektrisch, Benzin oder Diesel
● wahlweise Gas- oder Heizöl- bzw. Dieselbrenner
● übersichtlicher Touchscreen - Bedienung mit Handschuhen möglich
● elektronisch geregelte, konstante Wassertemperatur
● Mul�funk�onswerkzeuge in verschiedenen Breiten bis 400 mm
● Stechlanzen zur Bekämpfung von invasiven Neophyten
● Teleskoplanze gegen Eichenprozessionsspinner
● Zusatzfunk�onen: Hochdruckreinigung, Wässern, Kaugummien�ernung, Desinfizieren

Unser Vorführgerät steht für Sie bereit !

Unser Vorführgerät steht für Sie bereit !

Weitere Produkte von EMPAS
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